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Danziger Beamtengeſetz 
i Abſchnitt I 
Das Beamtenverhältnis 


105 8 1 1 
(1) Der Beamte ſteht zur Freien Stadt Danzig und ihrer nationalſozialiſtiſchen Führung in 
einem öffentlich⸗ rechtlichen Dienſt⸗ und Treueverhältnis (Beamtenverhältnis). i 1 110 
(2) Der Staat fordert von dem Beamten unbedingten Gehorſam und äußerſte Pflichterfüllung; 
er ſichert ihm dafür ſeine Lebensſtellung. N 1 75 
=” 1 001 N 
(1) Das Dienſtverhältnis zum Staat iſt entweder unmittelbar oder mittelbar. = 
(2) Wer unmittelbarer Dienſtherr des Beamten iſt, ergibt ſich aus dem Aufbau der öffentlichen 
Verwaltung. f f u 1 938 
(8) Hat der Beamte nur den Staat zum Dienstherrn, jo iſt er unmittelbarer Staatsbeamter; 
hat er einen anderen unmittelbaren Dienſtherrn, ſo iſt er mittelbarer Staatsbeamter. Beim Wechſel 
des Dienſtherrn endet das bisherige unmittelbare Dienſtverhältnis. 
(4) Oberſte Dienſtbehörde des Beamten iſt die oberſte Behörde ſeines unmittelbaren Dienſt⸗ 
herrn. N 
(5) Dienſtvorgeſetzter iſt, wer für beamtenrechtliche Entſcheidungen über die perſönlichen Ange⸗ 
legenheiten des ihm nachgeordneten Beamten zuſtändig iſt. Vorgeſetzter iſt, wer einem Beamten für 
ſeine dienſtliche Tätigkeit Weiſungen erteilen kann. Wer Dienſtvorgeſetzter und Vorgeſetzter iſt, be⸗ 
ſtimmt ſich nach dem Aufbau der öffentlichen Verwaltung. f 710 5 


Abſchnitt II 
Pflichten der Beamten 10 
1. Allgemein 100 

(1) Die Berufung in das Beamtenverhältnis iſt ein Vertrauensbeweis der Staatsführung, den 
der Beamte dadurch zu rechtfertigen hat, daß er ſich der erhöhten Pflichten, die ihm ſeine Stellung 
auferlegt, ſtets bewußt iſt. Der Staat und ſeine nationalſozialiſtiſche Führung verlangen von ihm 
echte Vaterlandsliebe, Opferbereitſchaft und volle Hingabe der Arbeitskraft, Gehorſam gegenüber den 
Vorgeſetzten und Kameradſchaftlichkeit gegenüber den Mitarbeitern. Allen Volksgenoſſen ſoll er ein 
Vorbild treuer Pflichterfüllung ſein. Dem Staat und ſeiner nationalſozialiſtiſchen Führung, die ihm 
beſonderen Schutz zuſichern, hat er Treue bis zum Tode zu halten. f 1 Rn 

(2) Der Beamte hat jederzeit rückhaltlos für den Staat und feine nationalſozialiſtiſche Führung 
einzutteten. Er hat Vorgänge, die deren Beſtand gefährden könnten, auch dann, wenn ſie ihm nicht 
vermöge ſeines Amtes bekanntgeworden ſind, zur Kenntnis ſeines Dienſtvorgeſetzten zu bringen. 

(3) Der Beamte iſt für gewiſſenhafte Erfüllung ſeiner Amtspflichten verantwortlich. Durch ſein 
Verhalten in und außer dem Amte hat er ſich der Achtung und des Vertrauens, die ſeinem Berufe 
entgegengebracht werden, würdig zu zeigen. Er darf nicht dulden, daß ein ſeinem Hausſtande ange⸗ 
hörendes Familienmitglied eine unehrenhafte Tätigkeit ausübt. In s 9.30 eee 

2. Treueid 
8 4 

(0) Die beſondere Verbundenheit mit dem Staat und ſeiner nationalſozialiſtiſchen Führung be⸗ 
kräftigt der Beamte mit folgendem Eide, den er bei Antritt ſeines erſten Dienſtes zu leiſten hat: 
F ch ſchwöre: Ich werde der Freien Stadt Danzig und ihrer nationalſozialiſtiſchen Führung 
treu und gehorſam ſein, die Geſetze beachten und meine Amtspflichten gewiſſenhaft erfüllen, 
ſo wahr mit Gott helfe.“ 5 5 Ft BENEA 
2) Geſtattet ein Geſetz den Mitgliedern einer Religionsgeſellſchaft an Stelle des Eides andere 
Beteuerungsformeln zu gebrauchen, jo kann der Beamte, der Mitglied einer ſolchen Religionsgeſellſchaft 
iſt, dieſe Beteuerungsformel ſprechen. Be ach Gilda na ,, nn 


) Erklärt der Beamte, daß er Bedenken habe, den Eid in religiöser Form zu keiten, {o kann 
er ihn ohne die Schlußworte leiſten. g,, 22 
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3. Beſchränkung 
bei Vornahme von Amtshandlungen 
8 5 

(1) Der Beamte darf ohne Genehmigung ſeines Dienſtvorgeſetzten keine Amtshandlungen vor⸗ 
nehmen, durch die er ſich ſelbſt oder einer Perſon, zu deren Gunſten ihm wegen familienrechtlicher 
Beziehungen im Strafverfahren das Zeugnisverweigerungsrecht zuſteht, einen Vorteil verſchaffen würde. 

(2) Der Beamte iſt von ſolchen Amtshandlungen zu befreien, die ſich gegen ihn ſelbſt oder eine 
Perſon richten würden, zu deren Gunſten ihm wegen familienrechtlicher Beziehungen im Strafverfahren 
das Zeugnisverweigerungsrecht zuſteht. 

(3) Geſetzliche Vorſchriften, nach denen der Beamte von einzelnen Amtshandlungen ausgeſchloſſen 
iſt, bleiben unberührt. 

Der Beamte hat ſich jeder amtlichen Tätigkeit zu enthalten, wenn ihm die Führung ſeiner Dienſt⸗ 
geſchäfte von der oberſten Dienſtbehörde oder der von ihr beſtimmten Behörde verboten wird. Ein 
ſolches Verbot ſoll nur bis zur Dauer von drei Monaten aufrechterhalten werden. 


4. Gehorſamspflicht 
8 7 

(1) Der Beamte iſt für die Geſetzmäßigkeit ſeiner Amtshandlungen verantwortlich. 

(2) Er hat die dienſtlichen Anordnungen ſeiner Vorgeſetzten oder der kraft beſonderer Vorſchrift 
ihm gegenüber zur Erteilung von Weiſungen berechtigten Perſonen zu befolgen, ſoweit geſetzlich nichts 
anderes vorgeſchrieben iſt; die Verantwortung trifft dann denjenigen, der die Anordnung gegeben 
hat. Der Beamte darf eine Anordnung nicht befolgen, deren Ausführung für ihn erkennbar den Straf⸗ 
geſetzen zuwiderlaufen würde. 

(3) Der Beamte darf Anordnungen für ſeine Amtshandlungen nur von ſeinen Vorgeſetzten oder 
den kraft beſonderer Vorſchrift ihm gegenüber zur Erteilung von Weiſungen berechtigten Perſonen ent⸗ 
gegennehmen; ſeine Bindung an Geſetz und ſolche Anordnungen geht jeder anderen Gehorſamsbin⸗ 
dung vor. 

5. Amtsverſchwiegenheit 
8 8 

(1) Der Beamte hat — auch nach Beendigung ſeines Beamtenverhältniſſes — über die ihm bei 
ſeiner amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Geſetz oder 
dienſtliche Anordnung vorgeſchrieben oder ihrer Natur nach erforderlich iſt, Verſchwiegenheit gegen 
jedermann zu bewahren; von dieſer Amtspflicht kann ihn keinerlei andere perſönliche Bindung befreien. 

(2) Er darf ohne Genehmigung über ſolche Angelegenheiten weder vor Gericht noch außergerichtlich 
ausſagen oder Erklärungen abgeben. 

(3) Die Genehmigung erteilt der Dienſtvorgeſetzte oder der letzte Dienſtvorgeſetzte. 

(4) Der Beamte hat — auch nach Beendigung ſeines Beamtenverhältniſſes — auf Verlangen des 
Dienſtvorgeſetzten oder des letzten Dienſtvorgeſetzten amtliche Schriftſtücke, Zeichnungen, bildliche Dar⸗ 
ſtellungen und dergleichen und Aufzeichnungen über dienſtliche Vorgänge ſowie von Wiedergaben ſolcher 
herauszugeben. Die gleiche Verpflichtung trifft ſeine Hinterbliebenen und ſeine Erben. 


8.9 

(1) Die Genehmigung, als Zeuge auszuſagen, ſoll nur verſagt werden, wenn die Ausſage dem 
Wohle des Staates Nachteile bereiten oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernſtlich gefährden 
oder erheblich erſchweren würde. Die Genehmigung, ein Gutachten zu erſtatten, kann verſagt werden, 
wenn die Erſtattung auch ſonſt dienſtlich Nachteile bereiten würde. 

(2) Iſt der Beamte Partei oder Beſchuldigter in einem gerichtlichen Verfahren und ſoll ſein Vor⸗ 
bringen der Wahrnehmung ſeiner berechtigten Belange dienen, ſo ſoll die Genehmigung auch dann, 
wenn ſein Vorbringen dem Wohle des Staates Nachteile bereiten oder die Erfüllung öffentlicher Auf⸗ 
gaben ernſtlich gefährden oder erheblich erſchweren würde, nur verſagt werden, wenn die dienſtlichen 
Rückſichten dies unabweisbar fordern; wird ſie verſagt, ſo hat der Dienſtvorgeſetzte dem Beamten 
den Schutz zu gewähren, den die dienſtlichen Rückſichten zulaſſen. 
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6. Nebentätigkeit und Annnahme von Belohnungen 
g 8 10 
(1) Der Beamte iſt verpflichtet, auf Anordnung ſeiner oberſten Dienſtbehörde jede Nebentätig⸗ 
keit (Rebenamt, Nebenbeſchäftigung) im öffentlichen Dienſt — auch ohne Vergütung — zu über⸗ 
nehmen oder fortzuführen, ſofern dieſe Tätigkeit ſeiner Vorbildung oder Berufsausbildung entſpricht. 
Die oberſte Dienſtbehörde kann die Befugnis zur Anordnung auf nachgeordnete Behörden übertragen. 
Bei Richtern der ordentlichen Gerichtsbarkeit erfolgt die Zuteilung eines Nebenamtes oder einer Neben⸗ 
beſchäftigung im öffentlichen Dienſt nur im Wege der ordentlichen Geſchäftsverteilung für das Haupt⸗ 
amt. 
(2) Der Beamte bedarf, ſoweit er nicht nach Abſ. 1 zur Übernahme verpflichtet it, der vor⸗ 
herigen Genehmigung i 

1. zur Übernahme eines Nebenamts, einer Vormundſchaft, Pflegſchaft oder Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckung, 

2. zur Übernahme einer Nebenbeſchäftigung gegen Vergütung, insbeſondere auch zu einer ge⸗ 
werblichen Tätigkeit, 

3. zum Eintritt in den Vorſtand, Aufſichtsrat, Verwaltungsrat oder in ein ſonſtiges Organ 
einer Geſellſchaft, Genoſſenſchaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unter⸗ 
nehmens ſowie zur Übernahme einer Treuhänderſchaft — die Genehmigung darf nur erteilt 
werden, wenn mit der Tätigkeit keine Vergütung verbunden iſt, oder wenn die Tätigkeit auf 
Vorſchlag oder Veranlaſſung des Dienſtvorgeſetzten übernommen wird, oder wenn es ſich 
um Selbſthilfeeinrichtungen der Beamten handelt —, ; 

4. zum Betriebe eines Gewerbes im Sinne der Reichsgewerbeordnung durch ſeine Ehefrau, wenn 
nicht die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt (88 1575, 1587 des Bürgerlichen Geſetzbuches). 

(3) Die Genehmigung erteilt die oberſte Dienſtbehörde, die dieſe Befugnis auf andere Behörden 
übertragen kann; ſie kann bedingt oder befriſtet werden und iſt jederzeit widerruflich. 
(4) Der Senat kann Ausnahmen von der Genehmigungspflicht zulaſſen. 


8 11 
Nicht genehmigungspflichtig iſt die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung des Beamten unter⸗ 
liegenden Vermögens, eine ſchriftſtelleriſche, wiſſenſchaftliche, künſtleriſche oder Vortragstätigkeit der 
Beamten ſowie die mit der Lehr- oder Forſchungstätigkeit zuſammenhängende Gutachtertätigkeit von 
Lehrern an öffentlichen Hochſchulen und von Beamten an wiſſenſchaftlichen Inſtituten und Anſtalten. 
Die dienſtliche Verantwortlichkeit des Beamten bleibt unberührt; es iſt Pflicht des Dienſtvorgeſetzten, 
Mißbräuchen entgegenzutreten. i 
8 12 
Der Beamte, der aus einer auf Anordnung, Vorſchlag oder Veranlaſſung ſeines Dienſtvorgeſetzten 
übernommenen Tätigkeit im Vorſtand, Aufſichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem ſonſtigen Organ 
einer Geſellſchaft, Genoſſenſchaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens 
haftbar gemacht wird, hat gegen den Dienſtherrn Anſpruch auf Erſatz des ihm entſtandenen Schadens. 
Iſt der Schaden vorſätzlich oder grob fahrläſſig herbeigeführt, ſo iſt der Dienſtherr nur dann erſatz⸗ 
pflichtig, wenn der Beamte auf Anordnung eines Vorgeſetzten gehandelt hat. 


81392 
Endet das Beamtenverhältnis, ſo enden, wenn im Einzelfall nichts anderes beſtimmt wird, auch 
die Nebenämter und Nebenbeſchäftigungen, die dem Beamten im Zuſammenhang mit ſeinem Hauptamt 
übertragen ſind, oder die er auf Anordnung, Vorſchlag oder Veranlaſſung ſeines Dienſtvorgeſetzten 
übernommen hat. 


8 14 
Das Nähere über die Nebentätigkeit der Beamten wird durch Verordnung geregelt. Dabei wird 
auch beſtimmt, ob und inwieweit der Beamte die für eine Nebentätigkeit gezahlte Vergütung abzu⸗ 
führen hat. 
8 15 
Der Beamte darf — auch nach Beendigung des Beamtenverhältniſſes — Belohnungen oder Ge⸗ 


ſchenke in bezug auf ſein Amt nur mit Zuſtimmung der oberſten oder der letzten oberſten Dienſtbehörde 
annehmen. Die Befugnis zur Zuſtimmung kann auf andere Behörden übertragen werden. 8 
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7. Arbeitszeit, Urlaub, Wohnung und Uniform 
8 16 

(1) Der Senat regelt die Arbeitszeit der Beamten. 

(2) Der Beamte iſt verpflichtet, auch über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienſt zu tun, 
wenn die dienſtlichen Verhältniſſe es fordern. 

8 17 

(J), Der Beamte bedarf, wenn er dem Dienſte fernbleiben will, eines Urlaubs. Während einer 
auf Krankheit beruhenden Dienſtunfähigkeit bedarf er nur dann eines Urlaubs, wenn er ſeinen Wohn⸗ 
ort verläßt. 

(2) Bleibt er ohne Urlaub ſchuldhaft dem Dienſte fern, ſo verliert er für die Zeit des Fernbleibens 
ſeine Dienſtbezüge. Der Dienſtvorgeſetzte ſtellt den Verluſt der Dienſtbezüge feſt und teilt dies dem 
Beamten mit. Der Beamte kann innerhalb einer Woche die Entſcheidung der Dienſtſtrafkammer be⸗ 
antragen. 

6), Die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs regelt der Senat. 

(4) Bei einem nicht unter Abſ. 1 Satz 2 und Abf. 3 fallenden Urlaub kann völliger oder teil⸗ 
weiſer Fortfall der Dienſtbezüge angeordnet werden. 

8 18 ö 

Wenn die dienſtlichen Verhältniſſe es fordern, kann der Beamte angewieſen werden, auch während 

ur n Bait 3 lee 2. au verlaſſen. 


8 19 5 

(1), Der Beamte hat feine Wohnung ſo zu nehmen, daß er in der ordnungsmäßigen Wahrneh⸗ 
mung ſeiner Dienſtgeſchäfte nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Der Dienſtvorgeſetzte kann ihn, wenn die dienſtlichen Verhältniſſe es f anweiſen, ſeine 
Wohnung innerhalb beſtimmter Entfernung von ſeiner Dienſtſtelle zu nehmen oder eine Dienſtwohnung 
zu beziehen. 

8 20 

Der Präſident des Senats erläßt die Beſtimmungen über Uniform und Amtstracht, wenn er die 

Aung dieſes Rechts nicht anderen Stellen überträgt. f 


i 57 Abſchnitt III. 
Folgen der Nichterfüllung der Pflichten 
1. Verſagung des Aufſteigens im Da 
8 21 

(1) Bleibt der Beamte in ſeinen Leiſtungen hinter dem billigerweiſe von ihm zu fordernden Maß 
zurück, ſo kann ihm das nach den Dienſtaltersſtufen des Beſoldungsrechts vorgeſehene Aufſteigen 

im Gehalt in jeder Dienſtaltersſtufe bis zu zwei Jahren verſagt werden. 
(2) Die Entſcheidung trifft der Senat, der ſeine n auf andere en Ae den kann. 
Die ce nen des Senats iſt endgültig. 


2: enfioetgehen 
1413) , H } 8 22 11 } 3 Hirt 

(1) Der Beamte begeht ein Dienſtvergehen, wenn er ſchuldhaft die ihm obliegenden Pflichten 
verletzt. Als Dienſtvergehen gilt es auch, wenn ein Ruheſtandsbeamter ſich ſtaatsfeindlich betätigt, oder 
wenn er gegen $ 8 (Verletzung der Amtsverſchwiegenheit) oder gegen 8 15 (Annahme von Beloh⸗ 
nungen oder Geſchenken) verſtößt. 
(82) Das Nähere über die Beſtrafung von Dienſtvergehen regelt die Danziger Dienſtſtrafordnung. 


3. Haftung 
= 6.93 
lab) Verletzt ein Beamter ſchuldhaft ſeine Ani ſo hat er dem Dienſtherrn, deſſen Auf⸗ 
gaben er wahrgenommen hat, den daraus entſtandenen Schaden zu erſetzen; haben mehrere Beamte 
gemeinſchaftlich den Schaden verurſacht, ſo haften ſie als Geſamtſchuldner. 

(2) Hat der Dienſtherr einem anderen Schadenerſatz geleiſtet, weil ein Beamter in Ausübung 
der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt ſeine Amtspflicht verletzt hat, ſo hat der Beamte dem 
Dienſtherrn den e nur neee zu . Alan eds Vorſatz oder nr Fahrläſſigkeit zur 
Laſt fällt. 6100 an nsrgsen aan un A BENRENDERT, iu alu sid genen 


(3) Leiſtet der Beamte dem Dienſtherrn Erfah, und hat dieſer einen Erſatzanſpruch gegen einen 
Dritten, fo geht der Erſatzanſpruch auf den Beamten über. nnd * ( 

(4) Abf. 2 und 3 gelten auch, wenn eine Perſon, die nicht Beamter im Sinne dieſes Geſetzes iſt, 
in Ausübung der ihr anvertrauten öffentlichen Gewalt ihre Amtspflicht verletzt hat. f 


Abſchnitt IV 
Ernennung und Perſetzung 


1. Ernennung 
5 8, 24% ani 
Der Präſident des Senats ernennt die Beamten, ſoweit geſetzlich nicht etwas anderes vorge⸗ 
ſchrieben iſt, oder er die Ausübung dieſes Rechts nicht anderen Stellen überträgt. 


8 25 

(1) Beamter kann nur werden, wer deutſchen oder artverwandten Blutes iſt und, wenn er ver⸗ 
heiratet iſt, einen Ehegatten deutſchen oder artverwandten Blutes hat. Iſt der Ehegatte Miſchling 
zweiten Grades, ſo kann eine Ausnahme zugelaſſen werden. f 

(2) Ein Beamter darf eine Ehe nur mit einer Perſon deutſchen oder artverwandten Blutes ein⸗ 
gehen. Iſt der Verlobte Miſchling zweiten Grades, ſo kann die Eheſchließung genehmigt werden. 

(3) Für die Zulaſſung einer Ausnahme nach Abſ. 1 Satz 2 und die Genehmigung nach Abſ. 2 
Satz 2 iſt der Senat zuſtändig. Der Präſident des Senats kann für den Einzelfall auch Ausnahmen 
von Abſ. 1 Satz 1 und von Abſ. 2 Satz 1 zulaſſen. 


ö 8 26 
Beamter kann ferner nur werden, wer 
1. die für ſeine Laufbahn vorgeſchriebene oder, mangels ſolcher Vorſchriften, die übliche Vor⸗ 
bildung oder ſonſtige beſondere Eignung für das ihm zu übertragende Amt beſitzt und 


2. die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit rückhaltlos für den Staat und ſeine national⸗ 
ſozialiſtiſche Führung eintritt. 
: 8.27 

() Das Beamtenverhältnis wird durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde begründet, in 
der die Worte „unter Berufung in das Beamtenverhältnis“ enthalten ſind. Wer keine ſolche Ur⸗ 
kunde erhalten hat, iſt nicht Beamter im Sinne dieſes Geſetzes. 

(2) Das Beamtenverhältnis wird, ſoweit geſetzlich nichts anderes vorgeſchrieben iſt, für Beamte, 
die für Daueraufgaben voll verwendet werden, mit dem Ziele begründet, den Beamten lebenslänglich 
mit dem Staate zu verbinden (Beamter auf Lebenszeit). — a D nta 5 


om 8E K 
(1) Beamter auf Lebenszeit iſt, wer eine Urkunde erhalten hat, in der die Worte „auf Lebens⸗ 
zeit“ enthalten ſind. g d Und Ampeg 190 6 
(2) Dieſe Urkunde darf nur erhalten, wer N | ji 
Ka: das ſiebenundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat — bei Beamtinnen tritt an die Stelle 
: des ſiebenundzwanzigſten das fünfunddreißigſte Lebensjahr —, 92 8 
2. den für das Amt vorgeſchriebenen oder üblichen Vorbereitungs- oder Probedienſt abgeleiſtet 
und die vorgeſchriebenen oder üblichen Prüfungen beſtanden hat oder das ihm übertragene 
Amt fünf Jahre lang geführt hat und 1 1 115 
3. in eine Planſtelle, die beſetzt werden darf, eingewieſen iſt oder wird. 
(1) Die geſetzlichen Vorſchriften beſtimmen die Fälle und die Vorausſetzungen der Ernennung von 
Beamten auf Zeit. Im übrigen gilt 8 28 Abf. 2 Nr. 1 und 3. = 
(2) In der Ernennüngsurkunde eines auf Zeit ernannten Beamte muß die Zeit angegeben 
werden, für die er ernannt iſt. aucb Inn ia .N 
(3) Läuft die Amtszeit eines Beamten auf Zeit ab, ſo iſt er verpflichtet, das Amt weiterzuführen, 
VVT für wenigſtens die gleiche Zeit er 5 
Dll. : imp zn pm fs 


556 


i 8 30 i 

(1) Wer nicht Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit iſt, iſt Beamter auf Widerruf. 

(2) Bei einem Beamten auf Widerruf, der ſich in einer Planſtelle befindet, iſt nach Ablauf einer 
Bewährungsfriſt, die nach Vollendung des ſiebenundzwanzigſten Lebensjahres ſechs Jahre nicht über⸗ 
ſteigen darf, das Beamtenverhältnis in ein ſolches auf Lebenszeit umzuwandeln, wenn dies nicht ge⸗ 
ſetzlich ausgeſchloſſen iſt. 

8 31 

Der Präſident des Senats beſtimmt durch Erlaß, inwieweit bei der Ernennung von Beamten an⸗ 
dere Stellen zu hören ſind. 

2. Nichtigkeit der Ernennung 
8 32 

(1) Die Ernennung iſt nichtig, wenn der Ernannte zur Zeit ſeiner Ernennung entmündigt oder 
infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung unfähig war, öffentliche Amter zu bekleiden. 

(2) Die Ernennung iſt für nichtig zu erklären, wenn 

1. ſie durch Zwang, argliſtige Täuſchung oder Beſtechung herbeigeführt wurde oder 

2. nicht bekannt war, daß der Ernannte ein Verbrechen oder ein ſolches Vergehen begangen 
hatte, das ihn der Berufung in das Beamtenverhältnis unwürdig erſcheinen läßt, und er 
deswegen rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt war oder wird. 

(3) Die Ernennung kann ſonſt nur für nichtig erklärt werden, wenn 

1. ſie von einer ſachlich unzuſtändigen Behörde ausgeſprochen wurde, 

2. bei einem nach ſeiner Ernennung Entmündigten die Vorausſetzungen für die Entmündigung 
im Zeitpunkt der Ernennung vorlagen oder 

3. nicht bekannt war, daß der Ernannte im Wege des Dienſtſtrafverfahrens aus dem Dienſt 
entfernt oder zum Ruhegehaltsverluſt verurteilt worden war. 


8 33 

(1) Im Fall des $ 32 Abſ. 1 hat der Dienſtvorgeſetzte nach Kenntnis des Nichtigkeitsgrundes 
dem Ernannten ſofort jede weitere Führung der Dienſtgeſchäfte zu verbieten. 

(2) In den Fällen des § 32 Abſ. 2 und 3 muß die Nichtigkeit innerhalb von ſechs Monaten 
erklärt werden, nachdem die oberſte Dienſtbehörde von der Ernennung und von dem Nichtigkeits⸗ 
grunde Kenntnis erlangt hat. Vor der Nichtigkeitserklärung ſoll der Beamte gehört werden. Die Er⸗ 
klärung wird vom Senat abgegeben; ſie iſt dem Beamten zuzuſtellen. Die Entſcheidung iſt endgültig. 


8 34 
Iſt eine Ernennung nichtig oder für nichtig erklärt, ſo ſind die bis zu dem Verbot (8 33 Abſ. 1) 
oder bis zur Zuftellung der Entſcheidung über die Nichtigkeit (8 33 Abſ. 2) vorgenommenen Amts⸗ 
handlungen des Ernannten in der gleichen Weiſe gültig, wie wenn ſie ein Beamter ausgeführt hätte. 
Die gezahlten Dienſtbezüge können belaſſen werden. 


3. Verſetzung 
8 35 : N 

(1) Jeder Beamte kann, wenn durch geſetzliche Vorſchrift nichts anderes beſtimmt iſt, innerhalb 
des Dienſtbereichs ſeines unmittelbaren Dienſtherrn oder. in den Dienſtbereich eines anderen Dienſtherrn 
verſetzt werden, wenn er es beantragt oder ein dienſtliches Bedürfnis dafür beſteht. Ohne ſeine Zu⸗ 
ſtimmung iſt eine Verſetzung in ein anderes Amt nur zuläſſig, wenn das neue Amt derſelben oder einer 
gleichwertigen Laufbahn angehört wie das bisherige Amt und mit mindeſtens gleich hohem Endgrund⸗ 
gehalt verbunden iſt. Ruhegehaltfähige und unwiderrufliche Stellenzulagen gelten hierbei als Beſtand⸗ 
teile des Grundgehalts. Beim Wechſel der Verwaltung ſoll der Beamte gehört werden. 

(2) Die Verſetzung mittelbarer Staatsbeamter auf Lebenszeit in den Dienſtbereich eines an⸗ 
deren Dienſtherrn erfolgt durch den Senat. 

(3) Bei Verſetzungen in den Dienſtbereich eines anderen Dienſtherrn müſſen der bisherige und 
der neue Dienſtherr zuſtimmen. 


Abſchnitt V 
Sicherung der rechtlichen Stellung der Beamten 
1. Fürſorge und Schutz 
8 36 


Der Staat gewährt dem Beamten Fürſorge und Schutz bei ſeinen amtlichen Verrichtungen und in 
ſeiner Stellung als Beamter. Hoi 
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2. Amtsbezeichnung 
ö 8 37 

(1) Der Präſident des Senats ſetzt die Amtsbezeichnungen der Beamten feſt, wenn geſetzlich 
nichts anderes vorgeſchrieben iſt oder er die Ausübung dieſes Rechts nicht anderen Stellen überträgk. 

(2) Der Beamte führt im Dienſt ſeine Amtsbezeichnung; er darf ſie auch außerhalb des Dienſtes 
führen, nach Verſetzung in den Warteſtand mit dem Zuſatz „zur Dienſtverwendung (3. D.)“. Neben 
der Amtsbezeichnung darf der Beamte nur ſtaatlich verliehene Titel und akademiſche Grade, da⸗ 
gegen keine Berufsbezeichnung führen. Nach dem Übertritt in ein anderes Amt darf der Beamte die 
bisherige Amtsbezeichnung nicht mehr führen. Beamte im Ruheſtande dürfen die ihnen bei der Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand zuſtehende Amtsbezeichnung mit dem Zuſatz „außer Dienſt (a. D.)“ und die 
im Zuſammenhang mit dem Amte verliehenen Titel weiterführen. Warteſtandsbeamte und Ruhe⸗ 
ſtandsbeamte, denen ein neues Amt übertragen wird, erhalten die Amtsbezeichnung des neuen Amts; 
gehört das Amt nicht einer Beſoldungsgruppe mit mindeſtens demſelben Endgrundgehalt (8 35 
Abſ. 1 Satz 3) an wie das bisherige Amt, ſo dürfen ſie neben der neuen Amtsbezeichnung die des 
früheren Amts mit dem Zuſatz „außer Dienſt (a. D.)“ führen. Andert ſich die Bezeichnung des 
früheren Amts, ſo darf die geänderte Amtsbezeichnung geführt werden. Einem entlaſſenen Beamten 
kann die oberſte Dienſtbehörde die Erlaubnis erteilen, die Amtsbezeichnung mit dem Zuſatz „außer 
Dienſt (a. D.)“ ſowie die im Zuſammenhang mit dem Amte verliehenen Titel zu führen. 

(3) Die oberſte Dienſtbehörde kann einem entlaſſenen oder in den Ruheſtand getretenen Beamten 
bei Beendigung ſeines Beamtenverhältniſſes erlauben, die Uniform zu tragen. 

(4) Die oberſte Dienſtbehörde kann die Erlaubnis, die Amtsbezeichnung und die im Zuſammenhang 
mit dem Amte verliehenen Titel weiterzuführen und die Uniform zu tragen, zurücknehmen, wenn der 
frühere Beamte rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt iſt, welche bei einem Beamten nach $ 53 das 
Ausſcheiden aus dem Beamtenverhältnis nach ſich zieht. 


3. Dienſt⸗ und Verſorgungs bezüge 
8 38 

(1) Der Beamte erhält, wenn nicht ein anderer Zeitpunkt feſtgeſetzt iſt, ſeine Dienſtbezüge vom 
Tage des Antritts ſeines Amts an. Die Dienſtbezuge werden durch das Beſoldungsrecht geregelt. Der 
Beamte kann auf die laufenden Dienſtbezüge weder ganz noch teilweiſe verzichten. Hat der Beamte 
gleichzeitig mehrere in der Beſoldungsordnung vorgeſehene Amter inne, die nicht im Verhältnis von 
Haupt⸗ und Nebenamt ſtehen, ſo erhält er, wenn nicht einheitliche Dienſtbezüge vorgeſehen ſind, Dienſt⸗ 
bezüge nach Beſtimmung des Senats nur aus einem Amt. 

(2) Die Verſorgung richtet ſich nach den Vorſchriften des Abſchnitts VIII. 


8 39 
(1) Der Beamte kann Dienſtbezüge nur inſoweit verpfänden oder abtreten, als ſie der Pfändung 
unterliegen. 
(2) Der Dienſtherr kann ein Aufrechnungs⸗ oder Zurückbehaltungsrecht an den Dienſtbezügen nur 
inſoweit geltend machen, als ſie pfändbar ſind, oder als er einen vollſtreckbaren Anſpruch auf Schaden⸗ 
erſatz wegen vorſätzlicher unerlaubter Handlung hat. 


4. Reiſe⸗ und Umzugskoſten 
8 40 
Reiſe⸗ und Umzugskoſtenvergütungen der Beamten werden durch Geſetz geregelt. 


5. Dienſtzeugnis 
8 4% 
Dem Beamten wird nach Eintritt in den Warteſtand oder nach Beendigung des Beamtenverhält⸗ 
niſſes auf Antrag von ſeinem letzten Dienſtvorgeſetzten ein Dienſtzeugnis über die Art und Dauer 
der von ihm bekleideten Amter erteilt. 


6. Verhältnis zum Dienſtvorgeſetzten 
8 42 N 9497 
(1) Zwiſchen dem Beamten und ſeinem Dienſtvorgeſetzten ſollen Offenheit und Vertrauen herrſchen. 
Der Beamte muß über Beſchwerden und Behauptungen tatſächlicher Art, die ihm nachteilig werden 
können, gehört werden, wenn es ſich nicht um dienſtliche Urteile über ſeine Perſon, ſeine Kenntniſſe und 
Leiſtungen handelt. : 
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(2) Der Beamte hat ſeine Anträge und Beſchwerden auf dem Dienſtwege vorzubringen. Glaubt 
er dienſtliche Vorgänge zu beobachten, die der nationalſozialiſtiſchen Führung des Staates ſchaden 
könnten, ſo hat er ſie ebenfalls auf dem Dienſtwege zu melden; will er ſeine Beobachtungen nicht auf 
dem Dienſtwege vorbringen, ſo darf er ſie nur dem Präſidenten des Senats unmittelbar melden. Für 
Beſchwerden perſönlicher Art muß der Dienſtweg innegehalten werden. 


Abſchnitt VI 
Warteſtand 
8 43 i 
Wird eine Behörde aufgelöſt oder wird ſie durch geſetzliche Vorſchrift mit einer anderen ver⸗ 
ſchmolzen oder in ihrem Aufbau weſentlich verändert, ſo können die auf Lebenszeit oder auf Zeit er⸗ 
nannten Beamten der beteiligten Behörden durch die oberſte Dienſtbehörde in den Warteſtand ver⸗ 
ſetzt werden. Die Verſetzung in den Warteſtand iſt nur innerhalb dreier Monate nach Auflöſung 
der Behörde oder nach Inkrafttreten des Geſetzes und nur innerhalb der Zahl der im Haushaltsplan 
aus dieſem Anlaß abgeſetzten Planſtellen zuläſſig. 


8 44 

Der Präſident des Senats kann jederzeit in den Warteſtand verſetzen 
1. Staatsräte, Senatsräte ſowie andere Beamte der Beſoldungsgruppen B 4 und A 1 a mit 
Ausnahme der Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit und des Leiters des Staatlichen Rech⸗ 
nungsprüfungsamtes, 

den Leiter der Preſſeſtelle des Senats, 

den Landestreuhänder der Arbeit, 

Konſular⸗Attacheés, 

Landräte und Oberbürgermeiſter der kreisfreien Städte, 

den Polizeipräſidenten, ſeinen Stellvertreter und den Leiter der Politiſchen Polizei ſowie den 
Kommandeur der Schutzpolizei, 

7. Staatsanwälte. 


„ 


ouıPwDN 


8 45 ur 

Der Warteſtand beginnt, wenn nicht im Einzelfall ausdrücklich ein ſpäterer Zeitpunkt feſtgeſetzt 
wird, mit dem Zeitpunkt, in welchem dem Beamten die Verſetzung in den Warteſtand mitgeteilt wird, 
ſpäteſtens jedoch mit Ende der drei Monate, die auf den Monat der Mitteilung folgen. Die Ver⸗ 
fügung kann bis zum Beginn des Warteſtandes zurückgenommen werden. i f 


8 46 8 ER Er 

(1) Der Warteſtandsbeamte bleibt Beamter. Er verliert jedoch mit dem Beginn des Warte⸗ 
ſtandes ſeine Amtsſtelle und, wenn im Einzelfalle nichts anderes beſtimmt wird, die Nebenämter und 
Nebenbeſchäftigungen, die ihm im Zuſammenhange mit ſeinem Hauptamt übertragen ſind, oder die er 
auf Anordnung, Vorſchlag oder Veranlaſſung ſeines Dienſtvorgeſetzten übernommen hat. 88 10 bis 14 
gelten auch für ihn. f 

(2) Dienſtvorgeſetzter für ihn iſt der letzte Dienſtvorgeſetzte. Die oberſte Dienſtbehörde kann 
einen anderen Dienſtvorgeſetzten beſtimmen. Fehlt eine oberſte Dienſtbehörde, ſo beſtimmt der Senat 
den Dienſtvorgeſetzten. ö 

(3) Der Beamte erhält für den Monat, in dem ihm die Verſetzung in den Warteſtand eröffnet 
worden iſt, und für die folgenden drei Monate noch die Dienſtbezüge der von ihm wahrgenommenen 
Amtsſtelle, die zur Beſtreitung von Dienſtaufwandskoſten beſtimmten Einkünfte jedoch nur bis zum Be⸗ 
ginn des Warteſtandes. Vom Beginn des Warteſtandes an rückt er in Dienſtaltersſtufen nur während 
einer Beſchäftigung nach 8 48 auf. 

(4) Bezieht der Beamte für einen Zeitraum vor dem Aufhören der Dienſtbezüge ein Einkommen 
aus einer Verwendung im öffentlichen Dienſt (5 127 Abſ. 4) oder ein anrechnungspflichtiges Einkommen 
aus eigener Erwerbstätigkeit ($ 127 Abſ. 5), ſo ermäßigen ſich für die Dauer des Zuſammentreffens 
dieſer Einkünfte die Dienſtbezüge um den Betrag dieſes Einkommens. 

(5) Nach Ablauf der Zeit, für die noch die Dienſtbezüge gewährt werden, erhält der Beamte wäh⸗ 
rend des Warteſtandes Wartegeld nach den Vorſchriften des Abſchnitts VIII. n 


8 47 f . 5 

(1) Wird dem Beamten ein Amt derſelben oder einer mindeſtens gleichwertigen Laufbahn im un⸗ 
mittelbaren oder mittelbaren Staatsdienſt übertragen, und gehört das neue Amt zur Zeit der Über⸗ 
tragung nicht einer Beſoldungsgruppe mit mindeſtens demſelben Endgrundgehalt an wie das bisherige 
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Amt, fo erhält er fein bisheriges Grundgehalt (8 35 Abſ. 1 Satz 3) und ſteigt in Dienſtaltersſtufen 
auf. Der bisherige Dienſtherr hat dem neuen Dienſtherrn den Unterſchied zwiſchen den früheren und 
den neuen Dienſtbezügen auf Antrag zu erſtatten. 

(2) Der Beamte iſt gegenüber ſeinem unmittelbaren Dienſtherrn zur Annahme eines ſolchen 
Amts verpflichtet, wenn ſein allgemeiner Rechtsſtand (Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit) nicht ver⸗ 
ſchlechtert wird. 

§ 48 

(1) Wird der Beamte vorübergehend zu einer ſeiner Berufsausbildung entſprechenden Dienſt⸗ 
leiſtung im unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienſt voll als Beamter verwendet, ſo erhält er das 
Grundgehalt, nach dem das Wartegeld feſtgeſetzt iſt (SS 86, 87), einſchließlich der während der Ver⸗ 
wendung erdienten Dienſtalterszulagen. 

(2) Er iſt gegenüber ſeinem unmittelbaren Dienſtherrn verpflichtet, der Einberufung Folge zu 
leiſten, wenn ihm laut ſchriftlicher Mitteilung eine Verwendung im Sinne des Abſ. 1 für mindeſtens 
drei Monate an ſeinem Wohnort oder für mindeſtens ſechs Monate außerhalb ſeines Wohnortes zu⸗ 
geſichert wird. 

8 49 ö } 

Der Warteſtand endet, wenn 

1. dem Beamten ein neues Amt übertragen wird oder 
2. das Beamtenverhältnis endet. 
Abſchnitt VII 
Beendigung des Beamtenverhältniſſes 
8 50 
(1) Das Beamtenverhältnis endet, außer durch den Tod, durch 
1. Ausſcheiden, 
2. Entlaſſung, 
3. Eintritt in den Ruheſtand, 
4. Entfernung aus dem Dienit. 
(2) Die Entfernung aus dem Dienſt wird in der Danziger Dienſtſtrafordnung geregelt. 


1. Ausſcheiden aus dem Beamtenverhältnis 
a) Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit 
8 51 
Der Beamte ſcheidet mit Ablauf des Tages, an dem er die Danziger Staatsangehörigkeit verliert, 
(88 13, 14, 15, 16, 18 des Danziger Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 30. Mai 1922 — G. Bl. 
S. 129 —) aus dem Beamtenverhältnis aus. Der Senat kann die Fortdauer des Beamtenverhält⸗ 
niſſes anordnen. 
b) Verlegen des Wohnſitzes in das Ausland 
$ 52 
(1) Der Beamte ſcheidet aus dem Beamtenverhältnis aus, wenn er ohne Zuſtimmung der oberſten 
Dienſtbehörde ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb des Gebiets der Freien Stadt 
Danzig nimmt. 
(2) Der Senat entſcheidet endgültig darüber, ob die Vorausſetzungen des Abi. 1 vorliegen. Er 
beſtimmt endgültig den Tag des Ausſcheidens aus dem Beamtenverhältnis. 


c) Gerichtliche Verurteilung 
Ss 53 
Ein Beamter, der zum Tode, zu Zuchthaus, wegen vorſätzlich begangener Tat zu Gefängnis von 
einem Jahr oder längerer Dauer oder wegen vorſätzlicher hoch- oder landesverräteriſcher Handlungen 
zu Gefängnis verurteilt wird, ſcheidet mit der Rechtskraft des Strafurteils aus dem Beamtenverhält⸗ 
nis aus. Dasſelbe gilt, wenn dem Beamten die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Be⸗ 
kleidung öffentlicher Amter aberkannt werden. 
8 84 : | 
(1) Dem Senat ſteht hinſichtlich der beamtenrechtlichen Folgen eines ſtrafgerichtlichen Urteils das 
Gnadenrecht für alle Beamten zu. b 
(2) Werden im Gnadenwege die beamtenrechtlichen Folgen eines Strafurteils, demzufolge ein 
Beamter aus dem Beamtenverhältnis ausgeſchieden iſt, in vollem Umfang aufgehoben, ſo treten die⸗ 
ſelben Folgen ein, wie wenn ein ſolches Urteil im Wiederaufnahmeverfahren durch ein Urteil erſetzt 
wird, das dieſe Folge nicht hat. 
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8 55 

(1) Wird ein Urteil, demzufolge der Beamte aus dem Beamtenverhältnis ausgeſchieden iſt, im 
Wiederaufnahmeverfahren durch ein Arteil erſetzt, das dieſe Folge nicht hat, ſo erhält der Verur⸗ 
teilte von der Rechtskraft der aufgehobenen Entſcheidung oder von der nach geſetzlicher Vorſchrift er⸗ 
folgten früheren Einbehaltung von Teilen feiner Dienſtbezüge ab die Bezüge, die er erhalten hätte, 
wenn das aufgehobene Urteil dem neuen entſprochen hätte; ſeine ruhegehaltfähige Dienſtzeit wird ſo 
berechnet, wie wenn er nicht ausgeſchieden wäre. 

(2) Der Verurteilte hat, wenn er nicht inzwiſchen die Altersgrenze erreicht hätte oder ſeine Amts⸗ 
zeit abgelaufen wäre, von der Rechtskraft der das Wiederaufnahmeverfahren abſchließenden Entſchei⸗ 
dung ab die rechtliche Stellung eines Warteſtandsbeamten; ſeine Bezüge richten ſich nach Abſ. 1. 

(3) Abſ. 1 und 2 gelten nicht, ſoweit der Beamte nach dem mit Ausſcheiden aus dem Beamten⸗ 
verhältnis verbundenen Urteil zu einer weiteren Strafe verurteilt worden iſt, die ſein Ausſcheiden nach 
ſich gezogen haben würde, wenn er noch Beamter geweſen wäre. 

(4) Erſcheint auf Grund des in dem Wiederaufnahmeurteil feſtgeſtellten Sachverhalts oder auf 
Grund eines anderen rechtskräftigen Strafurteils, das nach dem mit Ausſcheiden aus dem Beamten⸗ 
verhältnis verbundenen Urteil ergangen iſt, die Entfernung des Beamten aus dem Dienſt angezeigt, 
ſo kann ein Dienſtſtrafverfahren mit dieſem Ziel eingeleitet werden. Iſt das Verfahren auf Grund 
des in dem Wiederaufnahmeurteil feſtgeſtellten Sachverhalts eingeleitet, ſo können dem Beamten die 
ihm nach Abſ. 1 zuſtehenden Bezüge einbehalten werden; er verliert, wenn auf Entfernung aus dem 
Dienſt erkannt wird, den Anſpruch nach Abſ. 1 und 2 von der Rechtskraft der aufgehobenen Ent⸗ 
ſcheidung an. Iſt das Verfahren auf Grund eines neuen Strafurteils eingeleitet, ſo können dem Bes 
amten die ihm nach Abſ. 1 zuſtehenden Bezüge von der Rechtskraft dieſes Strafurteils an einbehalten 
werden; er verliert, wenn auf Entfernung aus dem Dienſt erkannt wird, den Anſpruch nach Abſ. 1 und 
2 von demſelben Zeitpunkt an. 

(5) Hätte der in dem neuen Arteil feſtgeſtellte Sachverhalt oder die nach Erlaß der aufgehobenen 
Entſcheidung begangene Straftat oder eine geſetzliche Vorſchrift die Beendigung des Beamtenverhält⸗ 
niſſes gerechtfertigt, ſo beſtimmt der Senat endgültig, ob und zu welchem Zeitpunkt die Beendigung 
des Beamtenverhältniſſes gerechtfertigt geweſen wäre. Die Bezüge nach Abſ. 1 erhält der Beamte bis 
zu dieſem Zeitpunkt. 

(6) Soweit der Verurteilte Bezüge nach dieſen Vorſchriften erhält, ſteht ihm ein Entſchädigungs⸗ 
anſpruch gegenüber der nach dem Geſetz, betreffend die Entſchädigung der im Wiederaufnahmeverfahren 
freigeſprochenen Perſonen, vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 345) verpflichteten Stelle nicht zu. 

(7) Der Beamte muß ſich auf die ihm nach Abſ. 1 zuſtehenden Dienſtbezüge ein anderes Arbeits⸗ 
einkommen oder einen Unterhaltsbeitrag anrechnen laſſen; er iſt zur Auskunft hierüber verpflichtet. 


d) Folgen des Ausſcheidens 
8 56 
Scheidet der Beamte aus dem Beamtenverhältnis aus, ſo hat er keinen Anſpruch auf Dienſtbezüge 


und Verſorgung; er darf die Amtsbezeichnung und die im Zuſammenhang mit dem Amte verliehenen 
Titel nicht führen und die Uniform nicht tragen. 


2. Entlaſſung aus dem Beamtenverhältnis 
a) Eidesverweigerung 
8 57 
Wer ſich weigert, den geſetzlich vorgeſchriebenen Treueid zu leiſten, iſt zu entlaſſen. 


b) Weigerung der Weiterführung des Amts nach Zeitablauf 
c 8 58 
Stellt bei einem Beamten auf Zeit der Senat feſt, daß er der ihm nach § 29 Abſ. 3 obliegenden 


Verpflichtung nicht nachgekommen iſt, ſo iſt er zu entlaſſen; die Entlaſſung iſt vom Tage des Ablaufs 
ſeiner Dienſtzeit ab wirkſam. f 


c) Abſtammung des Beamten oder ſeines Ehegatten 
8 59 
(1) Der Beamte iſt zu entlaſſen, wenn ſich nach ſeiner Ernennung herausſtellt, daß er oder ſein 
Ehegatte nicht deutſchen oder artverwandten Blutes iſt, oder wenn er nach ſeiner Ernennung die Ehe 
mit einer Perſon nicht deutſchen oder artverwandten Blutes ohne die nach $ 25 Abſ. 2 Satz 2 oder 
Abs. 3 erforderliche Genehmigung geſchloſſen hat. Dies gilt nicht, wenn bei der Ernennung oder bei 
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der Heirat ohne fein Verſchulden angenommen worden iſt, daß er oder ſein Ehegatte deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes iſt. f 
(2) S 25 Abſ. 2 Satz 2 und Abſ. 3 gelten ſinngemäß. 


d) Antrag 
Ss 60 

Der Beamte kann jederzeit feine Entlaſſung verlangen. Das Verlangen muß dem Dienſtvorgeſetzten 
ſchriftlich erklärt werden. Die Erklärung kann, ſolange die Entlaſſungsverfügung dem Beamten noch 
nicht zugegangen iſt, ohne Zuſtimmung der Entlaſſungsbehörde nur innerhalb zweier Wochen zurück⸗ 
genommen werden, nachdem ſie dem Dienſtvorgeſetzten zugegangen war. Dem Verlangen muß ent⸗ 
ſprochen werden, jedoch kann die Entlaſſung ſo lange hinausgeſchoben werden, bis der Beamte ſeine 
Amtsgeſchäfte ordnungsmäßig erledigt hat. 


e) Widerruf 
§ 61 
Der Beamte auf Widerruf kann jederzeit entlaſſen werden; nach Erreichung der Altersgrenze (§ 68) 
iſt er zu entlaſſen. Dies gilt nicht, wenn er nach 8 76 Abſ. 1 oder 2 in den Ruheſtand verſetzt wird. 


8 62 

(1) Der Widerruf wird wirkſam, ſobald er dem Beamten mitgeteilt iſt, wenn nicht ein ſpäterer 
Zeitpunkt beſtimmt wird. 

(2) Der durch Widerruf Entlaſſene erhält für den Monat, in dem ihm der Widerruf mitgeteilt 
worden iſt, ſeine vollen Bezüge. Er erhält ferner, falls er mit Dienſtbezügen angeſtellt war, als Über⸗ 
gangsgeld nach vollendeter 

einjähriger Dienſtzeit das Einfache, 

dreijähriger Dienſtzeit das Zweifache, 

fünfjähriger Dienſtzeit das Dreifache, 

achljähriger Dienſtzeit das Vierfache, 

zehnjähriger Dienſtzeit das Fünffache, 

zwölf⸗ oder mehrjähriger Dienſtzeit das Sechsfache 
der Dienjtbezüge des letzten Monats. Die Dienſtzeit bemißt ſich nach der Zahl der im Beamten- 
verhältnis ohne Unterbrechung zurückgelegten vollen Jahre. 

(3) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt, 

1. wenn der Beamte aus einem von ihm zu vertretenden Grunde entlaſſen worden iſt, 
2. wenn ein anderes hauptberufliches Beamtenverhältnis beſtehen bleibt oder im unmittelbaren 
Anſchluß an die Entlaſſung neu begründet wird. 


) Verheiratung von Beamtinnen 
8 63 

(1) Eine verheiratete Beamtin iſt zu entlaſſen, wenn ſie es beantragt oder wenn ihre wirtſchaftliche 
Verſorgung nach der Höhe des Familieneinkommens dauernd geſichert erſcheint. Die wirtſchaftliche Ver⸗ 
ſorgung gilt als dauernd geſichert, wenn der Ehemann in einem Beamtenverhältnis ſteht, mit dem ein 
Anſpruch auf Ruhegehalt verbunden iſt. 

(2) Die oberſte Dienſtbehörde entſcheidet endgültig darüber, ob die wirtſchaftliche Verſorgung 
dauernd geſichert erſcheint. 

(3) Im Einzelfall kann die oberſte Dienſtbehörde im Einvernehmen mit dem Senat Ausnahmen 
von Abſ. 1 Satz 2 zulaſſen. 

(4) Die Entlaſſung tritt mit Ende des Monats ein, der auf den Monat folgt, in welchem der 
Beamtin die Entlaſſungsverfügung mitgeteilt worden iſt. 


Ss 64 

(1) Die auf Grund des 8 68 ausſcheidenden Beamtinnen erhalten eine Abfindung nach Abſ. 2, 
auch wenn ſie Beamte auf Widerruf ſind. Durch die Abfindung werden alle Verſorgungsbezüge ab⸗ 
gegolten. 2 

(2) Die Abfindung beträgt nach vollendetem zweiten oder dritten Dienſtjahr das Zweifache, nach 
vollendetem vierten oder fünften Dienstjahr das Dreifache der Dienſtbezüge des letzten Monats und 
ſteigt vom vollendeten ſechſten Dienſtjahr ab um je einen Monatsbetrag, bis ſie nach vollendetem vier⸗ 
zehnten Dienſtjahr als Höchſtbetrag das Zwölffache des letzten Monatsbetrags erreicht. Der Monats⸗ 
betrag iſt nach den für ledige Beamte geltenden Grundſätzen zu berechnen. | 33 
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(3) Bei einer Warteſtandsbeamtin werden die Dienſtbezüge zugrunde gelegt, die ihr im Zeit⸗ 
punkt der Entlaſſung als lediger Beamtin zugeſtanden hätten, wenn ſie nicht in den Warteſtand verſetzt 
worden wäre. 

(4) Die Abfindung wird nicht gewährt, wenn die Ehe mit einer Perſon geſchloſſen iſt, die von 
zwei oder mehr volljüdiſchen Großeltern abſtammt. 


8 65 
Als Dienſtzeit gilt die Zeit, die die Beamtin nach Vollendung des ſiebzehnten Lebensjahres im 
Dienſte des Staates oder anderer Körperſchaften, Anſtalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts 
als Beamtin, Angeſtellte oder Arbeiterin zurückgelegt hat, ſoweit ſie nicht bereits durch Gewährung 
einer anderen Abfindung oder durch Gewährung eines Ruhegehalts abgegolten iſt. In die Geſamt⸗ 
dienſtzeit wird die Zeit einer ehrenamtlichen Tätigkeit nicht einbezogen. 


g) Entlaſſungsverfügung und Folgen der Entlaſſung 
§ 66 

(1) Die Entlaſſung wird, wenn durch Geſetz nichts anderes vorgeſchrieben iſt, von der Stelle ver⸗ 
fügt, die nach § 24 für die Ernennung des Beamten zuſtändig wäre. Die Verfügung iſt dem Beamten 
ſchriftlich mitzuteilen. 

(2) Nach der Entlaſſung hat der Beamte keinen Anſpruch auf Dienſtbezüge und Verſorgung; er 
darf, unbeſchadet der Vorſchrift des 8 37 Abſ. 2 letzter Satz und Abſ. 3, die Amtsbezeichnung und die im 
Zuſammenhange mit dem Amte verliehenen Titel nicht führen und die Uniform nicht tragen. 


3. Eintritt in den Ruheſtand 
8 67 

(1) Das Beamtenverhältnis endet mit dem Eintritt in den Ruheſtand. 

(2) Wird die Arbeitskraft eines Beamten durch ſein Amt nur nebenbei beanſprucht, oder handelt 
es ſich um Dienſtgeſchäfte, die ihrer Natur nach vorübergehend ſind, ſo endet das Beamtenverhältnis 
ſtatt durch Eintritt in den Ruheſtand durch Entlaſſung (§ 66). Ob die Vorausſetzungen des Satzes 1 
vorliegen, beſtimmt die Behörde bei der Ernennung endgültig. 


a) Altersgrenze 
§ 68 

(1) Die Beamten auf Lebenszeit und auf Zeit treten mit dem Ende des Monats in den Ruhe⸗ 
ſtand, in dem ſie das fünfundſechzigſte Lebensjahr vollenden. Für einzelne Beamtengruppen kann geſetz⸗ 
lich eine frühere Altersgrenze vorgeſehen werden. 

(2) Wenn dringende dienſtliche Rückſichten der Verwaltung im Einzelfall die Fortführung der 
Dienſtgeſchäfte durch einen beſtimmten Beamten fordern, kann der Senat auf Antrag der oberſten 
Dienſtbehörde den Eintritt in den Ruheſtand über das fünfundſechzigſte Lebensjahr hinausſchieben. 
Unter der gleichen Vorausſetzung kann im Fall des Abſ. 1 Satz 2 der Senat die Altersgrenze bis 
zum fünfundſechzigſten Lebensjahre verlängern; er kann nachgeordnete Behörden ermächtigen, die Alters⸗ 
grenze bis um fünf Monate zu verlängern. 

(3) Ein Ruheſtandsbeamter, der das fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet hat, darf nicht wieder 
zum Beamten ernannt werden. Iſt er ernannt, ſo iſt er zu entlaſſen. 


b) Zeitablauf 
8 69 
Der Beamte auf Zeit tritt, abgeſehen von dem Fall des $ 68, mit Ablauf der Zeit, für die er 
ernannt iſt, in den Ruheſtand, wenn er nicht nach 8 58 entlaſſen wird. 


c) Antrag 
8 70 
Der Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit, der das zweiundſechzigſte Lebensjahr vollendet hat, 
kann auf ſeinen Antrag auch ohne den Nachweis der Dienſtunfähigkeit in den Ruheſtand verſetzt werden. 


d) Politiſche Gründe 
f 8 7¹ 
(1) Ein Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit kann in den Ruheſtand verſetzt werden, wenn er 
nicht mehr die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für den Staat und ſeine nationalſozialiſtiſche 
Führung eintreten wird. 
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(2) Die die Verſetzung in den Ruheſtand rechtfertigenden Tatſachen find in einem Unterfuhungs- 
verfahren feſtzuſtellen, in dem die eidliche Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen zuläſſig und 
der Beamte zu hören iſt. Die Einleitung des Unterſuchungsverfahrens erfolgt durch die oberſte Dienſt⸗ 
behörde. i 

(3) Die Entſcheidung über die unfreiwillige Verſetzung in den Ruheſtand erfolgt alsdann durch 
den Präſidenten des Senats nach Anhörung des Dienſtſtrafhofes. Die Entſcheidung des Präſidenten 
des Senats iſt endgültig. 

e) Abſtammung 
8 72 

(1) Sit in den Fällen des 8 59 Abſ. 1 ohne Verſchulden des Beamten angenommen worden, daß 
er oder ſein Ehegatte deutſchen oder artverwandten Blutes ſeien, ſo iſt er in den Ruheſtand zu ver⸗ 
ſetzen; iſt er Beamter auf Widerruf, ſo iſt er zu entlaſſen; es gilt 8 62 Abſ. 1 und 2. 

(2) S 25 Abſ. 2 Satz 2 und Abſ. 3 gelten ſinngemäß. 


) Dienſtunfähigkeit 
8 73 

(1) Der Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit iſt in den Ruheſtand zu verſetzen, wenn er infolge 
eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Er⸗ 
füllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt (dienſtunfähig); als dienſtunfähig kann der Beamte 
auch dann angeſehen werden, wenn er infolge Erkrankung innerhalb von ſechs Monaten mehr als drei 
Monate keinen Dienſt getan hat und keine Ausſicht beſteht, daß er innerhalb weiterer ſechs Monate 
wieder voll dienſtfähig wird. Beſtehen Zweifel über die Dienſtunfähigkeit des Beamten, ſo iſt er 
verpflichtet, ſich nach Weiſung der Behörde ärztlich unterſuchen und beobachten zu laſſen. 

(2) Für einzelne Beamtengruppen können für die Beurteilung der Dienſtunfähigkeit beſondere 
geſetzliche Vorſchriften erlaſſen werden. 

8 74 

(1) Beantragt der Beamte, ihn nach 8 73 in den Ruheſtand zu verſetzen, ſo wird ſeine Dienſt⸗ 
unfähigkeit durch die Erklärung ſeines unmittelbaren Dienſtvorgeſetzten feſtgeſtellt, daß er ihn nach 
pflichtmäßigem Ermeſſen für dauernd unfähig halte, ſeine Amtspflichten zu erfüllen. Bei Warteſtands⸗ 
beamten iſt für die Erklärung der Dienſtunfähigkeit die oberſte Dienſtbehörde oder die von ihr be⸗ 
ſtimmte Behörde zuſtändig; fehlt eine oberſte Dienſtbehörde, ſo beſtimmt der Senat, welche Behörde die 
Erklärung abzugeben hat. 

(2) Die über die Verſetzung in den Ruheſtand entſcheidende Behörde iſt an die Erklärung des 
unmittelbaren Dienſtvorgeſetzten nicht gebunden; ſie kann auch andere Beweiſe erheben. 


8 75 

(1) Hält der Dienſtvorgeſetzte den Beamten für dienſtunfähig (S 73) und beantragt dieſer die 
Verſetzung in den Ruheſtand nicht, ſo teilt der Dienſtvorgeſetzte dem Beamten oder deſſen Pfleger mit, 
daß ſeine Verſetzung in den Ruheſtand beabſichtigt ſei. Dabei ſind die Gründe für die Verſetzung in 
den Ruheſtand anzugeben. Hält der Dienſtvorgeſetzte zur Durchführung des Verfahrens die Beſtellung 
eines Pflegers für erforderlich, ſo beantragt er die Beſtellung eines Pflegers beim Amtsgericht. Das 
Amtsgericht hat dem Antrage zu entſprechen. 

(2) Erhebt der Beamte oder ſein Pfleger innerhalb von vier Wochen keine Einwendungen, ſo 
entſcheidet die nach 8 78 Abſ. 1 zuſtändige Stelle über die Verſetzung in den Ruheſtand. 

(3) Werden Einwendungen erhoben, ſo entſcheidet die oberſte Dienſtbehörde oder die für die Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand zuſtändige nachgeordnete Stelle, ob das Verfahren einzuſtellen oder fort⸗ 
zuführen iſt. Die Entſcheidung iſt dem Beamten oder ſeinem Pfleger zuzuſtellen. Wird das Verfahren 
fortgeführt, ſo iſt der Beamte der weiteren Amtsverwaltung vorläufig zu entheben. Mit Ende der drei 
Monate, die auf den Monat der Mitteilung der Entſcheidung folgen, ſind die das Ruhegehalt über⸗ 
ſteigenden Dienſtbezüge bis zum Beginn des Ruheſtandes einzubehalten. Zur Fortführung des Ver⸗ 
fahrens wird ein Beamter mit der Ermittlung des Sachverhalts beauftragt. Dieſer Beamte hat die 
Rechte und Pflichten des Unterſuchungsführers im förmlichen Dienſtſtrafverfahren. Der Beamte oder 
ſein Pfleger iſt zu den Vernehmungen zu laden. Nach Abſchluß der Ermittlungen iſt der Beamte oder 
ſein Pfleger zu dem Ergebnis der Ermittlungen zu hören. 

(4) Wird hiernach die Dienſtfähigkeit des Beamten feſtgeſtellt, ſo iſt das Verfahren einzuſtellen. 
Die Entſcheidung iſt dem Beamten oder ſeinem Pfleger zuzuſtellen; die nach Abſ. 3 Satz 3 einbehaltenen 
Beträge ſind nachzuzahlen. Wird die Dienſtunfähigkeit feſtgeſtellt, ſo wird der Beamte durch Beſchluß 
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des Senats mit Ende des Monats, in dem ihm der Beſchluß mitgeteilt iſt, in den Ruheſtand verſetzt; 
die einbehaltenen Beträge werden nicht nachgezahlt. 

(5) Gegen die Entſcheidung des Senats ſteht dem Beamten oder deſſen Pfleger binnen einer 
Friſt von 4 Wochen nach deren Empfang der Einſpruch bei dem Dienſtſtrafhof zu. Dieſer entſcheidet 
über den Einſpruch endgültig. 


g) Beamte auf Widerruf 
8 76 

(1) Der Beamte auf Widerruf mit Dienſtbezügen iſt in den Ruheſtand zu verſetzen, wenn er 
infolge von Krankheit, Verwundung oder ſonſtiger Beſchädigung, die er ſich ohne grobes Verſchulden 
bei Ausübung oder aus Veranlaſſung des Dienſtes zugezogen hat, dienſtunfähig geworden iſt. 

(2) Er kann in den Ruheſtand verſetzt werden, wenn er aus anderen Gründen dienſtunfähig ge⸗ 
worden iſt oder wenn er die Altersgrenze (§ 68 Abſ. 1) erreicht hat. 

(3) Wird der Beamte im Fall des Abſ. 2 nicht in den Ruheſtand verſetzt, ſondern durch Wider⸗ 
ruf entlaſſen, jo kann ihm an Stelle des Übergangsgeldes (8 62) auf Zeit oder lebenslänglich ein 
Anterhaltsbeitrag bewilligt werden. Hat der Beamte das ſiebenundzwanzigſte Lebensjahr noch nicht 
vollendet, jo kann nur ein Anterhaltsbeitrag auf Zeit bewilligt werden. Die Bewilligung auf Zeit iſt 
widerruflich. Sie kann bei ihrem Ablauf verlängert werden. 

(4) Die Entſcheidungen nach Abſ. 2 und 3 trifft der Senat. Er kann feine Befugnis auf andere 
Behörden übertragen. Die Entſcheidungen ſind endgültig. 


h) Warteſtandsbeamte 
S 77 
(1) Der Warteſtandsbeamte kann auf ſeinen Antrag jederzeit in den Ruheſtand verſetzt werden. 
(2) Er iſt in den Ruheſtand zu verſetzen mit dem Ende des Monats, in dem 
1. eine fünfjährige Warteſtandszeit abgelaufen iſt — der Lauf der Friſt iſt gehemmt, ſolange 
der Beamte nach § 48 verwendet wird — oder 
2. der Senat feſtgeſtellt hat, daß er der ihm nach 8 47 Abſ. 2, 8 48 Abſ. 2 obliegenden 
Verpflichtung nicht nachgekommen iſt. 
(8) Wird ihm ein neues Amt übertragen, das nicht derſelben oder einer mindeſtens gleichwertigen 


Laufbahn angehört, ſo tritt er mit der Abertragung des neuen Amtes aus ſeinem bisherigen Amt in 
den Ruheſtand. 


i) Verfügung über Verſetzung in den Ruheſtand und Beginn des Ruheſt andes 
8 78 i 

(1) Die Verſetzung in den Ruheſtand wird, wenn durch geſetzliche Vorſchrift nichts anderes vor⸗ 
geſchrieben iſt, von der Stelle verfügt, die nach 8 24 für die Ernennung zuſtändig wäre. Die Verfügung 
iſt dem Beamten ſchriftlich mitzuteilen. Sie kann bis zum Beginn des Ruheſtandes zurückgenommen 
werden. 

(2) Der Ruheſtand beginnt, abgeſehen von den Fällen der 88 68, 69, 75 Abſ. 4, S 77 Abſ. 2 
und 3, mit Ende der drei Monate, die auf den Monat folgen, in dem dem Beamten die Verſetzung 
in Den Ruheſtand mitgeteilt worden iſt. Bei der Mitteilung der Verſetzung in den Ruheſtand kann auf 
Antrag oder mit ausdrücklicher Zuſtimmung des Beamten ein früherer Zeitpunkt feſtgeſetzt werden. 

(8) Der Ruheſtandsbeamte erhält Ruhegehalt nach den Vorſchriften des Abſchnitts VIII. 


Abſchnitt VIII 
Verſorgung 
1. Verſorgung der Warte⸗ und Ruheſtandsbeamten 
8 79 
Das Wartegeld und das Ruhegehalt werden auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienſt⸗ 
bezüge und der ruhegehaltfähigen Dienſtzeit berechnet. 


a) Ruhegehaltfähige Dienſtbezüge 
8 80 
(1) Ruhegehaltfähige Dienſtbezüge find 
1. das von dem Beamten nach dem Beſoldungsrecht zuletzt bezogene Grunde oder die 
zuletzt bezogenen, dem Grundgehalt entſprechenden Dienſtbezüge, 
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2. ein vom Senat feſtzuſetzender Wohnungsgeldzuſchuß, 

3. der jeweilige Ausgleichszuſchlag nach dem Beſoldungsrecht, 

4. ſonſtige Dienſtbezüge des Beamten, die im Beſoldungsrecht oder im Haushaltsplan als ruhe⸗ 
gehaltfähig bezeichnet ſind. 

(2) Hat ein Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit die Bezüge aus ſeinem nicht als Eingangs⸗ 
ſtelle ſeiner Laufbahn geltenden Amt nicht mindeſtens ein Jahr erhalten, ſo treten an Stelle der im 
Abſ. 1 bezeichneten Dienſtbezüge die entſprechenden Bezüge aus dem vor feiner Ernennung bekleideten 
Amt; hat der Beamte ein Amt nicht bekleidet, ſo ſetzt die oberſte Dienſtbehörde im Einvernehmen mit 
dem Senat die ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge in Grenzen von fünfzig vom Hundert der Sätze nach 
Abſ. 1 feſt. 

(3) Abſ. 2 gilt nicht in den Fällen der SS 43 und 107 und nicht, wenn der Beamte infolge von 
Krankheit, Verwundung oder ſonſtiger Beſchädigung, die er ſich ohne grobes Verſchulden bei Aus⸗ 
übung oder aus Veranlaſſung des Dienſtes zugezogen hat, dienſtunfähig geworden iſt. 


b) Ruhegehaltfähige Dienſtzeit 
sel 

(1) Ruhegehaltfähig iſt die Dienſtzeit des Beamten vom Tage feiner erſten Ernennung an eine 
ſchließlich der Zeit, in der er ſich im Warteſtande befindet. Unberückſichtigt bleibt jedoch die Zeit 

1. eines Beamtenverhältniſſes nach §S 67 Ab]. 2, 

2. einer ehrenamtlichen Tätigkeit, 

3. einer Beurlaubung ohne Dienſtbezüge, wenn nicht die Berückſichtigung bei Erteilung, ſpäte⸗ 
ſtens bei Beendigung eines den öffentlichen Belangen dienenden Urlaubs zugeſtanden iſt, 

4. vor Vollendung des ſiebenundzwanzigſten Lebensjahres, 

5. für die eine Abfindung oder ein Übergangsgeld aus öffentlichen Mitteln gewährt worden iſt, 

6. einer Tätigkeit als Beamter, der ohne Ruhegehaltsberechtigung nur Gebühren bezieht, ſoweit 
ſie nicht nach S 85 Abſ. 1 Nr. 1 berückſichtigt wird. 

(2) Iſt ein Beamter, der infolge Urteils eines Gerichts oder eines Dienſtſtrafgerichts aus dem 
Beamtenverhältnis ausgeſchieden war, ſpäter wieder zum Beamten ernannt worden, ſo wird die Dienſt⸗ 
zeit, die er vor dem Ausſcheiden aus dem Beamtenverhältnis zurückgelegt hat, nicht in die ruhegehalt⸗ 
fähige Dienſtzeit eingerechnet. Das gleiche gilt, wenn der Beamte, dem ein gerichtliches Strafverfahren 
oder ein Dienſtſtrafverfahren drohte, auf ſeinen Antrag aus dem Beamtenverhältnis entlaſſen iſt. Der 
Senat kann Ausnahmen zulaſſen. 

(3) Bei den in den Danziger Dienſt übergetretenen deutſchen Beamten gilt auch die deutſche 
Dienſtzeit als Dienſtzeit im Sinne des Abſ. 1 Satz 1. 


8 82 
Ruhegehaltfähig it auch die Zeit, in der ein Beamter vor ſeiner Ernennung nach Vollendung des 
ſiebenundzwanzigſten Lebensjahres 
1. im Dienſte der Wehrmacht oder im Vollzugsdienſte der Polizei geſtanden hat, 
2. Angehöriger des Arbeitsdienſtes geweſen iſt, 
3. als Inhaber eines Verſorgungsſcheins im Dienſte des Staates oder anderer Körperſchaften, 
Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts voll beſchäftigt geweſen iſt. 


8 83 
Die Zeit eines Kriegsdienſtes in der Wehrmacht oder die Zeit einer Kriegsgefangenſchaft wird, 
auch wenn ſie vor Vollendung des ſiebenundzwanzigſten Lebensjahres liegt, mit der gleichen Erhöhung 
angerechnet wie bei Angehörigen der Wehrmacht. 


8 84 

(1) Die Zeit der Verwendung eines Beamten in außereuropäiſchen Ländern mit Ausnahme der 
an das Mittelmeer grenzenden außereuropäiſchen Länder kann als ruhegehaltfähige Dienſtzeit, ſoweit 
ſie vor Vollendung des ſiebenundzwanzigſten Lebensjahres liegt, einfach, im übrigen bis zur Grenze des 
Doppelten berückſichtigt werden, wenn ſie ununterbrochen mindeſtens ſechs Monate betragen hat. Gleiches 
gilt für Seereiſen in außerheimiſchen Gewäſſern. Näheres wird durch Verordnung des Senats beſtimmt. 

(2) Als Zeit der Verwendung in außereuropäiſchen Ländern kann auch die Zeit anerkannt werden, 
während der ſich ein Beamter infolge Internierung oder aus ſonſtigen durch Krieg verurſachten und 
von dem Beamten nicht verſchuldeten Gründen in dieſen Ländern aufgehalten hat. Iſt der Aufenthalt 
durch Verſchulden des Beamten verlängert worden, ſo bleibt die Zeit der Verlängerung unberückſichtigt. 
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(3) Sit die Dienſtzeit nach Abſ. 1 und 2 bereits nach 8 83 zu berüdjihtigen, fo wird ſie nicht 
weiter angerechnet. 
(4) Die Entſcheidung trifft die oberſte Dienſtbehörde im Einvernehmen mit dem Senat endgültig. 


8 85 

(J) Die Zeit, während der ein Beamter nach Vollendung des ſiebenundzwanzigſten Lebensjahres 

1. als Rechtsanwalt oder als Beamter oder Notar, der ohne Ruhegehaltsberechtigung nur Ge⸗ 
bühren bezieht, 

2. im Dienſt einer öffentlich-rechtlichen Religionsgeſellſchaft und ihrer Verbände oder im nicht⸗ 
öffentlichen Schuldienſt tätig geweſen iſt, 

3. im öffentlichen Dienſt eines anderen Staates oder einer zwiſchenſtaatlichen öffentlichen Ein⸗ 

frluichtung geſtanden hat, 

4. auf wiſſenſchaftlichem, künſtleriſchem, techniſchem oder wirtſchaftlichem Gebiet beſondere Fach—⸗ 
kenntniſſe erworben hat, die die notwendige Vorausſetzung für die Wahrnehmung ſeines Amtes 
bilden, 

im privatrechtlichen Vertragsverhältnis im Dienſte des Staates oder anderer Körperſchaften, 
Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts ununterbrochen hauptberuflich eine in der 
Regel einem Beamten obliegende oder ſpäter einem Beamten übertragene entgeltliche Be⸗ 
ſchäftigung wahrgenommen hat, die zu ſeiner Ernennung führte, 

kann als ruhegehaltfähige Dienſtzeit berücksichtigt werden. Die Zeiten zu 1 und 4 dürfen höchſtens bis 

zur Hälfte, jedoch nicht über zehn Jahre hinaus berückſichtigt werden. 

(2) Die Entſcheidung trifft die oberſte Dienſtbehörde im Einvernehmen mit dem Senat endgültig. 


1 


c) Wartegeld 
8 86 

Das Wartegeld beträgt achtzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge. Für jedes volle 
und angefangene Jahr, das dem Beamten an fünfzehn Jahren ruhegehaltfähiger Dienſtzeit fehlt, wird 
jedoch das Wartegeld um zwei vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge niedriger bemeſſen. 
Das Wartegeld beträgt in keinem Fall mehr als achtzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſt⸗ 
bezüge eines Beamten aus der Endſtufe der Beſoldungsgruppe A 1 a der Danziger Beſoldungsord⸗ 
nung. Hat der Beamte indeſſen zur Zeit feiner Verſetzung in den Warteſtand bereits ein höheres Ruhe- 
gehalt erdient, ſo erhält er ein Wartegeld in Höhe des zu dieſem Zeitpunkt erdienten Ruhegehalts. 


8 87 
Scheidet der Beamte aus einer Dienſtleiſtung im Sinne des § 48 wieder aus, ſo wird ſein Warte⸗ 
geld unter Berückſichtigung der während der Dienſtleiſtung zuletzt bezogenen Dienſtbezüge und der ver⸗ 
längerten ruhegehaltfähigen Dienſtzeit neu feſtgeſetzt. 


d) Ruhegehalt 
8 88 
(1) Der Ruheſtandsbeamte erhält lebenslänglich Ruhegehalt. 
(2) Ein Ruheſtandsbeamter, der wieder zum Beamten auf Lebenszeit oder auf Zeit ernannt iſt, 
erhält Ruhegehalt aus dem neuen Amte nur, wenn er es wenigſtens ein Jahr bekleidet hat. 


8 89 

(1) Das Ruhegehalt beträgt mindeſtens fünfunddreißig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſt⸗ 
bezüge. Es erhöht ſich bei den Beamten 
des unteren und des einfachen mittleren Dienſtes nach jedem der erſten fünfzehn vollen Jahre, 
des gehobenen mittleren Dienſtes nach zwei ruhegehaltfähigen Dienſtjahren und in den fol⸗ 

genden fünfzehn vollen Jahren, 
des höheren Dienſtes nach drei ruhegehaltfähigen Dienſtjahren und in den folgenden ſechzehn 

vollen Jahren 
der ruhegehaltfähigen Dienſtzeit um je zwei vom Hundert, in den folgenden vollen Jahren dieſer 
Dienſtzeit um je eins vom Hundert, höchſtens bis achtzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſt⸗ 
bezüge. Nach dem Ende des Monats, in dem der Beamte das fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet 
hat, beträgt das Ruhegehalt höchſtens fünfundſiebzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge. 
Die Entſcheidung darüber, welcher der vorgenannten Gruppen der Beamte angehört, trifft im Zweifel 
die oberſte Dienſtbehörde im Einvernehmen mit dem Senat endgültig. 
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(2) Das Ruhegehalt darf jedoch nicht hinter der Hälfte der niedrigſten ruhegehaltfähigen Dienſt⸗ 
bezüge eines planmäßigen Beamten der unterſten Beſoldungsgruppe der Danziger Beſoldungsordnung 
zurückbleiben. 2 

(3) Abf. 1 und 2 gelten entſprechend für den Unterhaltsbeitrag nach $ 76 Abſ. 3; im Fall des 
§ 76 Abſ. 3 Satz 2 darf er fünfunddreißig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge nicht 
überſteigen. 

8 90 

(1) Das Ruhegehalt eines Beamten, der früher ein mit höheren Dienſtbezügen verbundenes Amt 
bekleidet und dieſe Bezüge wenigſtens ein Jahr bezogen hat, wird, ſofern der Beamte in ein mit 
geringeren Dienſtbezügen verbundenes Amt nicht lediglich auf ſeinen im eigenen Intereſſe geſtellten 
Antrag übergetreten iſt, nach den ruhegehaltfähigen Dienſtbezügen des früheren Amts und der geſamten 
ruhegehaltfähigen Dienſtzeit berechnet. Das Ruhegehalt darf jedoch die letzten ruhegehaltfähigen Dienſt⸗ 
bezüge nicht überſteigen. 

(2) Das Ruhegehalt eines Warteſtandsbeamten, der nach 8 48 Dienſt geleiſtet hat, wird nach 
den ruhegehaltfähigen Dienſtbezügen berechnet, die nach § 87 der Berechnung ſeines Wartegeldes zu⸗ 
grunde gelegt ſind oder zugrunde zu legen wären. 


§ 9 
Das Ruhegehalt wird von dem Beginn des Ruheſtandes ab gewährt. 


2. Hinterbliebenenverſorgung 
a) Sterbemonat 
8 92 

(1) Den Erben eines verſtorbenen Beamten verbleiben für den Sterbemonat die Bezüge des Ver⸗ 
ſtorbenen einſchließlich der zur Beſtreitung von Dienſtaufwandskoſten beſtimmten Einkünfte. 

(2) Bei Warte- und Ruheſtandsbeamten ſowie bei entlaſſenen Beamten auf Widerruf tritt an 
die Stelle der Bezüge das Wartegeld, das Ruhegehalt oder der Unterhaltsbeitrag. Den Erben eines 
nach 8 127 Abſ. 4 verwendet oder nach § 127 Abſ. 5 tätig geweſenen Warte- oder Ruheſtandsbeamten 
verbleiben die für den Sterbemonat fälligen Bezüge. 

(3) Die an den Verſtorbenen noch nicht gezahlten Teile der Sterbemonatsbezüge können ſtatt an 
die Erben auch an die Witwe oder die ehelichen oder für ehelich erklärten Abkömmlinge des Verſtor⸗ 
benen gezahlt werden. 

b) Sterbegeld 
8 93 

(1) Die Witwe ſowie die ehelichen und für ehelich erklärten Abkömmlinge eines männlichen Be⸗ 
amten mit Dienſtbezügen erhalten für die auf den Sterbemonat folgenden drei Monate als Sterbegeld 
die Dienſtbezüge des Verſtorbenen ausſchließlich der zur Beſtreitung von Dienſtaufwandskoſten be⸗ 
ſtimmten Einkünfte. Bei Warte⸗ und Ruheſtandsbeamten ſowie bei entlaſſenen Beamten auf Widerruf 
tritt an die Stelle der Dienſtbezüge das Wartegeld, das Ruhegehalt oder der Unterhaltsbeitrag. 

(2) Den Kindern einer verjtorbenen Beamtin kann die oberſte Dienſtbehörde Sterbegeld gewähren. 


8 94 
Sind Hinterbliebene im Sinne des § 93 nicht vorhanden, ſo kann die oberſte Dienſtbehörde oder 
die von ihr beſtimmte Behörde ein Sterbegeld nach § 93 auf Antrag ganz oder teilweiſe bewilligen, 
1. wenn der Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder, 
Stiefkinder oder an Kindes Statt angenommene Kinder, deren Ernährer er ganz oder über⸗ 
wiegend geweſen iſt, in bedürftiger Lage hinterlaſſen hat, oder 
2. wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der Beſtattung zu 


decken. . 
Ss 95 


(1) Das Sterbegeld wird beim Nachweis des Todes im voraus in einer Summe gezahlt. Liegen 
wichtige Gründe vor, ſo kann von der Auszahlung des Sterbegeldes in einer Summe abgeſehen und 


eine andere Zahlungsart beſtimmt werden. b 
(2) Die oberſte Dienſtbehörde beſtimmt, an wen das Sterbegeld zu zahlen oder wie es unter 
mehrere Berechtigte zu verteilen iſt. Sie kann dieſe Befugnis auf andere Behörden übertragen. Die 


Entſcheidung it endgültig. 
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S 96 
(1) Das Sterbegeld kann weder abgetreten noch verpfändet noch gepfändet werden. 


(2) Forderungen des Dienſtherrn gegen den Verſtorbenen aus Vorſchuß⸗ oder Darlehnsgewäh⸗ 
rungen ſowie aus Überhebungen von Dienſtbezügen, Wartegeld, Ruhegehalt oder Anterhaltsbeitrag 
können angerechnet werden. Der Witwe und den Waiſen muß jedoch ein Teilbetrag des Sterbegeldes 
belaſſen werden, der dem der Pfändung nicht unterliegenden Teil des Witwen⸗ und Waiſengeldes für 
dieſe drei Monate entſprechen würde. 


e) Witwen⸗ und Waiſengeld 
§ 97 
(1) Die Witwe und die ehelichen Kinder eines Beamten, der zur Zeit ſeines Todes Ruhegehalt 
erhalten hätte, ſowie die Witwe und die ehelichen Kinder eines Ruheſtandsbeamten erhalten Witwen⸗ 
und Waiſengeld. Dies gilt nicht für die Hinterbliebenen von Beamtinnen und nicht für die Ehefrau 
des verſtorbenen Beamten, wenn bei deſſen Tode die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben war (88 1575, 
1587 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 
(2) Den ehelichen Kindern ſtehen die vor der Beendigung des Beamtenverhältniſſes für ehelich 
erklärten Kinder gleich. 
(3) Den Kindern einer verſtorbenen Beamtin oder Ruheſtandsbeamtin kann die oberſte Dienſt⸗ 
behörde Waiſengeld gewähren. 
Ss 98 
(1) Das Witwengeld beträgt ſechzig vom Hundert des Ruhegehalts, das der Verſtorbene erhalten 
hat oder das er erhalten hätte, wenn er am Todestage in den Ruheſtand getreten wäre, höchſtens jedoch 
fünfundvierzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge. 


(2) Das Witwengeld darf jedoch nicht hinter einem Drittel der niedrigſten ruhegehaltfähigen 
Dienſtbezüge eines planmäßigen Beamten der unterſten Beſoldungsgruppe der Danziger Beſoldungs⸗ 
ordnung zurückbleiben und nicht ſechzig vom Hundert der höchſten ruhegehaltfähigen Dienſtbezuge aus 
der Beſoldungsgruppe A 1 a der Danziger Beſoldungsordnung überjteigen. 


(3) Auf die Berechnung des Witwengeldes iſt ein Ruhen des Ruhegehalts (SS 127, 128) ohne 
Einfluß. 
8 99 
(1) Das Waiſengeld beträgt für jedes Kind, deſſen Mutter noch lebt und zur Zeit des Todes 
des Verſtorbenen zum Bezuge von Witwengeld berechtigt war, ein Fünftel und, wenn auch die Mutter 
nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des Verſtorbenen nicht zum Bezuge von Witwengeld be⸗ 
rechtigt war, ein Drittel des Witwengeldes. 


(2) Das Waiſengeld beträgt für jedes Kind einer Beamtin als Halbwaiſe höchſtens zwölf 
vom Hundert, als Vollwaiſe höchſtens zwanzig vom Hundert des Ruhegehalts, das die Ver⸗ 
ſtorbene erhalten hat oder das ſie erhalten hätte, wenn ſie am Todestage in den Ruheſtand getreten 
wäre. Der Berechnung darf jedoch höchſtens ein Ruhegehalt von fünfundſiebenzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge zugrunde gelegt werden. 


| 8 100 | 

(1) Witwen- und Waiſengeld dürfen weder einzeln noch zuſammen den Betrag des Ruhegehalts 
überſteigen, das der Verſtorbene erhalten hat oder das er zu erhalten hätte, wenn er am Todestage 
in den Ruheſtand getreten wäre. § 99 Ab). 2 Satz 2 gilt auch hier. Ergibt ſich an Witwen⸗ und 
Waiſengeld zuſammen ein höherer Betrag, ſo werden die einzelnen Sätze im gleichen Verhältnis ge 
kürzt. 

(2) Nach dem Ausſcheiden eines Witwen- oder Waiſengeldberechtigten erhöht ſich das Witwen⸗ 
oder Waiſengeld der verbleibenden Berechtigten vom Beginn des folgenden Kalendermonats an in⸗ 
ſoweit, als ſie nach Abſ. 1 noch nicht die vollen Beträge nach den SS 98, 99 erhalten. 


8 8 101 
(1) Kein Witwengeld erhält die Witwe, wenn die Ehe mit dem verſtorbenen Beamten innerhalb 
dreier Monate vor ſeinem Ableben unter Umſtänden geſchloſſen worden iſt, welche die Annahme recht⸗ 
fertigen, daß mit der Heirat allein oder überwiegend der Zweck verfolgt worden iſt, der Witwe den 
Bezug des Witwengeldes zu verſchaffen. 
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(2) Kein Witwen⸗ und Waiſengeld erhalten die Witwe und die Kinder eines Beamten aus einer 
Ehe, die erſt nach dem Eintritt des Beamten in den Ruheſtand geſchloſſen worden iſt. Das gleiche 
gilt für die Kinder einer Beamtin, die erſt nach dem Eintritt der Beamtin in den Ruhe⸗ 
ſtand geboren ſind. Die oberſte Dienſtbehörde kann jedoch im Einvernehmen mit dem Senat Witwen⸗ 
und Waiſengeld in Grenzen der geſetzlichen Hinterbliebenenbezüge bewilligen. Die Bewilligung eines 
Witwengeldes iſt ausgeſchloſſen, wenn die Witwe von zwei oder mehr volljüdiſchen Großelternteilen 
abſtammt und die Ehe nach dem 20. Juni 1933 geſchloſſen iſt. 


8 102 

(1) War die Ehe eines verſtorbenen Beamten oder Ruheſtandsbeamten geſchieden und der Ver⸗ 
ſtorbene allein für ſchuldig erklärt, ſo kann die oberſte Dienſtbehörde im Einvernehmen mit dem Senat 
der früheren Ehefrau einen Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des geſetzlichen Witwengeldes widerruflich 
bewilligen. Kommt ein Unterhaltsbeitrag neben geſetzlichen Hinterbliebenenbezügen in Frage, jo darf 
durch ſeine Gewährung das Ruhegehalt des Verſtorbenen nicht überſchritten werden. 

(2) Entſprechendes gilt, wenn beim Tode des Beamten die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben war 
(88 1575, 1587 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 


8 103 
Der Witwe und den Kindern eines Beamten auf Widerruf, dem gemäß § 76 Abſ. 3 ein Unter- 
haltsbeitrag bewilligt worden iſt oder hätte bewilligt werden können, kann die oberſte Dienſtbehörde 
im Einvernehmen mit dem Senat die in den SS 97 bis 102 vorgeſehene Verſorgung bis zur geſetz⸗ 
lichen Höhe als Unterhaltsbeitrag lebenslänglich oder auf Zeit bewilligen. 


§ 104 
Dienſtzeiten eines verſtorbenen Beamten, die im Fall ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand nach 
88 84, 85 als ruhegehaltfähig hätten berückſichtigt werden können, dürfen auch bei Bemeſſung des 
Witwen⸗ und Waiſengeldes oder eines Unterhaltsbeitrags nach § 103 durch die oberſte Dienſtbe⸗ 
hörde im Einvernehmen mit dem Senat berückſichtigt werden. 


§ 105 
Die Zahlung des Witwen⸗ und Waiſengeldes und des Anterhaltsbeitrags nach §8 103 beginnt mit 
Ablauf der Zeit, für die Sterbegeld gewährt iſt; Waiſen, die nach dem Tode ihres Vaters geboren 
ſind, erhalten Waiſengeld ſchon für den Geburtsmonat. 


$ 106 

(1) Sit ein Beamter oder ein Ruheſtandsbeamter, deſſen Hinterbliebene nach SS 97 bis 103 im 
Fall ſeines Todes Witwen⸗ oder Waiſengeld oder einen Unterhaltsbeitrag erhalten könnten, ver⸗ 
ſchollen, ſo kann die oberſte Dienſtbehörde den Hinterbliebenen im Einvernehmen mit dem Senat dieſe 
Bezüge auch ſchon vor der Todeserklärung gewähren, wenn das Ableben des Verſchollenen mit Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit anzunehmen iſt. Den Tag, mit dem die Zahlung der Bezüge beginnt, beſtimmt in dieſem 
Fall die oberſte Dienſtbehörde; mit dem Beginn der Zahlung erliſcht der Anſpruch des Verſchollenen 
auf Dienſtbezüge, Wartegeld oder Ruhegehalt. Iſt eine Witwe oder ſind Waiſen nicht vorhanden, ſo 
beſtimmt die oberſte Dienſtbehörde den Tag, mit dem die Zahlung der Bezüge aufhört. Die Entſchei⸗ 
dungen der oberſten Dienſtbehörde ſind endgültig. 88 92, 93 gelten hier nicht. 

(2) Kehrt der Verſchollene zurück, ſo lebt ſein Anſpruch auf Dienſtbezüge, ſoweit nicht e 
Vorſchriften entgegenſtehen, ſowie auf Wartegeld oder Ruhegehalt mit der Maßgabe wieder auf, daß 
die den Hinterbliebenen nach Abſ. 1 zugeſprochenen Bezüge anzurechnen ſind. 


3. Unfallfürſorge 
$ 107 

(1) Wird ein Beamter durch einen Dienſtunfall verletzt, jo wird ihm und feinen Hinterbliebenen 
Unfallfürſorge gewährt. 

(2) Dienſtunfall iſt ein auf äußerer Einwirkung beruhendes plötzliches, örtlich und zeitlich be⸗ 
ſtimmbares, einen Körperſchaden verurſachendes Ereignis, das in Ausübung oder infolge des Dienſtes 
eingetreten iſt. 

(3) Als Dienſt gilt auch der mit dem Dienſt zuſammenhängende Weg nach und von der Arbeits⸗ 
ſtätte. Als Dienſtunfall gilt es auch, wenn der Beamte außerhalb des Dienſtes zur Vergeltung für 
ein dienſtliches Vorgehen angegriffen wird und hierbei einen Körperſchaden erleidet. i 
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8 108 
Die Unfallfürſorge beſteht in 
1. einem Heilverfahren für den Verletzten (S$ 109, 110), 8 
2. einem Ruhegehalt, wenn infolge des Unfalls der Beamte dienſtunfähig geworden iſt und ſein 
Beamtenverhältnis endet (8 111), 

3. einer Hinterbliebenenverſorgung, wenn der Beamte infolge des Unfalls geſtorben iſt (8 113), 
Neben einer Verſorgung nach Nr, 2 und 3 wird eine Verſorgung nach den allgemeinen Vorſchriften 
nicht gewährt. 

§ 109 
Das Heilverfahren umfaßt die notwendige 

1. ärztliche Behandlung, 

2. Pflege, a f 

3. Verſorgung mit Arznei und anderen Heilmitteln, Ausſtattung mit Körpererſatzſtücken, ortho⸗ 

pädiſchen und anderen Hilfsmitteln, die den Erfolg der Heilbehandlung ſichern oder die 
Folgen der Verletzung erleichtern ſollen. 


f 8 110 ü 
Iſt der Verletzte infolge des Unfalls ſo hilfslos, daß er nicht ohne fremde Wartung und Pflege 
beſtehen kann, jo find ihm bis zur Zahlung des Ruhegehalts die Koſten einer angenommenen notwen⸗ 
digen Pflegekraft zu erſtatten, ſofern nicht der Dienſtherr ſelbſt für die Pflege Sorge trägt. 


s 111 

(1) Das Ruhegehalt beträgt ſechsundſechzigzweidrittel vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſt⸗ 
bezüge des Verletzten. 

(2) Würde der Verletzte nach den allgemeinen Vorſchriften bereits ein höheres Ruhegehalt als 
fünfundvierzig vom Hundert ſeiner ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge erhalten, ſo beträgt das Ruhege⸗ 
halt nach Abſ. 1 zwanzig vom Hundert mehr als das Ruhegehalt nach jenen Vorſchriften, jedoch 
nicht über achtzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge. 

(3) Liegt der Bemeſſung des Ruhegehalts nicht mindeſtens ein Betrag zugrunde, der dem Einein⸗ 
viertelfachen der niedrigſten ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge eines planmäßigen Beamten der unterſten 
Beſoldungsgruppe der Danziger Beſoldungsordnung entſpricht, ſo iſt das Ruhegehalt aus dieſem Be⸗ 
trage zu errechnen. 

(4) Iſt der Verletzte infolge des Unfalls ſo hilfslos geworden, daß er nicht ohne fremde War⸗ 
tung und Pflege beſtehen kann, ſo kann zu dem Ruhegehalt für die Dauer dieſer Hilfloſigkeit ein Zu⸗ 
ſchlag bis zur Erreichung der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge gewährt werden. Statt des beſonderen 
Zuſchlags ſind dem Verletzten auf Antrag die Koſten zu erſtatten, die ihm durch Annahme einer not⸗ 
wendigen Pflegekraft erwachſen; in dieſem Fall kann der Dienſtherr an Stelle des Zuſchlags ſelbſt 
für die Pflege Sorge tragen. f 

(5) Im übrigen gelten die allgemeinen Vorſchriften über Ruhegehalt. 


§ 112 
Bleiben die ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge eines Beamten auf Widerruf unter den ruhe⸗ 
gehaltfähigen Dienſtbezügen der Planſtelle, in der ein ſolcher Beamter nach den beſtehenden Grund⸗ 
ſätzen zuerſt angeſtellt werden kann, ſo iſt dieſer Betrag der Ruhegehaltsberechnung zugrunde zu legen. 
§ 111 Abſ. 2 bis 5 gelten ſinngemäß. N 
$ 113 
(1) Die Hinterbliebenenverſorgung befteht in 
1. Sterbegeld (§ 114), 
2. Witwengeld ($ 115), 
3. Waiſengeld ($ 116), 
4. Unterhaltsbeitrag für Verwandte der aufſteigenden Linie (8 117). 
(2) Im übrigen gelten die allgemeinen Vorſchriften für die Hinterbliebenenverſorgung. Der Unter⸗ 
haltsbeitrag ($ 117) iſt hierbei wie ein Witwengeld zu behandeln. 


8 114 


Als Sterbegeld iſt für den auf den Sterbemonat folgenden Monat der Betrag der einmonatigen 
Dienſtbezüge, des einmonatigen Wartegeldes, des einmonatigen Ruhegehalts oder des einmonatigen 
Unterhaltsbeitrags des Verſtorbenen zu gewähren. 
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8 115 i f 

(1) Das Witwengeld beträgt zwanzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge des Ver⸗ 
ſtorbenen. . 

(2) Das Witwengeld kann bis auf vierzig nom Hundert erhöht werden, ſolange die Witwe durch 
Krankheit oder andere Gebrechen wenigſtens die Hälfte ihrer Erwerbsfähigkeit verloren hat. Das 
Witwengeld kann erſt erhöht werden, nachdem dieſe Beſchränkung der Erwerbsfähigkeit drei Monate 
beſtanden hat. 

$ 116 

(1) Das Waiſengeld beträgt für jedes eheliche Kind zwanzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen 

Dienſtbezüge des Verſtorbenen. Den ehelichen Kindern ſtehen gleich 
1. die für ehelich erklärten Kinder, 
2. die elternloſen Enkel, die der Verſtorbene zur Zeit ſeines Todes unentgeltlich unterhalten hat. 

(2) Die Kinder einer Beamtin erhalten Waiſengeld. 


§ 117 
(1) Verwandten der aufſteigenden Linie, deren Lebensunterhalt ganz oder überwiegend durch den 
Verſtorbenen beſtritten wurde, iſt für die Dauer der Bedürftigkeit ein Unterhaltsbeitrag zu gewähren. 
Dieſer beträgt insgeſamt zwanzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge des Verſtorbenen. 


(2) Sind mehrere Berechtigte dieſer Art vorhanden, ſo wird der Unterhaltsbeitrag den Eltern 
vor den Großeltern gewährt; an die Stelle eines verſtorbenen Elternteils treten deſſen Eltern. 


§ 118 

(1) Wenn ſich für einen Hinterbliebenen nach den allgemeinen Vorſchriften für die Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung ein höherer Betrag an Sterbe-, Witwen⸗ oder Waiſengeld ergibt als nach 88 114 bis 116, 
ſo erhält er den höheren Betrag. 

(2) Der Geſamtbetrag der Hinterbliebenenverſorgung darf den Betrag nicht überſchreiten, den 
der Verſtorbene auf Grund ſeines Unfalls als Ruhegehalt erhalten hat oder erhalten haben würde. 
§ 99 Abſ. 2 Satz 2 gilt auch hier. 5 

(3) Der Zuſchlag nach § 111 Abſ. 4 bleibt hierbei außer Betracht. 


8 119 8 

Sind bei einem Dienſtunfall Kleidungsſtücke oder ſonſtige Gegenſtände, die der Beamte mitgeführt 
hat, beſchädigt oder zerſtört worden, ſo iſt dafür nach billigem Ermeſſen Erſatz zu leiſten; ſind durch die 
erſte Hilfeleiſtung nach dem Unfall beſondere Koſten entſtanden, ſo iſt dem Beamten der nachweisbar 
notwendige Aufwand zu erſetzen. 

§ 120 

Erhält ein Beamter, der infolge des Unfalls dienſtunfähig geworden iſt, nach den allgemeinen 
Vorſchriften keine Verſorgung, ſo kann ihm die oberſte Dienſtbehörde im Einvernehmen mit dem Senat 
als Unfallfürſorge das Heilverfahren (SS 109, 110) und ihm und ſeinen Hinterbliebenen widerruflich 
einen Unterhaltsbeitrag bis zur Hälfte der Beträge nach SS 111 bis 118 gewähren. Der Unterhalts- 
beitrag für einen Beamten ohne Dienſtbezüge wird nach billigem Ermeſſen feſtgeſetzt. i 


S 121 
(1) Sit ein Beamter, der einen Dienſtunfall erlitten hat, nach 88 60, 61 aus dem Beamtenver⸗ 
hältnis entlaſſen, jo erhält er neben dem Heilverfahren als Unterhaltsbeitrag für die Dauer der Er⸗ 
werbsunfähigkeit, wenn er 
1. völlig erwerbsunfähig iſt, ſechsundſechzigzweidrittel vom Hundert ſeiner ruhegehaltfähigen 
Dienſtbezüge, 
2. teilweiſe erwerbsunfähig iſt, den Teil des unter Nr. 1 bezeichneten Unterhaltsbeitrags, der 
dem Maße der durch den Unfall herbeigeführten Einbuße an Erwerbsfähigkeit entſpricht. 
Dabei bleibt eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um weniger als fünfundzwanzig vom 
Hundert unberückſichtigt. 
(2) Solange der Verletzte aus Anlaß des Unfalls tatſächlich und unverſchuldet arbeitslos iſt, 
kann ein nach Abſ. 1 Nr. 2 gewährter Unterhaltsbeitrag bis zu ſechsundſechzigzweidrittel vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge gewährt werden. 
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orgenden erhalten einen dem Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
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(3) Die Hinterbliebenen der hiernach zu Ver 
gelt entſprechenden Unterhaltsbeitrag. 

(4) § 111 Abſ. 3 bis 5, $ 12 Satz 1, § 118 gelten ſinngemäß mit der Maßgabe, daß auch 
eine Erhöhung nach vorſtehendem Abſ. 2 bei Anwendung des 8 118 außer Betracht bleibt. 


$ 122 

(1) Die Unfallfürſorge wird nicht gewährt, wenn der Verletzte den Anfall entweder vorſätzlich 
oder grob fahrläſſig herbeigeführt hat. 

(2) Hat der Unfallverletzte eine die Heilbehandlung betreffende Anordnung ohne geſetzlichen oder 
ſonſt triftigen Grund nicht befolgt und wird dadurch ſeine Dienſt⸗ oder Erwerbsfähigkeit ungünſtig 
beeinflußt, jo kann die Unfallfürforge inſoweit verſagt werden. Der Unfallverletzte iſt auf dieſe Folgen 
ſchriftlich hinzuweiſen. Satz 1 gilt nicht für Operationen, die einen erheblichen Eingriff in die körperliche 
Unverſehrtheit bedeuten. 

(3) SHinterbliebenenverforgung wird nicht gewährt, wenn die Ehe erſt nach dem Unfall ge⸗ 
ſchloſſen iſt. 

(4) In den Fällen der Abſ. 1 und 3 kann die oberſte Dienſtbehörde im Einvernehmen mit dem 
Senat beim Vorliegen beſonderer Umſtände eine Verſorgung bis zur geſetzlichen Höhe bewilligen. 


$ 123 

(1) Unfallfürſorgeanſprüche auf Grund dieſes Geſetzes find innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 
zwei Jahren nach dem Eintritt des Unfalls bei dem Dienſtvorgeſetzten des Verletzten anzumelden. 
Die Friſt gilt auch dann als gewahrt, wenn die Anſprüche bei der für den Wohnort des Berechtigten 
zuſtändigen unteren Verwaltungsbehörde angemeldet ſind. In dieſem Fall iſt die Anmeldung unver⸗ 
züglich an die zuſtändige Stelle abzugeben und der Beteiligte davon zu benachrichtigen. 

(2) Nach Ablauf der Ausſchlußfriſt iſt der Anmeldung nur Folge zu geben, wenn ſeit dem 
Unfall noch nicht zehn Jahre vergangen ſind und wenn gleichzeitig glaubhaft nachgewieſen wird, daß 
eine den Anſpruch begründende Folge des Unfalls erſt ſpäter bemerkbar geworden oder daß der Be⸗ 
rechtigte von der Verfolgung ſeines Anſpruchs durch außerhalb ſeines Willens liegende Umſtände ab⸗ 
gehalten worden iſt. Die Anmeldung muß, nachdem eine Unfallfolge bemerkbar geworden oder das 
Hindernis für die Anmeldung weggefallen iſt, innerhalb dreier Monate erfolgen. Die Unfallfürſorge 
wird in dieſen Fällen früheſtens vom Tage der Anmeldung ab gewährt. 

(3) Der Dienſtvorgeſetzte hat jeden Unfall, der ihm von Amts wegen oder durch Anmeldung der 
Beteiligten bekannt wird, ſofort zu unterſuchen. Den Beteiligten iſt Gelegenheit zu geben, ihre Belange 
bei der Unterſuchung zu wahren. 


_— 


8 124 

(1) Die Beamten oder deren Hinterbliebene haben ſich wegen ihrer durch dieſes Geſetz feſtgelegten 
Anſprüche auf Unfallfürforge auch dann an den für die Gewährung des Ruhegehalts zuständigen 
Dienſtherrn zu halten, wenn ſich der Unfall im Dienſtbereich einer anderen öffentlichen Verwaltung 
ereignet hat. 

(2) Weitergehende Anſprüche auf Grund allgemeiner geſetzlicher Vorſchriften können gegen den 
unmittelbaren Dienſtherrn des Beamten oder ſeine Bedienſteten nur dann geltend gemacht werden, wenn 
der Anfall im eigenen Dienſtbereich durch eine vorſätzliche unerlaubte Handlung eines Bedienſteten ver⸗ 
urſacht worden ilt. 

(3) Erſatzanſprüche gegen andere Dienſtherren und andere Perſonen bleiben unberührt. 


8 125 


Die Anſprüche auf Erſtattung der Koſten des Heilverfahrens ($ 109) und der Pflege (88 110, 
111 Abſ. 4) können weder abgetreten noch verpfändet noch gepfändet werden. 


4. Kinder beihilfen 
§ 125 a 

(1) Für die Kinder der Warte- und Ruheſtandsbeamten ſowie der verſtorbenen Beamten, Warte⸗ 
und Ruheſtandsbeamten werden Kinderbeihilfen in gleicher Weiſe wie den Beamten nach dem Be⸗ 
ſoldungsrecht gewährt und zwar auch dann, wenn Waiſengeld nach dieſem Geſetz nicht zuſtändig iſt. 

(2) Für nach Beendigung des Beamtenverhältniſſes für ehelich erklärte Kinder, für Stiefkinder, 
uneheliche Kinder, Pflegekinder und Enkel iſt die Kinderbeihilfe auch zu zahlen, wenn der Beamte, 
Warte⸗ oder Ruheſtandsbeamte dieſe vor ſeinem Ableben noch nicht bezogen hat, die Vorausſetzungen 
für ihre Gewährung aber erfüllt waren. 
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5. Gemeinſame Vorſchriften für Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen⸗ und Waiſengeld 
a) Feſtſetzung und Zahlung der Verſorgungsbezüge 
5 8 126 

(1) Die oberſte Dienſtbehörde ſetzt das Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen⸗ und Waiſengeld feſt und 
beſtimmt, an wen das Witwen⸗ und Waiſengeld zu zahlen iſt. 

(2) Die im Abſ. 1 genannten Verſorgungsbezüge ſind für die gleichen Zeiträume zu zahlen wie die 
Dienſtbezüge der Beamten. Ihre Monatsbeträge ſind auf volle Guldenbeträge nach oben abzurunden. 

(3) 8 39 gilt ſinngemäß. 


b) Ruhen der Verſorgungsbezüge 
$ 127 

(1) Ein Warte⸗ oder Ruheſtandsbeamter, der im öffentlichen Dienſt verwendet wird, erhält feine 
Verſorgungsbezüge nur inſoweit, als das Einkommen aus der Verwendung hinter den für denſelben 
Zeitraum bemeſſenen ruhegehaltfähigen Dienſtbezügen zurückbleibt, aus denen die Verſorgungsbezüge 
berechnet ſind. 

(2) Ein Witwen⸗ oder Waiſengeldberechtigter, der im öffentlichen Dienſt verwendet wird, erhält 
ſein Witwen⸗ oder Waiſengeld nur inſoweit, als 

1. das Einkommen der Witwe aus der Verwendung hinter fünfundſiebzig vom Hundert der für 
denſelben Zeitraum bemeſſenen ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge zurückbleibt, aus denen das 
dem Witwengeld zugrunde liegende Ruhegehalt berechnet iſt, 

2. das Einkommen der Waiſe aus der Verwendung hinter vierzig vom Hundert der unter Nr. 1 
bezeichneten Dienſtbezüge zurückbleibt. 

(3) Bei Anwendung der Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 ſind örtlich abgeſtufte Einkommensteile 
mit den für den Ort der Verwendung maßgebenden Sätzen und etwaige Beihilfen nach dem Familien⸗ 
ſtand und den Sätzen zur Zeit der Verwendung zu berückſichtigen. Dienſtaufwandsgelder und Aus⸗ 
landszulagen ſind außer Betracht zu laſſen. Welche Einkommensteile als Dienſtaufwandsgelder anzuſehen 
ſind, entſcheidet auf Antrag der Senat endgültig. 

(4) Verwendung im öffentlichen Dienſt im Sinne der Abſ. 1 und 2 iſt jede Beſchäftigung im in⸗ 
oder ausländiſchen Staatsdienſt oder im Dienſt anderer Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts oder der Verbände von ſolchen des In- und Auslandes. Ihr ſteht gleich die Be⸗ 
ſchäftigung mit einem Einkommen im Werte von monatlich mehr als 450 Gulden bei Vereinigungen, 
Einrichtungen und Unternehmungen, deren geſamtes Kapital (Grundkapital, Stammkapital) ſich in 
öffentlicher Hand befindet; ob die Vorausſetzungen zutreffen, entſcheidet auf Antrag der Behörde oder 
des Verſorgungsberechtigten der Senat endgültig. 

(5) Hat ein Warte⸗ oder Ruheſtandsbeamter, ohne im öffentlichen Dienſt verwendet zu werden, 
Einkommen aus eigener Erwerbstätigkeit, ſo kann dieſes auf die Verſorgungsbezüge angerechnet werden, 
ſoweit es monatlich den Wert von 500 Gulden überſteigt. Dieſe Vorſchrift findet auf Beamte, die die 
Altersgrenze ($ 68 Abſ. 1) erreicht haben, keine Anwendung. 


8 128 

(1) Ruhegehalt, Witwen- und Waiſengeld ruhen, ſolange der Verſorgungsberechtigte 

1. nicht Danziger Staatsangehöriger iſt — der Senat kann Ausnahmen zulaſſen — oder 

2. ohne Zuſtimmung der oberſten Dienſtbehörde ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt 

außerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig hat. 

5 52 Abſ. 2 gilt ſinngemäß. a ’ 

(2) Haben die Verſorgungsbezüge nach Abf. 1 Nr. 2 länger als drei Jahre geruht, ſö können ſie 
dem Verſorgungsberechtigten durch den Senat entzogen werden. Die Entſcheidung iſt endgültig. 


c) Zuſammentreffen mehrerer Verſorgungsbezüge 
a 8 129 

(1) Erhält ein Warteſtandsbeamter aus einer Verwendung im öffentlichen Dienſt ($ 127 Abſ. 4) 
ein Wartegeld, ein Ruhegehalt oder eine ruhegehaltähnliche Verſorgung, ſo iſt daneben ſein früheres 
Wartegeld nur bis zur Erreichung des Betrags zu zahlen, der ſich unter Zugrundelegung der ge⸗ 
ſamten ruhegehaltfähigen Dienſtzeit aus den der Feſtſetzung des früheren Wartegeldes zugrunde 
gelegten ruhegehaltfähigen Dienſtbezügen als Wartegeld ergibt. 

(2) Erhält ein Ruheſtandsbeamter aus einer Verwendung im öffentlichen Dienſt ($ 127 Abſ. 4) 
ein Wartegeld, ein Ruhegehalt oder eine ruhegehaltähnliche Verſorgung, ſo iſt daneben ſein früheres 
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Ruhegehalt nur bis zur Erreichung des Betrags zu zahlen, der ſich unter Zugrundelegung der ge⸗ 
ſamten ruhegehaltfähigen Dienſtzeit aus den der Feſtſetzung des früheren Ruhegehalts zugrunde 
gelegten ruhegehaltfähigen Dienſtbezügen als Ruhegehalt ergibt. 

(3) 8 127 Ab). 3 gilt ſinngemäß. 

8 130 

Erhält ein Witwen⸗ oder Waiſengeldberechtigter aus einer Verwendung des verſtorbenen Beamten 
im öffentlichen Dienſt ($ 127 Abſ. 4) eine Verſorgung, jo iſt daneben das frühere Witwen⸗ und 
Waiſengeld nur bis zur Erreichung des Betrags zu zahlen, der ſich nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes aus dem Ruhegehalt, das dem Verſtorbenen nach 8 129 zu zahlen geweſen iſt oder zu zahlen 
geweſen wäre, als Witwen⸗ und Waiſengeld ergibt. 


8 131 

Erhält eine Witwe, die vor ihrem Witwenſtand oder während desſelben im öffentlichen Dienſt 
(§S 127 Abſ. 4) verwendet war, ein Wartegeld, ein Ruhegehalt oder eine ruhegehaltähnliche Ver⸗ 
ſorgung, ſo iſt daneben das Witwengeld nur bis zur Erreichung von ſechzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge, aus denen das ihm zugrunde liegende Ruhegehalt berechnet iſt, oder, 
wenn es für die Witwe günſtiger iſt, bis zur Erreichung des Ruhegehalts zu zahlen, das dem Witwen⸗ 
geld zugrunde liegt. 

d) Erlöſchen der Verſorgungsbezüge 
8 132 

(1) Ein Ruheſtandsbeamter, gegen den wegen einer vor Eintritt in den Ruheſtand begangenen 
Tat auf eine Strafe erkannt wird, die nach $ 53 das Ausſcheiden aus dem Beamtenverhältnis zur 
Folge hat, oder der wegen eines nach Eintritt in den Ruheſtand begangenen Hoch- oder Landesverrats 
oder einer ſonſt mit dem Tode oder mit Zuchthaus bedrohten Handlung zum Tode oder zu Zuchthaus 
oder wegen einer anderen vorſätzlichen hoch⸗ oder landesverräteriſchen Handlung zu Gefängnis ver⸗ 
urteilt wird, verliert mit der Rechtskraft des Urteils den Anſpruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung; er darf die Amtsbezeichnung und die im Zuſammenhang mit dem Amte verliehenen Titel 
nicht führen und die Uniform nicht tragen. 88 54, 55 gelten ſinngemäß. 

(2) Dieſelben Folgen treten ein, wenn dem Ruheſtandsbeamten die Danziger Staatsangehörigkeit 
aberkannt iſt (8 15 des Danziger Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 30. Mai 1922 — G. Bl. S. 129 —). 
8 133 

= Das Witwen⸗ und Waiſengeld erliſcht 

1. für jeden Berechtigten mit Ende des Monats, in dem er ſich verheiratet oder ſtirbt, 

2. für jede Waiſe außerdem mit Ende des Monats, in dem ſie das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet, 

3. für jeden Berechtigten, der wegen Hoch- oder Landesverrats oder einer ſonſt mit dem Tode 
oder mit Zuchthaus bedrohten Handlung zum Tode oder zu Zuchthaus oder wegen einer 
anderen vorſätzlichen hoch- oder landesverräteriſchen Handlung zu Gefängnis verurteilt wird, 
mit der Rechtskraft des Urteils. SS 54, 55 gelten ſinngemäß, 

4. für jeden Berechtigten, dem die Danziger Staatsangehörigkeit aberkannt iſt (S 15 des Dan⸗ 
ziger Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 30. Mai 1922 — G. Bl. S. 129 —). 

(2) Das Waiſengeld kann nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres weiter gewährt werden 
für eine ledige Waiſe, 

1. die ſich in der Schul⸗ oder Berufsausbildung befindet, bis zum vollendeten vierundzwanzig⸗ 
ſten Lebensjahr, 

2. die infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen dauernd außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten. 

Im Fall der Unterbrechung der Schul- oder Berufsausbildung durch Ableiſtung des Arbeits⸗ oder 
Wehrdienſtes kann das Waiſengeld auch für einen der Zeit dieſes Dienſtes entſprechenden Zeitraum über 
das vierundzwanzigſte Lebensjahr hinaus gewährt werden. 

(3) Hat eine witwengeldberechtigte Witwe ſich wieder verheiratet und ſtirbt der Ehemann, fo 
kann nach deſſen Tode der Witwe, falls ſie keinen neuen Verſorgungsanſpruch erworben hat, ein 
Anterhaltsbeitrag bis zur Höhe des bei ihrer Wiederverheiratung erloſchenen Witwengeldes auf Zeit 
oder Dauer widerruflich gewährt werden. 

(4) Die nach Abſ. 2 und 3 zuläſſigen Bewilligungen erfolgen durch die oberſte Dienſtbehörde im 
Einvernehmen mit dem Senat. 
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c) Anzeigepflicht 
a 8 134 

Die Beſchäftigungsſtelle (SS 127, 129 bis 131) hat der die Verſorgungsbezüge anweiſenden Be⸗ 
hörde jede Verwendung eines Verſorgungsberechtigten unter Angabe der gewährten Bezüge, ebenſo 
jede ſpätere Anderung oder das Aufhören der Bezüge ſowie die Gewährung einer Verſorgung unver⸗ 
züglich anzuzeigen. N 

8 135 g 

(1) Der Warteſtandsbeamte iſt verpflichtet, ſeinem Dienſtvorgeſetzten und der das Wartegeld 
anweiſenden Behörde den Bezug eines Einkommens ($ 127) und einer Verſorgung ($ 129) unverzüglich 
anzuzeigen. 8 

(2) Der Ruheſtandsbeamte, Witwen⸗ und Waiſengeldberechtigte iſt verpflichtet, der die Verſor⸗ 
gungsbezüge anweiſenden Behörde 

1. den Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit ($ 128 Abſ. 1 Nr. 1), 
2. die Verlegung des Wohnſitzes oder dauernden Aufenthalts nach einem Orte außerhalb des 
Gebiets der Freien Stadt Danzig (8 128 Abſ. 1 Nr. 2), 
3. den Bezug eines Einkommens (§ 127) oder einer Verſorgung (§8 129 bis 131), der Witwen⸗ 
und Waiſengeldberechtigte auch die Verheiratung ($ 133 Abſ. 1 Nr. 1) 
unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Kommt ein Verſorgungsberechtigter der ihm im Abſ. 1 und Abſ. 2 Nr. 3 auferlegten Ver⸗ 
pflichtung nicht nach oder gibt er ſein Einkommen vorſätzlich oder grob fahrläſſig zu niedrig an, ſo kann 
ihm die Verſorgung ganz oder teilweiſe auf Zeit oder Dauer entzogen werden. Auf Einſpruch des Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten entſcheidet die Dienſtſtrafkammer durch Beſchluß endgültig. Beim Vorliegen be= 
ſonderer Verhältniſſe kann die Verſorgung ganz oder teilweiſe wieder zuerkannt werden. Zuſtändig iſt 
für die Entſcheidung nach Satz 1 die zur Einleitung des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens befugte Be⸗ 
hörde, für die Entſcheidung nach Satz 3 die oberſte Dienſtbehörde im Einvernehmen mit dem Senat. 


6. Verſorgungsrechtliche Sondervorſchriften 
$ 136 

(1) Der Senat kann Witwen und Waiſen die Verſorgungsbezüge jeweils bis zur Dauer von zwei 
Jahren entziehen, wenn ſie ſich ſtaatsfeindlich betätigt haben. 

(2) Die dieſe Maßnahme rechtfertigenden Tatſachen ſind in einem Unterſuchungsverfahren feſt⸗ 
zuſtellen, in dem die eidliche Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen zuläſſig und der Ver⸗ 
ſorgungsberechtigte zu hören iſt. 

(3) Iſt gegen eine Witwe oder Waiſe ein Strafverfahren wegen ſtaatsfeindlicher Betätigung ein⸗ 
geleitet worden, ſo iſt die Maßnahme bis zur rechtskräftigen Beendigung des Strafverfahrens aus⸗ 
zuſetzen. Der Senat kann anordnen, daß bis zu dieſem Zeitpunkt ein Teil, höchſtens ein Drittel der 
Verſorgungsbezüge einbehalten wird. Nach rechtskräftiger Beendigung des Strafverfahrens iſt dann 
die Entziehung nur infoweit zuläſſig, als die zu entziehenden Verſorgungsbezüge die einbehaltenen Be⸗ 
träge überſteigen. 

(4) Die Entſcheidung des Senats iſt endgültig. 


1 8 137 
(1) Die gemeinſamen Vorſchriften der 88 126 bis 136 gelten ſinngemäß auch für die ſonſtigen 
Verſorgungsbezüge und Bezugsberechtigten. 
(2) Dabei gelten = 
1. Unterhaltsbeitrag nach 88 54, 76 Abſ. 3, § 120 (für den Beamten), § 121 Abſ. 1, 2 und 4, 
88 132, 149 Abſ. 3 Satz 1 als Ruhegehalt, 
2. Unterhaltsbeitrag nach 88 103, 120 (für die Hinterbliebenen), $ 121 Abſ. 3, $ 149 Abf. 3 
Satz 2 als Witwen⸗ oder Waiſengeld, 5 
3. Unterhaltsbeitrag nach 88 54, 102, 117, 133 Abſ. 1 Nr. 3, Abi. 3 als Witwengeld, 
4. Unterhaltsbeitrag nach SS 54, 133 Abſ. 1 Nr. 3 als Waiſengeld. 
(3) Ferner gelten 
1. die Bezüge der entpflichteten Beamten als Ruhegehalt, 
2. die Bezüge der unter Belaſſung des vollen Gehalts vom Amt enthobenen Beamten als 
Wartegeld. 
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§ 138 fehlt. 


§ 139 
Steht Perſonen, die nach Vorſchriften dieſes Geſetzes verſorgungsberechtigt ſind, infolge eines Er⸗ 
eigniſſes, das den Dienſtherrn zur Gewährung oder Erhöhung von Verſorgungsbezügen verpflichtet, 
gegen Dritte ein geſetzlicher Schadenerſatzanſpruch zu, ſo geht dieſer Anſpruch im Umfange dieſer Ver⸗ 
ſorgungsbezüge auf den Dienſtherrn über. Dies gilt nicht für Anſprüche, die wegen eines Schadens 
beſtehen, der nicht Vermögensſchaden iſt. Der Übergang des Anſpruchs kann nicht zum Nachteil des 
Verſorgungsberechtigten geltend gemacht werden. 


8 140 
Werden Verſorgungsberechtigte im öffentlichen Dienſt (§ 127 Abſ. 4) verwendet, fo ſind ihre 
Bezüge aus dieſer Beſchäftigung ohne Rücksicht auf die Verſorgungsbezüge zu bemeſſen. Das gleiche 
gilt für eine auf Grund der Beſchäftigung zu gewährende Verſorgung. 


8 141 

(1) Eine Verſorgung nach dieſem Geſetz entſpricht den Erforderniſſen in 8 1234 der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung und § 10 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes. 

(2) Die Nachentrichtung von Beiträgen auf Grund der Rechtsverordnung betreffend die Nachent⸗ 
richtung von Beiträgen zur Angeſtellten⸗ und Invalidenverſicherung für verſicherungsfreie Perſonen vom 
5. Juli 1934 (G. Bl. S. 527/529) unterbleibt, wenn eine lebenslängliche Verſorgung nach dieſem Geſetz 
gewährt wird, oder wenn das Beamtenverhältnis endet infolge 

1. Nichtigkeit der Ernennung (§ 32), 

2. Entfernung aus dem Dienſt ($ 50 Abſ. 1 Nr. 4), 
3. Ausſcheidens nach SS 51 bis 53 oder 

4. Entlaſſung nach $ 63. 


Für eine nach § 63 entlaffene Beamtin lebt die Pflicht zur Nachentrichtung der Beiträge 
auf, wenn die Ehe gelöſt wird, ohne daß die Ehefrau eine der Sozialverſicherung entſprechende Lei⸗ 
ſtung erhält oder erhalten hat und die Ehefrau wiederum eine verſicherungspflichtige Beſchäftigung 
aufnimmt. Werden Beiträge nachentrichtet, ſo gilt die Zeit vom Ausſcheiden aus der verſicherungsfreien 
Beſchäftigung bis zum Eintritt in die verſicherungspflichtige Beſchäftigung als Erſatzzeit für die Auf⸗ 
rechterhaltung der Anwartſchaft. 

(8) Wird ein Unterhaltsbeitrag nach 8 76 Abi. 3 auf Zeit bewilligt, fo wird die Nachentrichtung 
der Beiträge zur Sozialverſicherung bis zum Ablauf dieſer Zeit aufgeſchoben. Werden dieſe Beiträge 
nach Wegfall des Unterhaltsbeitrags nachentrichtet, fo gilt die Zeit feiner Bewilligung als Erſatzzeit 
für die Aufrechterhaltung der Anwartſchaft. 

(4) Die Nachentrichtung der Beiträge zur Sozialverſicherung für Verletzte, die einen Anterhalts⸗ 
beitrag nach $ 121 erhalten, regelt der Senat. 


Abſchnitt IX 
Rechtsweg wegen vermögeusrechtlicher Anſprüche 
8 142 
(1) Vermögensrechtliche Anſprüche des Beamten, des Ruheſtandsbeamten und der Hinterbliebenen 


aus dem Beamtenverhältnis werden durch Klage vor den ordentlichen Gerichten geltend gemacht. 
(2) Für Anſprüche des Dienſtherrn aus dem Beamtenverhältnis gilt das gleiche. 


8 143 

(1) Die Klage nach § 142 Abſ. 1 iſt erſt zuläſſig, wenn die oberſte Dienſtbehörde den Anſpruch 
abgelehnt hat oder wenn ſie innerhalb von ſechs Monaten, nachdem ihr der Antrag zugegangen iſt, 
nicht entſchieden hat. Die Klage muß bei Verluſt des Klagerechts innerhalb von ſechs Monaten nach 
Bekanntgabe der Entſcheidung oder nach Ablauf der für dieſe beſtimmten Friſt erhoben werden. 

(2) Ein Beſcheid nach SS 126 bis 133 gilt als Entſcheidung im Sinne des Abſ. 1. Die Klage muß 
bei Verluſt des Klagerechts innerhalb von ſechs Monaten nach Zuſtellung des Beſcheides erhoben 
werden. Hat eine nachgeordnete Behörde den Beſcheid erteilt, ſo kann der Anſpruch auch innerhalb von 
ſechs Monaten nach Zuſtellung des Beſcheides im Beſchwerdewege bei der oberſten Dienſtbehörde 
geltend gemacht werden; in dieſem Fall gilt Abſ. 1. N 
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8 144 4 
Der Dienſtherr wird durch die oberſte Dienſtbehörde vertreten, der der Beamte unterſteht oder bei 

der Beendigung des Beamtenverhältniſſes unterſtanden hat; bei Anſprüchen nach SS 127 bis 133 wird 
der Dienſtherr durch die oberſte Dienſtbehörde vertreten, der die Behörde unterſteht, die die Verſorgungs⸗ 
bezüge anweiſt. Beſteht die Dienſtbehörde nicht mehr und iſt eine Rechtsnachfolgerin nicht beſtimmt, ſo 
tritt an ihre Stelle der Senat. Die oberſte Dienſtbehörde kann die Vertretung durch eine allgemeine 
Anordnung anderen Behörden übertragen. Die Anordnung iſt im Staatsanzeiger bekanntzumachen. 


8 145 5 
Für die Klage iſt das Landgericht Danzig, für die Entſcheidung im letzten Rechtszuge das Ober⸗ 
gericht zuſtändig. 


8 146 
Die Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden darüber, ob und von welchem Zeitpunkt ab das 
Beamtenverhältnis endet oder der Beamte in den Warteſtand zu verſetzen iſt, ſind für die Beurteilung 
der vor Gericht geltend gemachten vermögensrechtlichen Anſprüche bindend. Gleiches gilt für die Ent⸗ 
ſcheidungen der Dienſtſtrafgerichte ſowie für die Entſcheidungen, die in dieſem Geſetz für endgültig er⸗ 
klärt worden ſind. 


8 147 fehlt. 


Abſchnitt X 


Vorausetzungen für die Einrichtung von Amtsſtellen 
8 148 


(1) Stellen für Beamte dürfen nur eingerichtet werden, ſoweit ſie die Wahrnehmung obrigkeit⸗ 
licher Aufgaben in ſich ſchließen oder aus Gründen der Staatsſicherheit nicht von Angeſtellten oder 
Arbeitern verſehen werden dürfen; ohne dieſe Vorausſetzungen ſind Stellen für Beamte einzurichten, 
ſoweit es der Senat zur Unterbringung von Verſorgungsanwärtern beſtimmt. Als obrigkeitliche Auf⸗ 
gabe gilt insbeſondere nicht eine Tätigkeit, die ſich ihrer Art nach von ſolchen des allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftslebens nicht unterſcheidet, ſowie eine Tätigkeit im Verwaltungsdienſte, die ſich in mechaniſchen 
Hilfeleiſtungen, im Schreibdienſt und in einfachen Büroarbeiten erſchöpft. 

(2) Andere Körperſchaften des öffentlichen Rechts als Gebietskörperſchaften, ferner Anſtalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts dürfen neue Stellen für Beamte nur einrichten, wenn der Senat 
ihnen hierzu ſeine Zuſtimmung erteilt hat. 

(3) Beamte im Vorbereitungsdienſt dürfen auch eingeſtellt werden, wenn Amtsſtellen für fie nicht 
beſtehen. 

(4) Als Planſtellen dürfen Amtsſtellen nach Abſ. 1 Satz 1 nur eingerichtet werden, wenn ſie 
dauernd erforderlich ſind. i 


Abſchnitt XI 
Ehrenbeamte 
8 149 

(1) Wer mit ehrenamtlicher Tätigkeit betraut wird, iſt Beamter, wenn ihm eine Urkunde aus⸗ 
gehändigt worden iſt, in der die Worte „unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter“ 
enthalten ſind. 

(2) Für Ehrenbeamte gelten die Vorſchriften dieſes Geſetzes mit Ausnahme von § 10 Abſ. 2 
und 3, 88 11, 14 (Nebenbeſchäftigung), $ 16 (Arbeitszeit), 8 19 (Wohnung), § 28 Abſ. 2 Nr. 1 
(Lebensalter), 8 29 Abſ. 3 (Wiederübernahme eines Amts), § 35 (Verſetzung), SS 38, 39 (Dienſt⸗ 
bezüge), 88 43 bis 49 (Warteſtand), § 60 (Entlaſſung auf Antrag), SS 63 bis 65 (Verheiratung 
von Beamtinnen) und des Abſchnitts VIII (Verſorgung). Wenn die Vorausſetzungen für die Ver⸗ 
ſetzung in den Warteſtand oder Ruheſtand gegeben ſind, iſt der Ehrenbeamte zu verabſchieden. $ 68 
(Altersgrenze) gilt für Ehrenbeamte mit der Maßgabe, daß ein Weiterverbleiben im Amte im Einzel⸗ 
falle genehmigt werden kann. Im Fall des $ 33 Abſ. 2 kann der Senat feine Befugniſſe für Gruppen 
von Ehrenbeamten auf andere Behörden übertragen. 

(3) Erleidet der Ehrenbeamte einen Dienſtunfall im Sinne des $ 107, jo kann ihm außer dem 
Heilverfahren (§ 109) von der oberſten Dienſtbehörde im Einvernehmen mit dem Senat ein nach 


578 
billigem Ermeſſen feſtzuſetzender Unterhaltsbeitrag widerruflich gewährt werden. Ein Unterhaltsbeitrag 
kann auch ſeinen Hinterbliebenen widerruflich gewährt werden. 
(4) Im übrigen richten ſich die Rechtsverhältniſſe der Ehrenbeamten nach den beſonderen für 
die einzelnen Gruppen von Ehrenbeamten maßgebenden Vorſchriften. 


§ 150 fehlt. 


Abſchnitt XII 
Beſonderheiten für mittelbare Staatsbeamte 
Ss 151 

(1) Iſt Dienſtherr eines Beamten eine der ſtaatlichen Aufſicht unterſtellte Körperſchaft, Anſtalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts, ſo kann der Senat in denjenigen Fällen, in denen nach dieſem 
Geſetz die oberſte Dienſtbehörde die Entſcheidung hat, ſich dieſe Entſcheidung vorbehalten oder die Ent⸗ 
ſcheidung von ſeiner vorherigen Genehmigung abhängig machen; auch kann er verbindliche Grundſätze 
für die Entſcheidung aufſtellen. Er kann dieſe Rechte auf nachgeordnete Aufſichtsbehörden übertragen. 

(2) Hat ein Beamter keinen Dienſtvorgeſetzten, ſo beſtimmt der Senat, wer die nach dieſem 
Geſetz dem Dienſtvorgeſetzten übertragenen Zuſtändigkeiten wahrnimmt. 

(3) Unberührt bleiben die Vorſchriften über eine vorzeitige Beendigung der Amtszeit der Beamten 
auf Zeit und über die damit verbundenen Rechtsfolgen. 

(4) Unberührt bleiben ferner Vorſchriften, die anderen Stellen bei der Ernennung und Ent⸗ 
laſſung von Beamten Rechte einräumen. 

(5) Genehmigte ſtatutariſche Vorſchriften ſtehen geſetzlichen Vorſchriften im Sinne des § 29 Abſ. 1 
gleich. 

(6) Für öffentlich-rechtliche Körperſchaften, die nicht Gebietskörperſchaften find und Behörden nicht 
beſitzen, tritt für die in dieſem Geſetz einer Behörde übertragenen oder zu übertragenden Zuſtändigkeiten 
die zuſtändige Verwaltungsſtelle. 

8 152 

Für die mittelbaren Staatsbeamten, die Beamte der Gebietskörperſchaften ſind, kann der Senat 
übergangsweiſe im Verordnungswege die Weitergeltung von bisherigen Vorſchriften anordnen oder zu⸗ 
laſſen; auch kann er dieſe im Verordnungswege an den neuen Rechtszuſtand angleichen. 


$ 153 fehlt. 
§ 154 fehlt. 


$ 155 


Für Beamte von Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die nicht unter 
8 152 fallen, kann der Senat Ausnahmen von den Vorſchriften dieſes Geſetzes zulaſſen oder anordnen. 


Abſchnitt XIII (SS 156 bis 162) fehlt. 


Abſchnitt XIV 
Übergangs: und Schlußvorſchriften 
8 163 


Entſcheidungen, die dem Beamten nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes bekanntzugeben ſind, ſind 
zuzuſtellen, wenn durch ſie eine Friſt in Lauf geſetzt wird oder Vermögensrechte des Beamten durch 
fie berührt werden. Sie find nach den Vorſchriften der Danziger Dienſtſtrafordnung zuzustellen. Die Zu⸗ 
ſtellung kann dadurch erſetzt werden, daß die Entſcheidung dem Beamten unter Anfertigung einer 
Niederſchrift eröffnet wird; auf Antrag iſt dem Beamten eine Abſchrift der Niederſchrift zu geben. 


8 164 


Der Senat kann, ſoweit dies nicht durch Geſetz geſchehen iſt, durch Verordnung Vorſchriften 
über die Vorbildung und die Laufbahnen der Beamten erlaſſen. 


$ 165 fehlt. 
f 5 ; § 166 fehlt. 


579 


8 167 
Eine weitergehende Verſorgung, als im Abſchnitt VIII vorgeſehen ift, ſoll dem Beamten auch im 
Wege der Vereinbarung oder des Vergleichs nicht zugeſichert werden; das Nähere wird durch Ver⸗ 
ordnung des Senats geregelt. 
8 168 fehlt. 


8 169 fehlt. 


8 170 
Die Zeit, in der ein Beamter ſich vom 1. Juli 1935 bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes nach 
Vollendung des ſiebenundzwanzigſten Lebensjahres ohne Verwendung im öffentlichen Dienſt im Warte⸗ 
ſtand befunden hat, iſt nur zur Hälfte ruhegehaltfähig. 


8 171 
(1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten, mit Ausnahme der 88 35, 43 bis 49, 63 Abſ. 3 und 
des § 68 Abſ. 2, auch für die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Unberührt bleiben jedoch die für 
die Wahl der Richter und für ihre unfreiwillige Verſetzung an ein anderes Gericht oder ihre Entfernung 
vom Amt bei Anderungen in der Einrichtung der Gerichte oder ihrer Bezirke geltenden beſonderen ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen. 
(2) Die Beſtimmungen über 
a) das Verbot der Führung der Dienſtgeſchäfte (S 6), 
b) die Nichtigkeit der Ernennung (88 32 bis 34, 
e) das Ausſcheiden aus dem Dienſt im Falle der Verlegung des Wohnſitzes in das Ausland 
(S 52) oder im Falle ſtrafgerichtlicher Verurteilung (88 53 bis 55), 
d) die Entlaſſung aus dem Beamtenverhältnis (SS 57 bis 66), ſoweit ſie nicht auf Antrag 
erfolgt, 
e) die unfreiwillige Verſetzung in den Ruheſtand wegen Dienſtunfähigkeit (88 71, 73) 
finden nur mit der Maßgabe Anwendung, daß die in 88 6, 33 Abſ. 2, 52 Abſ. 2, 55 Abſ. 5, 66 Abſ. 1, 
71 Abſ. 3, 75 Abſ. 3 und 4, 78 Abſ. 1 vorgeſehenen Entſcheidungen durch den Dienſtſtrafhof erfolgen. 
Einem richterlichen Beamten kann die Führung der Dienſtgeſchäfte nur dann verboten werden (8 6), 
wenn gegen ihn ein Unterſuchungsverfahren nach 8 71 eingeleitet und nach den Umſtänden die Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand mit Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, oder wenn ſeine Ernennung nach 
8 32 Abſ. 2, 3 für nichtig zu erklären iſt oder erklärt werden kann. Die Verſetzung eines richter⸗ 
lichen Beamten in den Ruheſtand nach 8 71 kann nicht auf den ſachlichen Inhalt einer in Ausübung 
der richterlichen Tätigkeit getroffenen Entſcheidung geſtützt werden. 
(3) Abſ. 2 gilt entſprechend für den nach § 100 Abſ. 1 Satz 1 der Staatshaushaltsordnung unab⸗ 
hängigen Leiter des Staatlichen Rechnungsprüfungsamts. 
(4) Für die Polizeibeamten gilt dieſes Geſetz, ſoweit nicht geſetzlich etwas anderes vorgeſchrieben iſt. 
(5) Für Notare gelten die Vorſchriften dieſes Geſetzes nur inſoweit, als es geſetzlich beſonders 
vorgeſchrieben iſt. 
8 172 
(1) Hat ein Beamter im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes eine nach 8 68 Abſ. 1 
feſtgeſetzte Altersgrenze bereits erreicht, ſo tritt er, wenn die Altersgrenze nicht verlängert wird ($ 68 
Abſ. 2), nach den bisherigen Vorſchriften, ſpäteſtens jedoch mit Ende der drei Monate in den Ruhe⸗ 
ſtand, die auf den Monat des Inkrafttretens dieſes Geſetzes folgen. 
(2) Geſetzliche Vorſchriften, die für einzelne Beamtengruppen eine frühere Altersgrenze als das 
fünfundſechzigſte Lebensjahr (8 68 Abſ. 1 Satz 1) vorſehen, bleiben in Kraft. 


8 173 
Die Entpflichtung der Hochſchullehrer und deren Hinterbliebenenverſorgung werden durch be⸗ 
ſondere Verordnung geregelt. 
8 174 
Die Vorſchriften des Abſchnitts IX über den Rechtsweg wegen vermögensrechtlicher Anſprüche 


gelten für die öffentlich⸗rechtlichen Religionsgeſellſchaften und deren Verbände. Dieſe ſind im übrigen 
ermächtigt, zur Regelung des Rechts ihrer Beamten und Seelſorger dieſem Geſetz entſprechende Vor⸗ 


ſchriften zu erlaſſen. 
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8 175 fehlt. 
8 176 fehlt. 
$ 177 fehlt. 


8 178 

(1) Wer vor dem 23. März 1935 als Beamter berufen worden iſt, iſt Beamter, auch wenn er 
die im § 27 Abſ. 1 bezeichnete Urkunde nicht erhalten hat. 

(2) Wer vor dem 23. März 1935 beſchäftigt worden iſt, ohne als Beamter berufen worden zu 
ſein, insbeſondere wer vor dem 23. März 1935 auf Grund eines Dienſtvertrags des bürgerlichen 
Rechts beſchäftigt worden iſt, iſt nicht Beamter. Er hat auch für die Zeit vor dem 23. März 1935 
nicht die Rechte der Beamten, ſelbſt wenn gegenteilige Zuſicherungen, Vereinbarungen, Vergleiche, 
rechtskräftige Urteile und Schiedsſprüche vorliegen. Die ausdrückliche oder ſtillſchweigende Übertragung 
einer mit obrigkeitlichen oder anderen öffentlichen Aufgaben verbundenen Tätigkeit allein iſt keine Be⸗ 
rufung als Beamter. 

(8) Wer nach den bisherigen Vorſchriften zum Beamten auf Lebenszeit oder auf Zeit ernannt 
war, iſt Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit; wer Beamter auf Kündigung war, iſt Beamter auf 
Widerruf. 

(4) Wenn in bisherigen Vorſchriften ſchon vor dem 23. März 1935 beſtimmte Formen für die 
Begründung des Beamtenverhältniſſes vorgeſehen waren, ſo gelten für dieſe Zeit nur dieſe Formen als 
Begründung im Sinne des $ 27 Abſ. 1. 


i 8 179 

(1) Für die Dauer von drei Jahren nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes gilt 8 70 mit der Maß⸗ 
gabe, daß an die Stelle des zweiundſechzigſten Lebensjahres das ſechzigſte Lebensjahr tritt. 

(2) Warteſtandsbeamte dürfen auf Grund des § 77 Abſ. 2 Nr. 1 früheſtens mit Ablauf eines 
Jahres nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in den Ruheſtand verſetzt werden. 

(3) Die Berückſichtigung der Zeit eines Urlaubs ohne Dienſtbezüge (§ 81 Abſ. 1 Nr. 3) richtet 
ſich für die Zeit vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes nach den bisherigen Vorſchriften. 

(4) Bei Richtern und Beamten der Staatsanwaltſchaft, die vor dem Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes als Rechtsanwälte tätig waren, kann mit Zuſtimmung des Senats die Zeit ihrer Tätigkeit als 
Rechtsanwalt inſoweit voll als ruhegehaltfähige Dienſtzeit berückſichtigt werden, als die Tätigkeit als 
Rechtsanwalt in der Laufbahn der Richter oder Staatsanwälte üblich war. 

(5) Wer noch nicht Ruheſtandsbeamter iſt, aber beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes einen Anſpruch 
auf Ruhegehalt nach bisherigem Recht hätte, behält den Anſpruch. Die Höhe des Ruhegehalts richtet 
ſich nach dieſem Geſetz. 

(6) Für die Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienſtzeit erhöht ji) die in der Zeit vom 1. Auguſt 
1914 bis 31. Dezember 1918 im deutſchen Beamtenverhältnis ($ 1) oder im deutſchen Militärdienſt 
verbrachte Zeit, ſofern ſie mindeſtens ſechs Monate betragen hat, um die Hälfte dieſer Zeit. Mit der 
Hälfte iſt ſie auch dann anzurechnen, wenn ſie vor dem vollendeten ſiebenundzwanzigſten Lebensjahre 
liegt. Dies gilt nicht für eine Zeit, die aus anderen Gründen bereits angerechnet wird (88 83, 84). 

(7) Mit Zuſtimmung des Senats kann eine nach dem ſiebenundzwanzigſten Lebensjahre liegende 
Zeit als ruhegehaltfähig angerechnet werden, die nach den bisherigen Vorſchriften anrechenbar iſt. 


§ 180 
(1) Das Erfordernis der fünfjährigen Amtsführung (8 28 Abſ. 2 Nr. 2 zweiter Halbſatz) gilt 
nicht für die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ernannten Beamten. 
(2) Für die im 8 67 Abſ. 2 bezeichneten Beamten, die ſich bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes im 
Amt befinden, beſtimmt die Behörde, die ſie ernannt hat, innerhalb eines Jahres, ob dieſe Vorſchrift 
auf ſie Anwendung findet. 


8 180 a 

(1) Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ernannten Beamten, die nicht deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes ſind, ſind in den Ruheſtand zu verſetzen; ſoweit es ſich um Ehrenbeamte handelt, 
ſind ſie aus dem Amtsverhältnis zu entlaſſen. = 

(2) Abſatz 1 gilt nicht für Beamte, die von einem oder zwei jüdiſchen Großelternteilen abſtammen 
und bereits am 1. Auguſt 1914 Beamte geweſen ſind oder im Weltkrieg an der Front für das Deutſche 
Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben oder deren Väter oder Söhne im Weltkrieg gefallen 
ſind, ſofern ſie nicht nach Abſ. 3 als Juden zu gelten haben. ee 
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(3) Als Jude im Sinne dieſer Vorſchrift gilt auch der von zwei volljüdiſchen Großelternteilen ab⸗ 
ſtammende jüdiſche Miſchling { 
a) der am 16. September 1935 der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört hat oder danach 
in ſie aufgenommen iſt oder 
b) der am 16. September 1935 mit einem Juden verheiratet war oder ſich danach mit einem 
ſolchen verheiratet hat. 

(4) Hat ein Beamter die Ehe mit einer Perſon nicht deutſchen oder artverwandten Blutes ge⸗ 
ſchloſſen, ſo wird er aus dieſem Grunde, 

a) wenn die Eheſchließung vor dem 20. Juni 1933 erfolgte, weder entlaſſen noch in den Ruheſtand 
verſetzt, 

b) wenn die Eheſchließung in der Zeit vom 20. Juni 1933 bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
ſtattgefunden hat, in den Ruheſtand verſetzt. 

(5) Wenn die nach Abſatz 1, 3 und 4 in den Ruheſtand zu verſetzenden Beamten im Weltkriege an 
der Front für das Deutſche Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben, erhalten ſie bis zur 
Erreichung der Altersgrenze als Ruhegehalt die vollen zuletzt bezogenen ruhegehaltfähigen Dienſtbe⸗ 
züge; ſie ſteigen jedoch nicht in den Dienſtaltersſtufen auf. Nach Erreichung der Altersgrenze wird ihr 
Ruhegehalt nach den letzten ruhegehaltfähigen Dienſtbezügen neu berechnet. 


s 181 
Die Vorſchriften der SS 53, 132, 133 Abſ. 1 Nr. 3 gelten ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt 
der Tat. Strafurteile, welche nach 88 53, 132 den Amtsverluſt oder Ruhegehaltsverluſt nach ſich ziehen, 
haben dieſe Rechtsfolge von dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes an auch dann, wenn das 
Strafurteil zwar vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechtskräftig geworden, das aus Anlaß derſelben 
Verfehlungen gegen den Beamten eingeleitete Disziplinarverfahren aber noch ſchwebt. 


8 182 fehlt. 8 2 


: 818 

Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften erläßt, 
ſoweit dieſes Geſetz nichts anderes vorſchreibt, der Senat. Er kann als Übergangsregelung auch 
ergänzende Vorſchriften erlaſſen. 

§ 184 

(1) Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1939 in Kraft mit der Maßgabe, daß es auch für die 
Beamten, die ſich an dieſem Tage im Dienſt befinden, ſowie für die Warteſtandsbeamten gilt. Das 
Wartegeld wird aus dieſem Anlaß nicht neu feſtgeſetzt. Für Ruheſtandsbeamte, Witwen und Waiſen 
und ſonſtige Verſorgungsberechtigte, die vor dieſem Zeitpunkt bereits Anſprüche auf Verſorgungs⸗ 
bezüge erworben haben, gelten nur die 88 126 bis 146, für Ruheſtandsbeamte auch 88 22, 23, 37 Abſ. 2 
Satz 4 bis 6, Abſ. 4; die ſonſtigen Rechtsverhältniſſe regeln ſich nach bisherigem Recht mit der Maß⸗ 
gabe, daß $ 54 des Beamten⸗Ruheſtandsgeſetzes vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 39) und $ 24 des 
Beamten⸗Hinterbliebenengeſetzes vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 53) in Zukunft nicht mehr anzu⸗ 
wenden ſind. Br a 

(2) Vorſchriften, die dieſem Geſetz entſprechen oder widerſprechen, werden aufgehoben. Insbeſondere 
werden aufgehoben 

1. das Reichsbeamtengeſetz, 

2. das Beamten⸗Ruheſtandsgeſetz, 

3. das Beamten⸗-Hinterbliebenengeſetz, 
4. das Unfallfürſorgegeſetz für Beamte. 

(3) Der Senat wird ermächtigt, im Verordnungswege die danach außer Kraft tretenden Vor⸗ 
ſchriften verbindlich zu bezeichnen, weitergeltende Vorſchriften unter Ausräumung von Unſtimmigkeiten an 
den neuen Rechtszuſtand anzugleichen und in neuer Faſſung und Ordnung bekanntzumachen. 

(4) Wo in Geſetzen und Verordnungen auf die aufgehobenen Vorſchriften verwieſen wird, tritt an 
deren Stelle dieſes Geſetz nebſt den dazu erlaſſenen Durchführungsvorſchriften. 8 


Danzig, den 2. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer, Huth, Dr. Hoppenrath, Boeck, 8 
P. Z. I. 200 Dr. Wiers⸗Keiſer, Rettelsky, Dr. Schimmel, Dr. Großmann 


582 


187 Auf Grund des $ 1 Ziff. 21 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird die nachfolgende Verordnung unter der Bezeichnung 
„Danziger Dienſtſtrafordnung“ mit Geſetzeskraft erlaſſen: 


Danziger Dienſtſtrafordnung 
(DStoO). 
Vom 2. November 1938. 
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Danziger Dienſtſtrafordnung 


5 Abſchnitt I - 
Anwendbarkeit des Geſetzes 
8 1 
Die Danziger Dienſtſtrafordnung gilt für die Beamten und Ruheſtandsbeamten, die dem Danziger 
Beamtengeſetz unterliegen. 
82 
Ein Beamter, der aus einem früheren Beamtenverhältnis ausgeſchieden, entlaſſen oder in den Ruhe⸗ 
ſtand getreten war, kann nach dieſem Geſetz auch wegen folder Dienſtvergehen oder als Dienſtver⸗ 
gehen geltender Handlungen (8 22 Abſ. 1 des Danziger Beamtengeſetzes) verfolgt werden, die er in 
dem früheren Beamtenverhältnis oder als Ruheſtandsbeamter begangen hat; auch bei einem aus einem 
früheren Beamtenverhältnis ausgeſchiedenen oder entlaſſenen Beamten gelten hierbei die im $ 22 Abſ. 1 
Satz 2 des Danziger Beamtengeſetzes bezeichneten Handlungen als Dienſtvergehen. Ein Wechſel des 
Dienſtherrn ſteht der dienſtſtrafrechtlichen Verfolgung nicht entgegen. 


8 3 
Die zuſtändige Behörde beſtimmt nach pflichtmäßigem Ermeſſen, ob wegen eines Dienſtver⸗ 
gehens nach dieſem Geſetz einzuſchreiten iſt; ſie hat dabei auch das geſamte dienſtliche und außer⸗ 
dienſtliche Verhalten zu berückſichtigen. 


Abſchnitt II 


Dienſtſtrafen 
8 4 
(1) Dienſtſtrafen ſind: 
Warnung, 
Verweis, 
Geldbuße, 
Gehaltskürzung, 


Entfernung aus dem Dienſt, 
Kürzung des Ruhegehalts, 
Aberkennung des Ruhegehalts. 
(2) In ein und demſelben Dienſtſtrafverfahren darf nur eine dieſer Dienſtſtrafen verhängt werden. 


8 5 
(1) Warnung iſt die Mißbilligung eines beſtimmten Verhaltens (Handelns oder Unterlaſſens) 
des Beamten mit der Aufforderung, dies künftig zu vermeiden. 
(2) Verweis iſt der Tadel eines beſtimmten Verhaltens des Beamten. 
(3) Mißbilligende Außerungen eines Dienſtvorgeſetzten, die nicht ausdrücklich als Warnung oder 
Verweis bezeichnet werden (Zurechtweiſungen, Ermahnungen, Rügen u. dgl.), ſind keine Dienſtſtrafen. 
@ 
8 6 
Die Geldbuße darf die einmonatigen Dienſtbezüge des Beamten nicht überſteigen. Hat der Be⸗ 
amte keine Dienſtbezüge, oder hat er ſie nur während' der Dauer eines Beſchäftigungsauftrages, ſo 
darf die Geldbuße den Betrag von 450 Gulden nicht überſteigen. Bei Beamten, die Gebühren be⸗ 
ziehen, darf die Geldbuße höchſtens 1500 Gulden betragen. g 


87 

(1) Die Gehaltskürzung beſteht in der bruchteilmäßigen Verminderung der jeweiligen Dienſtbezüge 
um höchſtens ein Fünftel und auf längſtens fünf Jahre. Hat der Beſtrafte aus einem früheren Be⸗ 
amtenverhältnis einen Verſorgungsanſpruch erworben, ſo bleibt bei deſſen Regelung (88 127 ff. des 
Danziger Beamtengeſetzes) die Gehaltskürzung unberückſichtigt. 

(2) Tritt der Beſtrafte in den Warteſtand oder in den Ruheſtand, ſo wird das aus den unge⸗ 
kürzten Dienſtbezügen errechnete Wartegeld oder Ruhegehalt während der Dauer der Gehaltskürzung 
in demſelben Verhältnis gekürzt wie die Dienſtbezüge. 

(3) Stirbt der Beſtrafte, jo werden die Bezüge für den Sterbemonat und das Sterbegeld 
während der Dauer der Gehaltskürzung in demſelben Verhältnis gekürzt wie die Dienſtbezüge; das 
Witwen⸗ und Waiſengeld wird nicht gekürzt. 
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§ 8 ; 5 

(1) Die Entfernung aus dem Dienſt bewirkt auch den Verluſt des Anſpruchs auf Dienſtbezüge und 
Verſorgung ſowie der Befugnis, die Amtsbezeichnung und die im Zuſammenhang mit dem Amt ver⸗ 
liehenen Titel zu führen und die Uniform zu tragen. 

(2) Die Entfernung aus dem Dienſt und ihre Rechtsfolgen erſtrecken ſich auf alle Amter, die der 
Beſtrafte im unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienſt bei Rechtskraft des Urteils bekleidet, ſoweit 
ſich aus 8 112 Abſ. 4 nichts anderes ergibt. 

(1) Bei einem Ruheſtandsbeamten ſind nur die Aberkennung und die Kürzung des Ruhegehalts 
als Dienſtſtrafen zuläſſig; 8 7 Abſ. 1 Satz 2 gilt entſprechend. Die Aberkennung des Ruhegehalts 
ſetzt voraus, daß die Entfernung aus dem Dienſt gerechtfertigt wäre, falls der Beſchuldigte ſich noch im 
Dienſt befände; die Kürzung des Ruhegehalts wird an Stelle der Gehaltskürzung verhängt. 

(2) Die Aberkennung des Ruhegehalts bewirkt auch den Verluſt des Anſpruchs auf Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung und der Befugnis, die Amtsbezeichnung und die im Zuſammenhang mit dem 
früheren Amt verliehenen Titel zu führen und die Uniform zu tragen. Dieſe Wirkungen beziehen ſich 
auf alle Amter, die der Beſtrafte beim Eintritt in den Ruheſtand bekleidet hat. 

(3) Höhe und Dauer der Kürzung des Ruhegehalts richten ſich nach 8 7 Abſ. 1; beim Tode des 
Ruheſtandsbeamten gilt $ 7 Abſ. 3 entſprechend. 

| $ 10 at | 

(1) Wird gegen einen früheren Ruheſtandsbeamten, der wieder zum Beamten ernannt worden iſt, auf 
Entfernung aus dem Dienſt (§ 8) erkannt, ſo verliert er den Anſpruch auf das frühere Ruhegehalt und 
die Hinterbliebenenverſorgung ſowie die anderen Befugniſſe nach 8 9 Abſ. 2 nur, wenn er wegen eines 
in dem früheren Beamtenverhältnis begangenen Dienſtvergehens oder wegen einer der im § 22 Abſ. 1 
Satz 2 des Danziger Beamtengeſetzes bezeichneten Handlungen — gleichgültig, wann er dieſe begangen 
hat — verurteilt wird. 

(2) Ein Ruheftandsbeamter, der vor ſeiner letzten Verwendung ſchon aus einem früheren Beamten⸗ 
verhältnis in den Ruheſtand getreten war, behält die ihm aus dem früheren Beamtenverhältnis zu⸗ 
ſtehenden Anſprüche und Befugniſſe (8 9 Abſ. 2), wenn er nur wegen eines in dem letzten Beamtenver⸗ 
hältnis begangenen Dienſtvergehens verurteilt wird und keine der im § 22 Abſ. 1 Satz 2 des Dan⸗ 
ziger Beamtengeſetzes bezeichneten Handlungen Gegenſtand der Verurteilung iſt. 


en | Abſchnitt III 
Dienſtſtrafverfahren 
1. Allgemeine Vorſchriften 
s 11 
(1) Gehaltskürzung, Entfernung aus dem Dienſt, Kürzung und Aberkennung des Nuhegehalts 
können nur von den Dienſtſtrafgerichten im förmlichen Dienſtſtrafverfahren verhängt werden. 
(2) Warnung, Verweis und Geldbuße kann auch der Dienſtvorgeſetzte durch Dienſtſtrafverfügung 
verhängen. 1 Sa 
710 N N 8 12 1752 
Schwebt gegen einen Beamten zur Zeit ſeines Eintritts in den Ruheſtand ein förmliches Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren, ſo wird deſſen Fortſetzung durch den Eintritt in den Ruheſtand nicht berührt. Gegen 
einen Ruheſtandsbeamten kann ein Dienſtſtrafverfahren nur wegen eines vor Eintritt in den Ruheſtand 
begangenen Dienſtvergehens oder wegen einer Handlung, die nach § 22 Abſ. 1 Satz 2 des Danziger 
Beamtengeſetzes als Dienſtvergehen gilt, eingeleitet werden. g 


8 13 N 

(1) Iſt gegen den eines Dienſtvergehens Beſchuldigten wegen derſelben Tatſachen die öffentliche 
Klage im ſtrafgerichtlichen Verfahren erhoben, ſo kann ein Dienſtſtrafverfahren zwar eingeleitet, es 
muß aber bis zur Beendigung des ſtrafgerichtlichen Verfahrens ausgeſetzt werden. Ebenſo muß ein be⸗ 
reits eingeleitetes Dienſtſtrafverfahren ausgeſetzt werden, wenn während ſeines Laufes die öffentliche 
Klage erhoben wird. Das Dienſtſtrafverfahren kann fortgeſetzt werden, wenn im ſtrafgerichtlichen 
Verfahren aus Gründen nicht verhandelt werden kann, die in der Perſon des Beſchuldigten liegen. 

(2) Wird der Beſchuldigte im ſtrafgerichtlichen Verfahren freigeſprochen, ſo kann wegen der Tat⸗ 
ſachen, die Gegenſtand der ſtrafgerichtlichen Unterſuchung waren, ein Dienſtſtrafverfahren nur dann 
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eingeleitet oder fortgeſetzt werden, wenn dieſe Tatſachen, ohne den Tatbeſtand eines Strafgeſetzes zu 
erfüllen, ein Dienſtvergehen enthalten. 

(3) Für die Entſcheidung im Dienſtſtrafverfahren find die tatſächlichen Feſtſtellungen des ſtraf⸗ 
gerichtlichen Urteils bindend, wenn nicht das Dienſtſtrafgericht einſtimmig die wiederholte Prüfung der 
Tatſachen beſchließt. 

8 14 

Das Dienſtſtrafverfahren kann ausgeſetzt werden, wenn die Beurteilung des Dienſtvergehens von 
der Beurteilung einer Frage abhängt, über die in einem anderen — ſchwebenden oder einzuleitenden — 
Verfahren entſchieden werden ſoll. Das Dienſtſtrafverfahren iſt ſpäteſtens nach der endgültigen Er⸗ 
ledigung dieſes Verfahrens fortzuſetzen. Die in dem anderen Verfahren getroffenen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen ſind nicht bindend, können aber der Entſcheidung im Dienſtſtrafverfahren zugrunde gelegt 
werden, ohne daß ſie nochmals geprüft zu werden brauchen. 


8 15 ; 

(1) Die Einleitung oder Fortſetzung eines Dienſtſtrafverfahrens wird nicht dadurch gehindert, daß 
der Beſchuldigte, nachdem er das Dienſtvergehen begangen hat, geiſteskrank oder ſonſt verhandlungs⸗ 
unfähig geworden iſt. 

(2) In dieſem Fall beantragt die Einleitungsbehörde ($ 29) beim Amtsgericht die Beſtellung eines 
Pflegers zur Wahrnehmung der Rechte des Beſchuldigten in dem weiteren Verfahren. Das Amts⸗ 
gericht hat dem Antrag zu entſprechen. Der Pfleger muß Beamter ſein. 


$ 16 

Die Gerichte und Verwaltungsbehörden haben auf Erſuchen des Dienſtvorgeſetzten, des Unter: 
ſuchungsführers oder des Vorſitzenden eines Dienſtſtrafgerichts in Dienſtſtrafſachen Amts⸗ und Rechts⸗ 
hilfe zu leiſten; um die eidliche Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen können nur die Amts⸗ 
gerichte erſucht werden. Hat der Dienſtvorgeſetzte um die Vernehmung erſucht, ſo entſcheidet das Amts⸗ 
gericht über die Vereidigung. 

N $ 17 

(1) Die Stellen, die die Beweiserhebung anordnen, entſcheiden — unbeſchadet des $ 16 Satz 2 — 
über die Form, in der Beweiſe zu erheben ſind. Niederſchriften über Ausſagen von Perſonen, die ſchon 
in einem anderen geſetzlich geordneten Verfahren vernommen worden ſind, können im Dienſtſtrafver⸗ 
fahren ohne nochmalige Vernehmung verwertet werden. 

(2) Dienſtliche Auskünfte von Behörden und Beamten ſind ſchriftlich einzufordern. 

(3) Über jede Beweiserhebung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. 

(4) Die Vereidigung von Zeugen und Sachverſtändigen iſt nur zuläſſig, wenn Gefahr im Verzug 
oder wenn der Eid mit Rückſicht auf die Bedeutung der Ausſage oder als Mittel zur Herbeiführung 
einer wahren Ausſage erforderlich iſt. 

f 8 18 ; 

Der Beſchuldigte kann im Dienſtſtrafverfahren weder verhaftet noch vorläufig feſtgenommen noch 

— abgeſehen von dem Fall des $ 48 — zwangsweiſe vorgeführt werden. 


J 8 19 

(1) Die in dieſem Geſetz vorgeſchriebenen Zuſtellungen werden ausgeführt: 

1. durch Übergabe an den Empfänger gegen Empfangsſchein oder, wenn er die Annahme oder 
die Ausſtellung des Empfangsſcheins verweigert, durch Anfertigung einer Niederſchrift dar⸗ 
über, a 

„durch eingeſchriebenen Brief mit Rückſchein, 

. nad) den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Zuſtellung von Amts wegen, 

. an Behörden und an den Vertreter der Einleitungsbehörde auch durch Vorlegung der Akten 
mit den Arſchriften der zuzuſtellenden Schriftſtücke; der Empfänger hat den Tag der Vor⸗ 
legung in den Akten zu vermerken. 

(2) Die Zuſtellung nach Abſ. 1 Nr. 3 kann durch jeden Beamten ausgeführt werden. Die öffent⸗ 
liche Zuſtellung wird auf Antrag der Einleitungsbehörde oder des Unterſuchungsführers von der 
Dienſtſtrafkammer bewilligt. Die zuzuſtellende Ausfertigung iſt an der Gerichtstafel der Dienſtſtraf⸗ 
kammer anzuhefen; enthält das Schriftſtück eine Ladung, ſo iſt außerdem ein Auszug einmalig in 
den Staatsanzeiger einzurücken. 

(3) Alle anderen Mitteilungen erfolgen formlos. 

(4) Der Beamte muß Zuſtellungen und Mitteilungen unter der Anſchrift, die er ſeinem Dienſtvor⸗ 

geſetzten angezeigt hat, gegen ſich gelten laſſen. 


2 o 
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8 20 
Zur Ergänzung dieſes Geſetzes ſind die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes (Sitzungs⸗ 
polizei, Gerichtsſprache, Beratung und Abſtimmung) und der Strafprozeßordnung anzuwenden, ſoweit 
nicht die Eigenart des Dienſtſtrafverfahrens entgegenſteht. 


2. Vorermittlungen 
Ss 21 

(1) Werden Tatſachen bekannt, die den Verdacht eines Dienſtvergehens rechtfertigen, und hält der 
Dienſtvorgeſetzte ein Dienſtſtrafverfahren für angezeigt, ſo veranlaßt er die zur Aufklärung des Sach⸗ 
verhalts erforderlichen Ermittlungen. Dabei ſind nicht nur die belaſtenden, ſondern auch die entlaſtenden 
und die für die Strafbemeſſung bedeutſamen Amſtände zu ermitteln. 

(2) Das weſentliche Ergebnis der Ermittlungen iſt dem Beſchuldigten bekanntzugeben. Er iſt über 
die ihm zur Laſt gelegte Verfehlung unter Aufnahme einer Niederſchrift zu hören; er kann ſich auch 
ſchriftlich äußern. 

(3) Der Beſchuldigte kann beantragen, daß weitere Ermittlungen vorgenommen werden. Der Dienſt⸗ 
vorgeſetzte entſcheidet, ob dem Antrag ſtattzugeben iſt. 

(4) Als Dienſtvorgeſetzter gilt bei einem Ruheſtandsbeamten die vor Beginn des Ruheſtandes für 
den Beamten zuletzt zuſtändige oberſte Dienſtbehörde; ſie kann ihre Befugniſſe auf andere Behörden 
übertragen. Beſteht die hiernach zuſtändige oberſte Dienſtbehörde nicht mehr, ſo beſtimmt der Senat, 
wer als Dienſtvorgeſetzter gilt. 

Ss 22 

(1) Ergeben die Ermittlungen kein Dienſtvergehen, oder hält der Dienſtvorgeſetzte eine Dienſt⸗ 
ſtrafe nicht für angezeigt, ſo ſtellt er das Verfahren ein und teilt dies dem Beſchuldigten mit. 

(2) Ungeachtet der Einſtellung kann der höhere Dienſtvorgeſetzte wegen desſelben Sachverhalts 
eine Dienſtſtrafe verhängen oder die Einleitungsbehörde das förmliche Dienſtſtrafverfahren einleiten. 


8 23 
Stellt der Dienſtvorgeſetzte das Verfahren nicht ein, und hält er ſeine Strafgewalt für aus⸗ 
reichend, ſo verhängt er die Dienſtſtrafe. Andernfalls führt er die Entſcheidung des höheren Dienſt⸗ 
vorgeſetzten oder der Einleitungsbehörde herbei. 


3. Dienſtſtrafverfügung 
8 24 

(1) Jeder Dienſtvorgeſetzte iſt zu Warnungen und Verweiſen gegen die ihm nachgeordneten Be⸗ 
amten befugt. 

(2) Geldbußen können verhängen 

1. die oberſte Dienſtbehörde bis zum zuläſſigen Höchſtbetrage (8 6), 

2. die der oberſten Dienſtbehörde unmittelbar nachgeordneten Dienſtvorgeſetzten bis zur Hälfte 

des zuläſſigen Höchſtbetrags, 

3. die übrigen Dienſtvorgeſetzten bis zu einem Viertel des zuläſſigen Höchſtbetrags. 

(3) Die oberſte Dienſtbehörde kann für ihren Geſchäftsbereich die Befugnis der im Abſ. 2 Nr. 3 
bezeichneten Dienſtvorgeſetzten zur Verhängung von Geldbußen weiter abſtufen. 


5 8 25 n 
Die Dienſtſtrafe wird durch eine ſchriftliche, mit Gründen verſehene Verfügung verhängt, die dem 
Beſchuldigten zuzuſtellen oder verhandlungsſchriftlich zu eröffnen iſt. 


i a 8 26 ! 

(1) Der Beſchuldigte kann gegen die Dienſtſtrafverfügung, wenn fie nicht von der oberſten Dienſt⸗ 
behörde erlaſſen iſt, innerhalb zweier Wochen nach Zuſtellung oder Eröffnung ſchriftlich Beſchwerde er⸗ 
heben. Die Beſchwerde iſt bei dem Dienſtvorgeſetzten, der die Dienſtſtrafverfügung erlaſſen hat, einzu⸗ 
legen. Die Friſt wird auch gewahrt, wenn während ihres Laufes die Beſchwerde bei dem Dienſtvor⸗ 
geſetzten eingelegt wird, der über ſie zu entſcheiden hat. 

(2) Der Dienſtvorgeſetzte, der die Dienſtſtrafverfügung erlaſſen hat, iſt nicht berechtigt, die Dienſt⸗ 
ſtrafe aufzuheben oder zu mildern. Er hat die Beſchwerde ſpäteſtens innerhalb einer Woche dem nächſt⸗ 
höheren Dienſtvorgeſetzten vorzulegen. Dieſer entſcheidet. 
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(3) Gegen die auf die Beſchwerde ergehende Entſcheidung ſind weitere Beſchwerden bis an die 
oberſte Dienſtbehörde zuläſſig; der Senat kann jedoch den Beſchwerdezug durch Verordnung allge⸗ 
mein oder für einzelne Beamtengruppen beſchränken. Abſ. 1 und 2 gelten ſinngemäß. 

(4) Die Entſcheidung der oberſten Dienſtbehörde iſt in allen dieſen Fällen endgültig. 


8 27 
Der höhere Dienſtvorgeſetzte oder die oberſte Dienſtbehörde können eine Dienſtſtrafverfügung des 
nachgeordneten Dienſtvorgeſetzten, die oberſte Dienſtbehörde auch eine von ihr ſelbſt erlaſſene Dienſt⸗ 
ſtrafverfügung innerhalb eines Jahres, nachdem ſie erlaſſen iſt, aufheben und in der Sache anders ent⸗ 
ſcheiden oder die Einleitung des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens veranlaſſen. Vor der Entſcheidung iſt 
der Beſchuldigte zu hören. § 26 gilt ſinngemäß. 


4. Einleitung des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens 
8 28 
Das förmliche Dienſtſtrafverfahren gliedert ſich in die Unterſuchung und in das Verfahren vor 
dem Dienſtſtrafgericht. Es wird durch ſchriftliche Verfügung der Einleitungsbehörde eingeleitet. Die 
Verfügung wird dem Beſchuldigten zugeſtellt. Die Einleitung wird mit der Zuſtellung wirkſam. 


8 29 
Einleitungsbehörde iſt der Senat oder die von ihm zu beſtimmende Behörde. 


5 8 30 

(J) Bekleidet ein Beſchuldigter mehrere Amter, die nicht im Verhältnis von Haupt⸗ zu Neben⸗ 
amt ſtehen, und beabſichtigt die Einleitungsbehörde, zu deren Geſchäftsbereich eines dieſer Amter ge⸗ 
hört, ein förmliches Dienſtſtrafverfahren gegen ihn einzuleiten, ſo teilt ſie dies den für die anderen 
Amter zuſtändigen Einleitungsbehörden mit. Ein weiteres Dienſtſtrafverfahren kann gegen den Beſchul⸗ 
digten wegen desſelben Sachverhalts nicht eingeleitet werden. 

(2) Bekleidet ein Beſchuldigter mehere Amter, die im Verhältnis von Haupt⸗ zu Nebenamt ſtehen, 
fo kann nur die für das Hauptamt zuſtändige Einleitungsbehörde ein förmliches Dienſtſtrafverfahren 
gegen ihn einleiten. Abſ. 1 Satz 2 gilt entſprechend. 

(3) Die Einleitungsbehörde kann Dienſtſtrafverfahren, die ſie gegen mehrere Beſchuldigte wegen 
des gleichen Sachverhalts eingeleitet hat, bis zum Eingang der Anſchuldigungsſchrift bei der Dienſtſtraf⸗ 
kammer (§ 53) durch Verfügung miteinander verbinden und wieder trennen. 

(4) Sind mehrere Einleitungsbehörden beteiligt, jo entſcheidet auf Antrag einer Einleitungs⸗ 
behörde der Senat über Verbindung und Trennung der Verfahren und darüber, welche Einleitungs- 
behörde für den Fortgang des Verfahrens zuſtändig ſein ſoll. 


5. Dienſtſtrafgerichte 
I | 8 31 i i 
(1) Dienſtſtrafgerichte ſind die Dienſtſtrafkammer und der Dienſtſtrafhof. 
(2) Die Dienſtſtrafgerichte find unabhängig und nur dem Geſetz unterworfen. 
(3) Die Mitglieder der Dienſtſtrafgerichte üben ihre Tätigkeit in richterlicher Unabhängigkeit aus. 
Auf den ſachlichen Inhalt einer in Ausübung dieſer Tätigkeit getroffenen Entſcheidung kann ihre Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand nach 8 71 des Danziger Beamtengeſetzes nicht geſtützt werden. 


| a) Dienſtſtrafkammer 
ee 9 32 im 
Dienſtſtrafgericht des erſten Rechtszuges iſt die Dienſtſtrafkammer. Der Senat kann bei der Dienſt⸗ 
ſtrafkammer mehrere Abteilungen bilden; er regelt den Geſchäftsgang. 


§ 33 fehlt 
$ 34 fehlt 


J § 35 
(1) Mitglieder der Dienſtſtrafkammer find der Vorſitzende, feine Stellvertreter, rechtskundige und 


andere Beiſitzer. : 
(2) Die Mitglieder müſſen auf Lebenszeit ernannte Beamte im Alter von mindeſtens dreißig 


Jahren ſein. f J 
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G) Der Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer und feine Stellvertreter müſſen planmäßige richterliche 
Beamte ſein. 

(4) Die rechtskundigen Beiſitzer müſſen die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt oder zum 
Richteramt beſitzen. f 

| | 8 36 ei 

(1) Der Präſident des Senats beitellt die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer auf drei Jahre; 
er kann ſie bei Ablauf ihrer Amtszeit wiederbeſtellen. 

(2) Wird während der Amtszeit die Beſtellung neuer Mitglieder erforderlich, ſo werden ſie nur für 
den Reſt der Amtszeit beſtellt. 

8 37 5 b 6 

Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet mit drei Mitgliedern, dem Vorſitzenden (oder ſeinem Stellver⸗ 
treter) und zwei Beiſitzern, von denen einer rechtskundig ſein muß; einer der Beiſitzer ſoll der Lauf⸗ 
bahn und möglichſt dem Verwaltungszweig des Beſchuldigten angehören. 


N N 8 38 | ' 

(1) Der Vorſitzende kann Beiſitzern, die ſich ohne vorherige Entſchuldigung ihren Pflichten ent⸗ 
ziehen, die dadurch verurſachten Auslagen auferlegen. Bei nachträglicher genügender Entſchuldigung 
kann er ſeine Anordnung ganz oder teilweiſe aufheben. g 

(2) Auf Einſpruch des Betroffenen entſcheidet die Dienſtſtrafkammer endgültig. Der Betroffene 
darf bei der Entſcheidung nicht mitwirken. 

l 8 39 ö 

Ein Mitglied der Dienſtſtrafkammer, gegen das ein förmliches Dienſtſtrafverfahren oder wegen 
eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens ein Strafverfahren eingeleitet oder dem nach $ 6 
des Danziger Beamtengeſetzes die Führung ſeiner Dienſtgeſchäfte verboten iſt, kann während dieſes 
Verfahrens oder der Dauer des Verbots ſein Amt nicht ausüben. 


ö 8 40 
(1) Das Amt eines Mitglieds der Dienſtſtrafkammer erliſcht, wenn das Mitglied 
1. im Strafverfahren zu einer Freiheitsſtrafe oder an Stelle einer Freiheitsſtrafe zu einer 
Geldſtrafe oder im förmlichen Dienſtſtrafverfahren zu Geldbuße oder einer ſchwereren Strafe 
rechtskräftig verurteilt wird, 
2. in den Warteſtand verſetzt oder als Hochſchullehrer entpflichtet wird, oder 
3. auf andere Weiſe aus dem Hauptamt ſcheidet, das es bei ſeiner Beſtellung bekleidet hat. 
(2) Das Amt des Vorſitzenden oder Stellvertreters des Vorſitzenden erliſcht ferner, wenn die 
Vorausſetzungen des $ 35 Abſ. 3 wegfallen. 


f n b) Dienſtſtrafhof 
' s41 
(1) Dienſtſtrafgericht des zweiten Rechtszuges ift der Dienſtſtrafhof. Der Senat regelt den Ge⸗ 
ſchäftsgang. 
(2) Der Dienſtſtrafhof beſteht aus dem Gerichtspräſidenten als Vorſitzenden, feinen Stellver- 
tretern als ſtellvertretenden Vorſitzenden, richterlichen und anderen Beiſitzern. 
(8) Die richterlichen Beiſitzer müſſen planmäßige richterliche Beamte in gehobener Stellung ſein. 
(4) Die Beiſitzer des Dienſtſtrafhofs (Abſ. 2) werden vom Präſidenten des Senats auf drei 
Jahre beſtellt. 
(5) Im übrigen gelten $ 35 Abſ. 2, 88 36, 38 bis 40 ſinngemäß. 


§ 42 fehlt 


e 8 43 8 
Der Dienſtſtrafhof beſchließt mit zwei richterlichen Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden, und 
einem weiteren Mitglied. Er entſcheidet in der Hauptverhandlung mit drei richterlichen Mitgliedern, 
einſchließlich des Vorſitzenden, und zwei weiteren Mitgliedern. 


6. Anterſuchung 
8 „ 
(1) Die Einleitungsbehörde kann von der Unterſuchung abſehen, wenn fie den Sachverhalt für 
aufgeklärt anſieht; ſie hat den Beſchuldigten davon in Kenntnis zu ſetzen. ä 


oe 
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(2) Andernfalls beſtellt ſie bei oder nach der Einleitung des Verfahrens einen Beamten zum 
Unterfuhungsführer ſowie einen weiteren Beamten zu ihrem Vertreter in dem Verfahren und teilt 
dies dem Beſchuldigten mit. Sie kann Hilfsunterſuchungsführer beſtellen. Für den Fall einer Verhin⸗ 
derung des AUnterſuchungsführers oder des Vertreters der Einleitungsbehörde iſt auch die Beſtellung 
eines Stellvertreters zuläſſig. 

(3) Der Unterſuchungsführer it in der Durchführung der Unterſuchung unabhängig und, abge⸗ 
ſehen von den Fällen des $ 50, an Weiſungen nicht gebunden. Sein Amt erliſcht aus den gleichen 
Gründen wie das Amt eines Mitgliedes der Dienſtſtrafktammer nach 8 40 Abſ. 1 Nr. 1 oder 3. Er 
kann abberufen werden, wenn die Vorausſetzungen des 8 40 Abſ. 1 Nr. 2 bei ihm eintreten. Über 
ſeine Ablehnung entſcheidet die Einleitungsbehörde endgültig. 

(4) Der Vertreter der Einleitungsbehörde hat ihren Weiſungen zu folgen. 


8 45 a 
(1) Der ee hat einen Schriftführer zuzuziehen und ihn, wenn er nicht Beamter 
iſt, auf dieſes Amt zu vereidigen. 
(2) Über die Ablehnung des Schriftführers entſcheidet der Unterſuchungsführer endgültig. 


a 8 46 
Der Unterſuchungsführer kann Zeugen und Sachverſtändige eidlich vernehmen. Er Kann Beſchlag⸗ 
nahmen und Durchſuchungen anordnen und ſie durch die dazu ſonſt berufenen Behörden ausführen 
laſſen. Polizeibehörden und Vertreter der Einleitungsbehörde ſind nicht befugt, eine Beſchlagnahme 
oder Durchſuchung im Dienſtſtrafverfahren anzuordnen. 


f 8 47 

Der Beſchuldigte iſt zu Beginn der Unterſuchung zu laden und, falls er erſcheint, zu Vergehen 

auch wenn er bereits während der Vorermittlungen gehört worden iſt. Iſt er aus zwingenden Gründen 
am Erſcheinen verhindert, und hat er dies rechtzeitig mitgeteilt, ſo iſt er erneut zu laden. 


8 48 

(1) Zur Vorbereitung eines Gutachtens über den Geiſteszuſtand des Beſchuldigten kann die Dienſt⸗ 
ſtrafkammer auf Antrag des Unterſuchungsführers anordnen, daß der Beſchuldigte in eine öffentliche 
Heil- und Pflegeanſtalt gebracht und dort verwahrt und unterſucht wird. Der Unterſuchungsführer hat 
den Beſchuldigten von dem Antrag in Kenntnis zu ſetzen. Der Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer be⸗ 
ſtellt von Amts wegen für dieſes Unterſuchungsverfahren einen Beamten zum Verteidiger und ſtellt 
ihm den Beſchluß der Dienſtſtrafkammer zu. 

(2) Gegen den Beſchluß iſt Beſchwerde zuläſſig; ſie hat aufſchiebende Wirkung. 

(3) Die Verwahrung in der Anſtalt darf nicht länger als ſechs Wochen dauern. 


8 49 

(1) Der Beſchuldigte kann an den Beweiserhebungen teilnehmen. Er iſt zu allen Beweiser⸗ 
hebungen, abgeſehen von Beſchlagnahmen und Durchſuchungen, zu laden. Der Anterſuchungsführer 
kann den Beſchuldigten von der Teilnahme ausſchließen, wenn er dies aus beſonderen dienſtlichen 
Gründen oder mit Rückſicht auf den Unterſuchungszweck für erforderlich hält; der Beſchuldigte iſt jedoch 
über das Ergebnis dieſer Beweiserhebungen zu unterrichten. 

(2) Der Unterſuchungsführer ſoll Beweisanträgen des Beſchuldigten ſtattgeben, ſoweit ſie für die 
Schuldfrage, das Strafmaß oder für die Gewährung eines Unterhaltsbeitrages ($ 64) von Bedeutung 
ſein können. 

(3) Ein Verteidiger iſt während der Unterſuchung nicht zugelaſſen. 


s 50 

(1) Der Vertreter der Einleitungsbehörde iſt zu allen Beweiserhebungen, abgejehen von Be⸗ 
ſchlagnahmen und Durchſuchungen, zu laden. Er kann daran teilnehmen, ſich aber auch jederzeit 
durch Einſichtnahme in die Akten über den Stand der N unterrichten. Seinen Beweisan⸗ 
trägen muß der Unterſuchungsführer ſtattgeben. 

(2) Der Vertreter der Einleitungsbehörde kann beantragen, die Unterſuchung auf neue Punkte, die 
den Verdacht eines Dienſtvergehens rechtfertigen, zu erſtrecken. Der Unterfudungsführer muß den An⸗ 
trägen entſprechen; er kann von ſich aus die Unterſuchung auf neue Punkte ausdehnen, wenn der Ver⸗ 
treter der Einleitungsbehörde zuſtimmt. Der Unterſuchungsführer hat dem Beſchuldigten Gelegenheit 
zu geben, ſich auch zu den neuen Anſchuldigungen zu äußern. 
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Ss 51 
(1) Hält der Unterſuchungsführer das Ziel der Unterſuchung für erreicht, ſo hat er dem Beſchul⸗ 
digten Gelegenheit zu geben, ſich abſchließend zu äußern. Er kann dem Beſchuldigten von dem für das 
Verfahren erheblichen Inhalt der Perſonalakten Kenntnis geben und ihm in die ſonſtigen Akten auch 
Einſicht gewähren. 
(2) Nach der abſchließenden Anhörung des Beſchuldigten (Abſ. 1 Satz 1) legt der Unterſuchungs⸗ 
führer die Akten mit einem zuſammenfaſſenden Bericht der Einleitungsbehörde vor. ; 


8 52 . 

(1) Die Einleitungsbehörde muß das förmliche Dienſtſtrafverfahren, ſolange es noch nicht bei der 
Dienititraffammer anhängig iſt (S 53 Abſ. 3), einſtellen, wenn 

1. es nicht rechtswirkſam eingeleitet oder ſonſt unzuläſſig iſt, 

2. der Beſchuldigte ſtirbt, 

3. der Beſchuldigte aus dem Beamtenverhältnis ausſcheidet oder entlaſſen wird, 

4. bei einem Ruheſtandsbeamten die Folgen einer gerichtlichen Verurteilung oder der Aber⸗ 
kennung der Danziger Staatsangehörigkeit nach 8 132 des Danziger Beamtengeſetzes ein⸗ 
treten, 

5. der Beſchuldigte als Ruheſtandsbeamter auf ſeine Rechte als ſolcher der oberſten Dienſt⸗ 
behörde gegenüber ſchriftlich verzichtet. Durch einen ſolchen Verzicht erlöſchen die Anſprüche 
auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung ſowie die Befugnis, die Amtsbezeichnung und 
die im Zuſammenhang mit dem früheren Amt verliehenen Titel zu führen und die Uniform 
zu tragen. 

(2) Die Einleitungsbehörde kann das förmliche Dienſtſtrafverfahren, ſolange es noch nicht bei der 
Dienſtſtrafkammer anhängig iſt ($ 53 Abſ. 3), einſtellen, wenn fie dies nach dem Ergebnis der Unter⸗ 
ſuchung oder aus anderen Gründen für angebracht hält; ſie kann in dieſem Fall auch eine Dienſtſtrafe 
im Rahmen der ihr nach 8 11 Abſ. 2, § 24 zuſtehenden Befugnis verhängen oder, wenn ſie ihre 
Dienſtſtrafgewalt nicht für ausreichend hält, die Entſcheidung des höheren Dienſtvorgeſetzten herbei⸗ 
führen. Wird eine Dienſtſtrafe verhängt, ſo können die Koſten des Verfahrens dem Beſchuldigten auf⸗ 
erlegt werden. Gegenüber einem Ruheſtandsbeamten kann die Einleitungsbehörde das Verfahren auch 
dann einſtellen, wenn fie ein Dienſtvergehen (§ 12 Satz 2) zwar für erwieſen, die Aberkennung oder die 
Kürzung des Ruhegehalts aber nicht für gerechtfertigt hält. 

(8) In den Fällen des Abſ. 1 und des Abſ. 2 Satz 1 und 3 gelten 8 22 Abſ. 2 und 8 27 ſinn⸗ 
gemäß. a 

(4) Die Einſtellungsverfügung iſt zu begründen und dem Beſchuldigten zuzuſtellen. 


7. Verfahren vor der Dienſtſtrafklammer bis zur Hauptverhandlung 
§ 53 

(1) Der Vertreter der Einleitungsbehörde verfaßt nach ihren Weiſungen eine Anſchuldigungsſchrift 
und legt ſie mit den Akten der Dienſtſtrafkammer vor. 

(2) Die Anſchuldigungsſchrift ſoll die Tatſachen, in denen ein Dienſtvergehen erblickt wird, und 
die Beweismittel geordnet darſtellen. Sie darf dieſe Tatſachen zuungunſten des Beſchuldigten nur inſo⸗ 
weit verwerten, als ihm in der Unterfuhung Gelegenheit gegeben worden iſt, ſich dazu zu äußern. 
(8) Mit dem Eingang der Anſchuldigungsſchrift iſt das Verfahren bei der Dienſtſtrafkammer an⸗ 
hängig. | 

(4) Teilt die Einleitungsbehörde der Dienſtſtrafkammer mit, daß ſie neue Anſchuldigungspunkte 
zum Gegenſtand der Verhandlung machen wolle, ſo hat die Dienſtſtrafkammer das Verfahren aus⸗ 
zuſetzen, bis der Vertreter der Einleitungsbehörde nach Ergänzung der Vorermittlungen oder der 
Unterſuchung einen Nachtrag zur Anſchuldigungsſchrift vorlegt oder die Fortſetzung des Verfahrens 
beantragt. 

(6) $ 48 gilt ſinngemäß; eines Antrags bedarf es nicht. 


f § 54 
Die Dienſtſtrafkammer kann bei ihr anhängige Dienſtſtrafverfahren in jeder Lage durch Beſchluß 
miteinander verbinden oder wieder trennen. 
f § 55 
Der Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer ſtellt dem Beſchuldigten eine Ausfertigung der Anſchuldi⸗ 
gungsſchrift und der Nachträge (§ 53 Abſ. 4) zu und beſtimmt eine Friſt, innerhalb deren der Be⸗ 
ſchuldigte ſich ſchriftlich äußern kann. 
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5 i f 8 56 
(1) Der Beſchuldigte kann ſich in dem Verfahren vor der Dienſtſtrafkammer der Hilfe eines Ver⸗ 
teidigers bedienen. Von Amts wegen wird ein Verteidiger, abgeſehen von dem Fall des § 48 Abſ. 1 
Satz 3, nicht beſtellt. 
(2) Verteidiger können nur die bei einem Danziger Gericht zugelaſſenen Rechtsanwälte ſein. 


8 57 
Der Beſchuldigte und ſein Verteidiger können nach Zuſtellung der Anſchuldigungsſchrift die der 
Dienſtſtrafkammer vorgelegten Akten, mit Ausnahme von Perſonalakten, einſehen und Abſchriften 
daraus entnehmen. Der Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer kann ihnen auch Auszüge aus den Per⸗ 
ſonalakten, ſoweit dieſe Belaſtendes enthalten, vorlegen. 


§ 58 

(1) Nach Ablauf der Friſt des 8 55 ſetzt der Vorſitzende den Termin zur Hauptverhandlung an 
und lädt hierzu den Vertreter der Einleitungsbehörde, den Beſchuldigten und ſeinen Verteidiger. Er 
lädt ferner die Zeugen und Sachverſtändigen, deren perſönliches Erſcheinen er für erforderlich hält; 
ihre Namen ſollen in den Ladungen des Vertreters der Einleitungsbehörde, des Beſchukdigten und 
ſeines Verteidigers angegeben werden. Ebenſo ordnet er die Herbeiſchaffung anderer Beweismittel an, 
die er für notwendig hält. 

(2) Zwiſchen der Zuſtellung der Ladung und der Hauptverhandlung muß eine Friſt von minde⸗ 
ſtens einer Woche liegen, wenn der Beſchuldigte nicht auf die Einhaltung der Friſt verzichtet; es gilt 
als Verzicht, wenn der Beſchuldigte ſich auf die Hauptverhandlung eingelaſſen hat, ohne zu rügen, 
daß die Friſt nicht eingehalten ſei. Liegt der dienſtliche Wohnſitz oder der Wohnort des Beſchuldigten 
im Ausland, ſo hat der Vorſitzende die Friſt angemeſſen zu verlängern. 


8. Hauptverhandlung 
§ 59 

(1) Die Hauptverhandlung findet ſtatt, auch wenn der Beſchuldigte nicht erſchienen iſt. Er kann 
ſich durch einen Verteidiger vertreten laſſen. Der Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer kann aber, ſofern 
der Beſchuldigte ſeinen dienſtlichen Wohnſitz nicht im Ausland hat, das perſönliche Erſcheinen des Be⸗ 
ſchuldigten anordnen und ihm dabei androhen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Verteidiger zu ſeiner 
Vertretung nicht zugelaſſen werde. 

(2) Iſt der Beſchuldigte vorübergehend verhandlungsunfähig, ſo kann das Verfahren bis zur 
Dauer von vier Wochen ausgeſetzt werden; iſt er aus zwingenden Gründen am Erſcheinen verhindert, 
und hat er dies rechtzeitig mitgeteilt, ſo iſt ein neuer Termin zur Hauptverhandlung anzuſetzen. 


$ 60 
Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich. Der Präſident des Senats und die von ihm ermäch⸗ 
tigten Perſonen ſowie Vorgeſetzte des Beſchuldigten oder von ihnen beauftragte Beamte können der 
Verhandlung beiwohnen. Der Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer kann andere Perſonen zulaſſen, wenn 
ein durch körperliche Gebrechen behinderter Beſchuldigter ihrer zur Hilfeleiſtung bedarf. 12. 


§ 61 

(1) In der Hauptverhandlung trägt ein vom Vorſitzenden aus den Mitgliedern der Dienſtſtraf⸗ 
kammer ernannter Berichterſtatter in Abweſenheit der Zeugen das Ergebnis des bisherigen Verfahrens 
vor. Dabei können Niederſchriften über Beweiserhebungen aus dem Dienſtſtrafverfahren oder einem 
anderen geſetzlich geordneten Verfahren durch Verleſen zum Gegenſtand der Hauptverhandlung ge⸗ 
macht werden. Soweit die Perſonalakten des Beſchuldigten Tatſachen enthalten, die für die Geſamt⸗ 
beurteilung erheblich ſein können, ſind ſie vorzutragen. Iſt der Beſchuldigte erſchienen, ſo wird er 
gehört. 

(2) Nach Anhörung des Beſchuldigten werden die Zeugen und Sachverſtändigen vernommen, ſo⸗ 
weit nicht der Beſchuldigte und der Vertreter der Einleitungsbehörde auf die Vernehmung verzichten, 
oder die Dienſtſtrafkammer ſie für unerheblich erklärt. 

(3) Die Dienſtſtrafkammer kann, wenn ſie weitere Beweiserhebungen für erforderlich hält, neue 
Zeugen oder Sachverſtändige vernehmen oder eines ihrer Mitglieder damit beauftragen oder eine 
Behörde darum erſuchen. s 

(4) Nach Schluß der Beweisaufnahme werden der Vertreter der Einleitungsbehörde, ſodann der 
Beſchuldigte und ſein Verteidiger gehört. Der Beſchuldigte hat das letzte Wort. : 
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8 62 

(1) Die Dienſtſtrafkammer kann zum Gegenſtand der Arteilsfindung nur die Anſchuldigungspunkte 
machen, die in der Anſchuldigungsſchrift und ihren Nachträgen dem Beſchuldigten als Dienſtvergehen 
zur Laſt gelegt werden. 

(2) Die im Dienſtſtrafverfahren oder in einem anderen geſetzlich geordneten Verfahren erhobenen 
Beweiſe können der Arteilsfindung zugrunde gelegt werden, ſoweit ſie Gegenſtand der Hauptver⸗ 
handlung waren. Über das Ergebnis der Beweisaufnahme entſcheidet die Dienſtſtrafkammer nach 
ihrer freien Überzeugung, ſoweit ſich nicht aus $ 13 Abſ. 3 etwas anderes ergibt. 


Ss 63 

(1) Das Urteil kann nur auf Beſtrafung, Freiſpruch oder Einſtellung des Verfahrens lauten. 

(2) Auf Freiſpruch iſt zu erkennen, wenn kein Dienſtvergehen erwieſen iſt. 

(3) Die Dienſtſtrafkammer hat das Verfahren einzuſtellen, wenn die Vorausſetzungen des 8 52 
Abſ. 1 vorliegen; vor Beginn der Hauptverhandlung kann fie es in dieſen Fällen durch Beſchluß ein⸗ 
ſtellen. Sie hat das Verfahren gegen einen Ruheſtandsbeamten ferner einzuſtellen, wenn ſie ein Dienſt⸗ 
vergehen zwar für erwieſen, die Aberkennung oder die Kürzung des Ruhegehalts aber nicht für 
gerechtfertigt hält. 

8 64 

(1) Die Dienſtſtrafkammer kann in einem auf Entfernung aus dem Dienſt oder auf Aberkennung 
des Ruhegehalts lautenden Urteil dem Verurteilten einen Unterhaltsbeitrag auf Lebenszeit oder auf beſtimmte 
Zeit bewilligen, wenn beſondere Umſtände eine mildere Beurteilung zulaſſen, der Verurteilte nach ſeiner 
wirtſchaftlichen Lage der Unterſtützung bedürftig und ihrer nicht unwürdig erſcheint. Der Unterhalts- 
beitrag darf für längſtens fünf Jahre höchſtens fünfundſiebzig vom Hundert und über dieſen Zeitraum 
hinaus höchſtens fünfzig vom Hundert des Ruhegehalts betragen, das der Verurteilte in dem Zeitpunkt, 
in dem das Arteil gefällt wird, erdient hätte oder erdient hatte; er iſt nach Hundertteilen dieſes Ruhe⸗ 
gehalts zu bemeſſen. 

(2) Die Dienſtſtrafkammer kann beſtimmen, daß der Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweiſe an Per⸗ 
ſonen, zu deren Unterhalt der Verurteilte geſetzlich verpflichtet iſt, gezahlt wird; nach Rechtskraft des 
Urteils kann dies auch die oberſte Dienſtbehörde beſtimmen. 

(8) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrages beginnt im Zeitpunkt des Verluſtes der Dienſt⸗ oder 
Verſorgungsbezüge. 

(4) Der Unterhaltsbeitrag erliſcht, wenn der Verurteilte wieder zum Beamten ernannt wird. Im 
übrigen gelten die Vorſchriften der 88 127 bis 129, 132, 134 und 135 des Danziger Beamtengeſetzes 
ſinngemäß; der Verurteilte gilt dabei als Ruheſtandsbeamter, der Unterhaltsbeitrag als Ruhegehalt. 


8 65 

(1) Das Urteil wird durch Verleſen der Urteilsformel und Mitteilung der weſentlichen Urteils- 
gründe verkündet. Es iſt ſchriftlich abzufaſſen und mit Gründen zu verſehen. Hat die Dienſtſtrafkammer 
eine Vernehmung nach § 61 Abſ. 2 für unerheblich erklärt, ſo iſt dies zu begründen. Hat die Dienſt⸗ 
ſtrafkammer einen Unterhaltsbeitrag nach 8 64 bewilligt, jo find die Gründe hierfür anzugeben. 

(2) Die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer, die bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, ſollen das 
Urteil unterſchreiben. 

(3) Dem Beſchuldigten und dem Vertreter der Einleitungsbehörde find Ausfertigungen des Urteils 
mit Gründen zuzuſtellen. 


9. Rechtsmittel im förmlichen Dienſtſtrafverfahren 
a) Beſchwerde 
8 66 

(1) Gegen nicht endgültige Beſchlüſſe der Dienſtſtrafkammer ift die Beſchwerde an den Dienſtſtraf⸗ 
hof zuläſſig, gegen Entſcheidungen, die der Arteilsfällung vorausgehen, jedoch nur, ſoweit fie eine 
Beſchlagnahme oder Durchſuchung, eine Straffeſtſetzung oder eine dritte Perſon betreffen. 

(2) Die Beſchwerde iſt bei der Dienſtſtrafkammer innerhalb von zwei Wochen ſeit Bekanntgabe der 
Entſcheidung einzulegen; die Beſchwerdefriſt wird jedoch auch gewahrt, wenn während ihres Laufes die 
Beſchwerde beim Dienſtſtrafhof eingelegt wird. f 

(8) Die Dienſtſtrafkammer kann der Beſchwerde abhelfen. Andernfalls entſcheidet der Dienftitraf- 
hof durch Beſchluß endgültig. 


593 
b) Berufung 
8 67 N a f 
(1) Gegen das Urteil der Dienſtſtrafkammer iſt innerhalb zweier Wochen nach ſeiner Zuſtellung 
Berufung an den Dienſtſtrafhof zuläſſig. Liegt der dienſtliche Wohnſitz oder der Wohnort des Beſchul⸗ 
digten im Ausland, ſo hat der Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer die Berufungsfriſt durch eine Ver⸗ 
fügung, die zugleich mit dem Arteil zuzuſtellen iſt, angemeſſen zu verlängern. 
(2) Die Koſtenentſcheidung allein kann nicht angefochten werden. 


8 68 
Die Berufung iſt bei der Dienſtſtrafkammer ſchriftlich oder durch ſchriftlich aufzunehmende Erklä⸗ 
rung vor der Geſchäftsſtelle einzulegen. Die Berufungsfriſt wird auch gewahrt, wenn während ihres 
Laufes die Berufung beim Dienſtſtrafhof eingelegt wird. 


8 69 

(1) Späteſtens innerhalb zweier weiterer Wochen nach Ablauf der Berufungsfriſt iſt die Berufung 
zu begründen; § 67 Abſ. 1 Satz 2 und 8 68 gelten ſinngemäß. 

(2) In der Begründung iſt anzugeben, inwieweit das Urteil angefochten wird, welche Anderungen 
des Urteils beantragt und wie dieſe Anträge begründet werden. 

(3) Neue Tatſachen und Beweismittel, die nach Ablauf der Friſt des Abſ. 1 vorgebracht werden, 
braucht das Dienſtſtrafgericht nur zuzulaſſen, wenn ſie nach der Berufungsbegründung entſtanden ſind 
oder ihr verſpätetes Vorbringen nach der freien Überzeugung des Dienſtſtrafgerichts nicht auf 
einem Verſchulden deſſen, der ſie geltend macht, beruht. 


8 70 
(1) Der Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer verwirft die Berufung als unzuläſſig, wenn ſie ſich 
nur gegen die Koſtenentſcheidung richtet oder verſpätet eingelegt oder nicht rechtzeitig begründet worden 
iſt. Die Entſcheidung iſt zuzuſtellen. N 
(2) Innerhalb zweier Wochen nach der Zuſtellung kann die Entſcheidung der Dienſtſtrafkammer 
beantragt werden; $ 67 Abſ. 1 Satz 2 gilt ſinngemäß. Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet über die 
Zuläſſigkeit der Berufung durch Beſchluß. 
8 71¹ 
(1) Wird die Berufung nicht als unzuläſſig verworfen, jo werden die Berufungsſchrift und die 
Berufungsbegründung dem Vertreter der Einleitungsbehörde oder, wenn dieſer die Berufung eingelegt 
hat, dem Beſchuldigten in Abſchrift zugeſtellt. 
(2) Die Berufung kann innerhalb zweier Wochen nach der Zuſtellung ſchriftlich beantwortet 
werden; 8 67 Abſ. 1 Satz 2 gilt ſinngemäß. 


8 72 
(1) Nach Ablauf der Friſt des 8 71 Abſ. 2 werden die Akten dem Dienſtſtrafhof überſandt. 
(2) Der Vorſitzende des Dienſtſtrafhofs beraumt entweder die Hauptverhandlung an oder über⸗ 
weiſt die Sache dem Dienſtſtrafhof zum Beſchluß ($ 73). 75 


. 8 73 
(1) Der Dienſtſtrafhof kann durch Beſchluß 

1. die Berufung aus den Gründen des § 70 Abſ. 1 Satz 1 als unzuläſſig verwerfen, 

2. die Berufung als offenſichtlich unbegründet zurückweiſen, 

3. das Urteil aufheben und die Sache an die Dienititraffammer zur nochmaligen Verhandlung 
und Entſcheidung zurückverweiſen, wenn er weitere Aufklärungen für erforderlich hält, oder 
wenn ſchwere Mängel des Verfahrens vorliegen, 

4. die Sache zur Hauptverhandlung verweilen. N N N 

Für die Einſtellung des Verfahrens gilt 8 63 Abſ. 3 ſinngemäß. IE 
(2) Vor der Beſchlußfaſſung in den Fällen des Abſ. 1 Nr. 1 bis 3 ift, wenn der Beſchuldigte 
Berufung eingelegt hat, dem Vertreter der Einleitungsbehörde und, wenn dieſer Berufung eingelegt 
hat, dem Beſchuldigten Gelegenheit zur Außerung zu geben. f j 
(3) Die Beſchlüſſe find unanfechtbar; fie find, außer im Fall des Abſ. 1 Nr. 4, ſchriftlich abzu⸗ 
faſſen, mit Gründen zu verſehen und dem Beſchuldigten ſowie dem Vertreter der Einleitungsbehörde 
zuzuſtellen. a . 
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8 74 
Soweit der Dienſtſtrafhof die Berufung für zuläſſig und für begründet hält, hat er das Urteil 
der Dienſtſtrafkammer aufzuheben und, wenn er nicht nach 8 73 Ab. 1 Nr. 3 verfährt, in der Sache 
ſſelbſt zu entſcheiden. 
8 75 
(1) Im Verfahren vor dem Dienſtſtrafhof gelten, ſoweit die 88 72 bis 74 nichts anderes vor⸗ 
ſchreiben, die Vorſchriften über das Verfahren vor der Dienſtſtrafkammer ſinngemäß. Von dem Ver⸗ 
leſen von Niederſchriften (S 61 Abſ. 1 Satz 2) kann jedoch abgeſehen werden, wenn der Beſchuldigte, 
ſein Verteidiger und der Vertreter der Einleitungsbehörde darauf verzichten. 
(2) Der Dienſtſtrafhof entſcheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. 


c) Rechtskraft 
8 76 
(1) Die Entſcheidungen der Dienſtſtrafkammer werden mit Ablauf der Rechtsmittelfriſt rechts⸗ 
kräftig, wenn kein Rechtsmittel eingelegt iſt. Wird auf Rechtsmittel verzichtet oder ein Rechtsmittel 
zurückgenommen, ſo iſt der Zeitpunkt maßgebend, in dem die Erklärung des Verzichts oder der Zurück⸗ 
nahme dem Dienſtſtrafgericht zugeht. 
(2) Endgültige Entſcheidungen der Dienſtſtrafkammer werden mit ihrer Bekanntgabe rechtskräftig. 


8 77% 
Die Beſchlüſſe des Dienſtſtrafhofs werden mit der Zuſtellung, ſeine Urteile mit der Verkündung 
rechtskräftig. 5 
10. Vorläufige Dienſtenthebung 
8 78 
Die Einleitungsbehörde kann einen Beamten vorläufig des Dienſtes entheben, wenn das förmliche 
Dienſtſtrafverfahren gegen ihn eingeleitet wird oder eingeleitet worden iſt. 


879 

(1) Die Einleitungsbehörde kann gleichzeitig mit der vorläufigen Dienſtenthebung oder ſpäter an⸗ 
ordnen, daß dem Beamten ein Teil, höchſtens die Hälfte, der jeweiligen Dienſtbezüge einbehalten 
wird, wenn im Dienſtſtrafverfahren vorausſichtlich auf Entfernung aus dem Dienſt oder Aberkennung 
des Ruhegehalts erkannt werden wird. 
(2) Iſt in einem auf Entfernung aus dem Dienſt lautenden noch nicht rechtskräftigen Urteil ein 

Anterhaltsbeitrag bewilligt worden, fo iſt dem Beamten mindeſtens ein dem Betrage des Anterhalts⸗ 

beitrages entſprechender Teil der Dienſtbezüge zu belaſſen. 

(3) Die Einleitungsbehörde kann bei Warteſtands⸗ und Ruheſtandsbeamten gleichzeitig mit der 
Einleitung des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens oder ſpäter anordnen, daß ein Teil, höchſtens ein 
Drittel, des Wartegeldes oder Ruhegehalts einbehalten wird. Abſ. 2 gilt ſinngemäß. 


8.80 
(1) Belleidet der Beſchuldigte 1 Amter, die im Verhältnis von Haupt⸗ zu Nebenamt ſtehen, 
jo iſt zur Anordnung der vorläufigen Dienſtenthebung und der Einbehaltung der Dienſtbezüge nur 
die für das Hauptamt zuſtändige Einleitungsbehörde befugt. 
(2) Die vorläufige Dienſtenthebung und die Einbehaltung der Dienſtbezüge erſtrecken ſich auf 
alle Amter, die der Beamte bekleidet, ſoweit ſich aus 8 112 Abſ. 4 en anderes ergibt. 


Kr 5 5 8 81 
( Die Enmnlettungsbehörde dann die a § 78 und nach 8 79 getroffenen Anordnungen jederzeit 
aufheben. 
(2) Mit dem rechtskräftigen a 923 Dienſtſtrafverfahrens enden die Anordnungen kraft 
A 
8 82 
ba 5 Die nach 8 79 1 Beträge verfallen, wenn 
1. im Dienſtſtrafverfahren auf Entfernung aus dem Dienſt oder auf Aberkennung des Ruhe⸗ 
gehalts oder 
2. in einem wegen desſelben Sachverhalts eingeleiteten Strafverfahren a eine mit Amts⸗ oder 
Ruhegehaltsverluſt verbundene Strafe erkannt oder 
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3. das Dienſtſtrafverfahren aus den Gründen des $ 52 Abſ. 1 Nr. 3 bis 5 eingeſtellt worden 
iſt und die Einleitungsbehörde feſtgeſtellt hat, daß nach dem Ergebnis der Unterſuchung 
Entfernung aus dem Dienſt oder Aberbenmems des Ruhegehalts gerechtfertigt geweſen wäre, 
oder 

4. das Dienſtſtrafverfahren auf Grund des $ 52 Abſ. 1 Nr. 1 eingeſtellt worden iſt und ein 
innerhalb dreier Monate nach der Einſtellung wegen desſelben Dienſtvergehens eingeleitetes 
neues Verfahren zur Entfernung aus dem Dienſt oder zur Aberkennung des Ruhegehalts 
geführt hat. 

(2) Die einbehaltenen Beträge jmd nachzuzahlen, wenn das Dienſtſtrafverfahren auf andere Weiſe 
rechtskräftig abgeſchloſſen oder von der Einleitungsbehörde eingeſtellt wird. Die Koſten des Straf⸗ 
verfahrens und des Dienſtſtrafverfahrens, ſoweit der Verurteilte ſie zu tragen hat, und eine ihm auf⸗ 
erlegte Geldbuße können von den nachzuzahlenden Beträgen abgezogen werden. 


Abſchnitt IV 
Wiederaufnahme des Dienſtſtrafverfahrens 
1. Zuläſſigkeit der Wiederaufnahme 
Ss 83 
(1) Die Wiederaufnahme des Verfahrens iſt nur zuläſſig gegenüber der rechtskräftigen Entſchei⸗ 
dung eines Dienſtſtrafgerichts, 

a) in der auf Entfernung aus dem Dienſt oder auf Aberkennung des Ruhegehalts erkannt iſt, 
mit dem Ziel einer Aufhebung oder Milderung des Urteils, oder ' 
in der nicht auf Entfernung aus dem Dienſt oder auf Aberkennung des Ruhegehalts ertönt 
ilt, mit dem Ziel ein auf eine dieſer Strafen lautendes Urteil herbeizuführen, 


b 


— 


wenn Be 

1. Tatſachen oder Beweismittel beigebracht werden, die erheblich und neu ſind — als erheblich 
ſind ſie anzuſehen, wenn ſie allein oder in Verbindung mit den früher gemachten Feſt⸗ 
ſtellungen eine andere Entſcheidung zu begründen geeignet ſind; als neu ſind Tatſachen und 
Beweismittel anzuſehen, die dem Dienſtſtrafgericht bei ſeiner Entſcheidung noch nicht bekannt 
waren und von denen der Antragſteller nachweiſt oder glaubhaft macht, daß er ſie nicht 
ſchon früher geltend machen konnte —, 

2. die Entſcheidung auf dem Inhalt einer fälſchlich angefertigten oder verfälſchten Urkunde oder 
auf einem Zeugnis oder Gutachten beruht, das vorſätzlich oder fahrläſſig falſch abgegeben 
worden iſt, 

3. ein gerichtliches Urteil, auf deſſen tatſächlichen Feſtſtellungen das Dienſtſtrafurteil beruht, 
durch ein anderes rechtskräftiges Urteil aufgehoben worden iſt, 

4. der Beſchuldigte nachträglich ein Dienſtvergehen glaubhaft eingeſtanden hat, das in dem 
erſten Verfahren nicht feſtgeſtellt werden konnte, 

5. ein Dienſtſtrafrichter, der bei der Entſcheidung mitgewirkt hat, ſich in der Sache einer ſtraf⸗ 
baren Verletzung ſeiner Amtspflicht ſchuldig gemacht hat, 

6. bei der Entſcheidung des Dienſtſtrafhofs ein Mitglied mitgewirkt hat, das von der Ausübung 
des Richteramts kraft Geſetzes ausgeſchloſſen war, es ſei denn, daß die Gründe für einen 
geſetzlichen Ausſchluß bereits erfolglos geltend gemacht worden waren. | 

(2) Die Wiederaufnahme iſt auch zuläſſig, wenn eine Strafe verhängt worden iſt, die nach Art 

oder Höhe im Geſetz nicht vorgeſehen war. 

8 84 
Die Wiederaufnahme des Verfahrens nach § 83 Abſ. 1 Nr. 2 und 5 iſt nur zuläſſig, wenn wegen 
der behaupteten Handlung eine rechtskräftige Verurteilung erfolgt iſt, oder wenn ein ſtrafgerichtliches 

Verfahren aus anderen Gründen als wegen Mangels an Beweiſen nicht kanst e oder nicht Nah 

geführt werden kann. N 

8 85 
Die Wiederaufnahme des Verfahrens iſt unzuläſſig, wenn nach dem Dienſtſtrafurteil ein ſtraf⸗ 
gerichtliches Urteil ergangen iſt, 
1. das ſich auf dieſelben Tatſachen gründet und ſie ebenſo — 3 are I en 
rechtskräftig aufgehoben ift, 
2. durch das der Verurteilte ſein Amt oder ſein Ruhegehälk verloren hat ödet es westen 
hätte, wenn er noch im Dienſt geweſen wäre oder Ruhegehalt bezogen hätte. i 5 
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2. Verfahren 
5 8 86 5 
(1) Zur Wiederaufnahme des Verfahrens bedarf es eines Antrages. Antragsberechtigt ſind 
1. der Verurteilte und ſein geſetzlicher Vertreter, nach ſeinem Tode ſein Ehegatte, ſeine Ver⸗ 
wandten auf und abſteigender Linie und ſeine Geſchwiſter, 
2. die Einleitungsbehörde. Beſteht die Einleitungsbehörde nicht mehr, ſo beſtimmt der Senat 
eine Behörde, die ihre Befugniſſe ausübt. 
(2) Der Antrag iſt ſchriftlich bei dem Dienſtſtrafgericht, deſſen Entſcheidung angefochten wird, ein⸗ 
zureichen. Er muß den geſetzlichen Grund der Wiederaufnahme und die Beweismittel bezeichnen. 
(8) Die im Abſ. 1 Nr. 1 genannten Perſonen können ſich eines Verteidigers (S 56 Abſ. 2) 
bedienen. i 
8 87 
Über die Zulaſſung des Antrags entſcheidet das Dienſtſtrafgericht, deſſen Entſcheidung angefochten 
wird. Es kann dazu erforderlichenfalls Ermittlungen anſtellen. N 8 


8 88 

(1) Das Dienſtſtrafgericht ($ 87) verwirft den Antrag durch Beſchluß, wenn es die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Zulaſſung des Antrags nicht für gegeben oder den Antrag für offenſichtlich 
unbegründet hält. g 

(2) Der Beſchluß iſt dem Antragſteller zuzuſtellen. 

(3) Gegen einen nach Abſ. 1 ergehenden Beſchluß der Dienſtſtrafkammer iſt die Beſchwerde zu⸗ 
läſſig. N 

a ö § 89 

. (A) Verwirft das Dienſtſtrafgericht den Antrag nicht, ſo beſchließt es die Wiederaufnahme des 
Verfahrens. Dieſer Beſchluß berührt das angefochtene Urteil nicht. 8 

(2) Für das weitere Verfahren iſt die Dienſtſtrafkammer zuſtändig, im Fall des § 83 Abſ. 1 
Nr. 6 der Dienſtſtrafhof. 

(3) Hat das Dienſtſtrafgericht die Wiederaufnahme des Verfahrens beſchloſſen, ſo gelten in den 
Fällen des $ 83 Abſ. 1 b die SS 78 bis 82 ſinngemäß. 5 


(1) Der Vorſitzende des nach § 89 Abſ. 2 zuſtändigen Dienſtſtrafgerichts hat der Einleitungs⸗ 
behörde oder, wenn dieſe die Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt hat, dem Verurteilten oder 
den anderen im § 86 Abſ. 1 Nr. 1 genannten Perſonen den Antrag und den nach § 89 Abf. 1 
ergangenen Beſchluß zuzuſtellen und ihnen dabei eine angemeſſene Friſt zur Erklärung zu beſtimmen. 

(2) Der Vorſitzende oder ein von ihm beauftragtes Mitglied des Dienſtſtrafgerichts nimmt die 
erforderlichen Ermittlungen vor, um den Sachverhalt aufzuklären. Dabei gelten ſinngemäß die Vor⸗ 
ſchriften über die Unterfuhung mit Ausnahme des § 49 Abſ. 3. 

(3) Die Einleitungsbehörde ernennt einen Beamten zu ihrem Vertreter in dem Verfahren. 


| sg 

(J) Nach Ablauf der Friſt des 8 90 Abſ. 1 kann das Dienſtſtrafgericht auf Antrag der Ein⸗ 
leitungsbehörde ohne neue mündliche Verhandlung die frühere Entſcheidung aufheben und auf Frei⸗ 
ſprechung erkennen. Dieſe Entſcheidung iſt endgültig. 77 ar 

(2) Andernfalls bringt es die Sache zur Hauptverhandlung. Für dieſe gelten die 88 58 bis 62 
und $ 65 ſinngemäß. 
f ! 8 92 

(1) In der Hauptverhandlung kann das Dienſtſtrafgericht die frühere Entſcheidung entweder auf⸗ 
rechterhalten oder aufheben und anders entſcheiden; dieſe Entſcheidung kann auch ergehen, wenn das 
Beamtenverhältnis des Verurteilten nicht mehr beſteht. 

(2) Gegen eine nach Abſ. 1 ergehende Entſcheidung der Dienſtſtrafkammer iſt Berufung zuläſſig. 


3. Ausſchluß von Dienſtſtrafrichtern 
(1) Ein Dienſtſtrafrichter, der im früheren Verfahren an der den erſten oder zweiten Rechtszug 
abſchließenden Entſcheidung mitgewirkt hat, iſt von der Mitwirkung im Wiederaufnahmeverfahren aus⸗ 
geſchloſſen. HA ee & 15 5 
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(2) Ein Beamter, der im früheren Verfahren als Unterſuchungsführer oder als Vertreter der 
Einleitungsbehörde (Vertreter der Anklage) mitgewirkt hat, darf im Wiederaufnahmeverfahren nicht 
tätig werden. f 

4. Entſchädigung unſchuldig Verurteilter 
Ss 94 

Wird ein zur Entfernung aus dem Dienſt oder zur Aberkennung des Ruhegehalts Verurteilter im 
Wiederaufnahmeverfahren nicht ebenſo beitraft, jo gilt S 55 des Danziger Beamtengeſetzes ſinn⸗ 
gemäß. 3 

8 95 

(1) Der Verurteilte und die Perſonen, zu deren Unterhalt er geſetzlich verpflichtet iſt, können über 
die Bezüge nach § 94 hinaus auf Grund entſprechender Anwendung des Geſetzes, betreffend die Ent⸗ 
ſchädigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen, vom 20. Mai 1898 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 345) Erſatz des ſonſtigen Schadens vom Staat verlangen. 

(2) Der Anſpruch auf Entſchädigung iſt zur Vermeidung ſeines Verluſtes innerhalb dreier Mo⸗ 
nate nach rechtskräftigem Abſchluß des Wiederaufnahmeverfahrens bei der oberſten Dienſtbehörde zu 
verfolgen. Ihre Entſcheidung iſt dem Berechtigten zuzuſtellen. Lehnt ſie den Anſpruch ab, ſo gelten für 
feine Weiterverfolgung die SS 142 bis 146 des Danziger Beamtengeſetzes. a 


5. Entziehung des Anterhaltsbeitrages 
§ 96 

Auf Antrag der oberſten Dienſtbehörde kann die Dienſtſtrafkammer beſchließen, daß ein nach § 64 
bewilligter Unterhaltsbeitrag herabgeſetzt oder ganz entzogen wird, wenn ſich nachträglich herausſtellt, 
daß der Bedachte des Unterhaltsbeitrages unwürdig war, oder wenn er ſich deſſen als unwürdig 
erweiſt oder wenn ſich ſeine wirtſchaftlichen Verhältniſſe weſentlich gebeſſert haben. Die Dienſtſtraf⸗ 
kammer kann, wenn ſie Beweiserhebungen für erforderlich hält, eines ihrer Mitglieder damit beauftragen 
oder eine Behörde darum erſuchen. Dem Bedachten iſt Gelegenheit zur Außerung zu geben. Wegen der 
Koſten gelten die SS 98, 100 und 101 ſinngemäß. 


Abſchnitt V 
Koſten des Dienſtſtrafverfahrens 


8 97 
(1) Der Dienſtvorgeſetzte kann einem Beamten, gegen den er eine Dienſtſtrafe verhängt hat, die 
durch die Ermittlungen entſtandenen Koſten ganz oder teilweiſe auferlegen. Sie können von den Dienſt⸗ 
bezügen abgezogen werden, auch ſoweit dieſe nicht pfändbar ſind. Sie fließen dem unmittelbaren Dienſt⸗ 
herrn zu. 
(2) Koſten, die nicht nach Abſ. 1 von dem Beamten zu erſtatten ſind, fallen dem unmittelbaren 
Dienſtherrn zur Laſt. 
8 98 
() Der Beſchuldigte, der im Dienſtſtrafverfahren verurteilt wird, iſt zugleich für ſchuldig zu 
erklären, die in dem geſamten Verfahren entſtandenen Koſten ganz oder teilweiſe zu tragen. 
(2) Dasſelbe gilt, wenn das förmliche Dienſtſtrafverfahren aus den Gründen des § 52 Abſ. 1 
Nr. 3 bis 5 und Abſ. 2 Satz 3 eingeſtellt wird und nach dem Ergebnis der Unterſuchung die Ver⸗ 
hängung einer Dienſtſtrafe gerechtfertigt geweſen wäre. ö 


8 99 
(1) Der Beſchuldigte, der ein Rechtsmittel zurückgenommen oder erfolglos eingelegt hat, iſt für 
ſchuldig zu erklären, die durch den Gebrauch dieſes Rechtsmittels entſtandenen Koſten zu tragen. Hatte 
das Rechtsmittel teilweiſe Erfolg, ſo kann das Dienſtſtrafgericht dem Beſchuldigten einen angemeljenen 
Teil dieſer Koſten auferlegen. | 
(2) Dieſe Vorſchriften gelten ſinngemäß für die Koſten, die durch einen Antrag auf Wiederauf⸗ 
nahme des Verfahrens entſtanden ſind. F 
8.100 ht 
(1) Die dem Beſchuldigten erwachſenen notwendigen Auslagen können dem Staat ganz oder teil⸗ 
weiſe auferlegt werden, wenn der Beſchuldigte freigeſprochen oder das förmliche Dienſtſtrafverfahren aus 
anderen als den im § 98 Abſ. 2 bezeichneten Gründen eingeſtellt wird. Sie find dem Staat aufzu⸗ 
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erlegen, wenn der Vertreter der Einleitungsbehörde ein Rechtsmittel zurückgenommen oder erfolglos 
eingelegt hat. i b 

(2) Koſten der Verteidigung trägt der Staat nur, wenn ſie ihm ausdrücklich auferlegt worden 

ſind. Dies gilt auch für das Wiederaufnahmeverfahren. 
§ 101 1 

(), Jede Entſcheidung in der Hauptſache muß beſtimmen, wer die Koſten des Verfahrens zu 
tragen hat. 

(2) Die Koſten, zu deren Tragung der Beſchuldigte verurteilt worden iſt, und die dem Staat 
auferlegten Koſten ſind durch die Geſchäftsſtelle der Dienſtſtrafkammer feſtzuſetzen. Auf Beſchwerde gegen 
die Feſtſetzung entſcheidet die Dienſtſtrafkammer endgültig. $ 97 Abi. 1 Satz 2 gilt ſinngemäß. 

(8) Die im förmlichen Dienſtſtrafverfahren feſtgeſetzten Koſten fließen dem Staat zu, auch ſoweit 
ſie bei den Vorermittlungen entſtanden ſind. 


Abſchnitt VI 
Vollſtreckung, Begnadigung 
8 102 

(1) Entfernung aus dem Dienſt und Aberkennung des Ruhegehalts werden mit der Rechtskraft 
des Urteils wirkſam. Ein auf Entfernung aus dem Dienſt lautendes Urteil gilt, wenn der Verurteilte 
vor Eintritt der Rechtskraft in den Ruheſtand tritt, als Urteil auf Aberkennung des Ruhegehalts, ein 
auf Gehaltskürzung lautendes Urteil ſinngemäß als Urteil auf Kürzung des Ruhegehalts. 

(2) Warnung und Verweis gelten, wenn ſie durch Dienſtſtrafverfügung verhängt werden, mit 
deren Zuſtellung oder Eröffnung, wenn ſie durch Arteil verhängt werden, mit der Rechtskraft als voll⸗ 
ſtreckt. 

(3) Geldbuße, Gehaltskürzung und Kürzung des Ruhegehalts vollſtreckt der Dienſtvorgeſetzte; bei 
Ruheſtandsbeamten gilt 8 21 Abſ. 4. Die Durchführungsvorſchriften beſtimmen, wie die Kürzung der 
Dienſtbezüge bei Beamten, die Gebühren beziehen, vollſtreckt wird. 

(4) Die Geldbuße kann von den Dienſtbezügen abgezogen werden, auch ſoweit dieſe nicht pfändbar 
ſind. 

(5) Geldbußen, die der Dienſtvorgeſetzte verhängt, fließen dem unmittelbaren Dienſtherrn des 
Beamten zu. Geldbußen, die durch Urteil verhängt werden, ſind an den Staat abzuführen. 


8 103 
Die Durchführungsvorſchriften beſtimmen, in welcher Meile Geldbeträge (88 38, 97, 101, 102 
Abj. 4) beigetrieben werden. 
8 104 
(1) Dem Senat ſteht das Gnadenrecht in Dienſtſtrafſachen für alle Beamten zu. 
(2) Wird die Strafe der Entfernung aus dem Dienſt im Gnadenwege aufgehoben, ſo gilt 8 54 
Abſ. 2 des Danziger Beamtengeſetzes ſinngemäß. 


Abſchnitt VII 
Verfahren bei Fernbleiben vom Dienft 
§ 105 

(1) Im Fall des § 17 Abſ. 2 des Danziger Beamtengeſetzes iſt der Antrag des Beamten auf 
Entſcheidung der Dienſtſtrafkammer ſchriftlich bei dem Dienſtvorgeſetzten einzureichen und zu begründen. 
Der Dienſtvorgeſetzte legt den Antrag mit ſeiner Stellungnahme der Dienſtſtrafkammer vor. 

(2) Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet ohne mündliche Verhandlung endgültig. Sie kann Beweiſe 
wie im förmlichen Dienſtſtrafverfahren erheben. Wegen der Koſten gelten die 88 99 bis 101 ſinn⸗ 
gemäß. n 

(8) Unbeſchadet der Feſtſtellung nach § 17 Abſ. 2 Satz 2 des Danziger Beamtengeſetzes kann 
der Dienſtvorgeſetzte eine Dienſtſtrafe verhängen oder die Einleitungsbehörde das förmliche Dienſtſtraf⸗ 
verfahren einleiten. Im letzteren Fall kann die Dienſtſtrafkammer die beiden Verfahren miteinander ver⸗ 
binden. 

$ 106 

Wird der Beamte vorläufig des Dienſtes enthoben ($ 78), während er ohne Urlaub ſchuldhaft 
dem Dienſt fernbleibt, ſo dauert der Verluſt der Dienſtbezüge fort, bis der Dienſtvorgeſetzte feſtſtellt, 
daß der Beamte ſeine Amtsgeſchäfte aufgenommen hätte, wenn er hieran nicht durch die vorläufige 
Dienſtenthebung gehindert worden wäre. 5 SCALE 
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Abſchnitt VIII 
Verfahren gegen Beamte auf Widerruf 
8 107 
Gegen einen Beamten auf Widerruf, der eines Dienſtvergehens beſchuldigt wird, findet ein förm⸗ 
liches Dienſtſtrafverfahren nicht ſtatt. Die Behörde, die nach § 29 zur Einleitung eines förmlichen 
Dienſtſtrafverfahrens zuſtändig wäre, kann einen Beamten mit der Unterſuchung beauftragen; dieſer 


Beamte hat die Rechte und Pflichten eines Anterſuchungsführers. Wird eine Unterſuchung angeordnet, 
ſo gelten die Vorſchriften der 88 78 bis 82 ſinngemäß. 


Abſchnitt IX 
Beſondere Vorſchriften 
1. Für Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
§ 108 
Im förmlichen Dienſtſtrafverfahren gegen Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit gilt folgendes: 

1. An Stelle der Einleitungsbehörde entſcheidet die Dienſtſtrafkammer auf Antrag oder nach 
Anhörung des Vertreters der Einleitungsbehörde über die vorläufige Dienſtenthebung und 
über die Einbehaltung von Dienſtbezügen ſowie über die Aufhebung dieſer Anordnungen. 
Gegen die Entſcheidung der Dienſtſtrafkammer iſt die Beſchwerde an den Dienſtſtrafhof 
zuläſſig. 

2. Sämtliche Beiſitzer der Dienſtſtrafkammer und des Dienſtſtrafhofes müſſen planmäßige 
Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit ſein. N 

3. Die Aufgaben des Vertreters der Einleitungsbehörde werden von dem Generalſtaatsanwalt 
wahrgenommen. 


2. Für nichtrichterliche Beamte der Juſtizverwaltung 
8 109 b 
(1) Für das förmliche Dienſtſtrafverfahren gegen nichtrichterliche Beamte der Juſtizverwaltung 
wegen Dienſtvergehen, die in oder bei Ausübung der Rechtspflege begangen ſind, gilt folgendes: 
la) Im erſten Rechtszug muß wenigitens einer der beiden Beiſitzer planmäßiger Richter der ordent⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit ſein. 
b) Im zweiten Rechtszug entſcheidet der Dienſtſtrafhof in der in 8 41 vorgeſehenen Zuſammen⸗ 
ſetzung, jedoch müſſen die richterlichen Beiſitzer Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit ſein. 
2. Die Aufgaben des Vertreters der Einleitungsbehörde werden von dem Generalſtaatsanwalt 
wahrgenommen. 3 
(2) Die Einleitungsbehörde entſcheidet, ob die Anſchuldigung ein Dienſtvergehen im Sinne des 
Abſ. 1 betrifft. Auch wenn nach der Entſcheidung der Einleitungsbehörde der Anſchuldigung ein Sach⸗ 
verhalt zugrunde liegt, der nur zum Teil die Vorausſetzung des Abſ. 1 erfüllt, find die Dienſtſtrafgerichte 
in der im Abſ. 1 bezeichneten Zuſammenſetzung zuſtändig. 


3. Für Beamte in leitender Stellung 
8 110 

(1) Für das förmliche Dienſtſtrafverfahren gegen den Gerichtspräſidenten, die Staatsräte, die 
Beamten in der Beſoldungsgruppe der Senatsräte und gegen den Leiter des Staatlichen Rechnungs⸗ 
prüfungsamts iſt der Dienſtſtrafhof allein zuſtändig. b N 

(2) Der Dienſtſtrafhof entſcheidet endgültig. 

(3) Die Aufgaben des Vertreters der Einleitungsbehörde werden von dem Generalſtaatsanwalt 
wahrgenommen. 


4. Für Beamte der uniformierten ſtaatlichen Vollzugspolizei 
§ 111 
Der Senat beſtimmt, welche Vorgeſetzten der uniformierten ſtaatlichen Vollzugspolizei als Dienſt⸗ 
vorgeſetzte im Sinne des § 24 Abſ. 1, Abi. 2 Nr. 3 und Abſ. 3 gelten, und regelt den Beſchwerde⸗ 
zug. Er kann andere Formen der Verhängung und Vollſtreckung von Dienſtſtrafen, als in den SS 25 
und 102 vorgeſchrieben, zulaſſen. 8 
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5. Für Beamte der Gemeinden, Gemeindeverbände gemeindlichen Zweckverbände und der anderen 
Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 


$ 112 

(1). Der Senat gilt im Sinne dieſes Geſetzes als oberſte Dienſtbehörde der Beamten der Ge- 
meinden, Gemeindeverbände und gemeindlichen Zweckverbände; er kann ſeine Befugniſſe auf nachgeord⸗ 
nete Behörden übertragen. Er beſtimmt, wer als nachgeordnete Behörde, Dienſtvorgeſetzter und höherer 
Dienſtvorgeſetzter im Sinne dieſes Geſetzes anzuſehen iſt. Er kann die Zuſtändigkeit zur Verhängung 
von Warnungen, Verweiſen und Geldbußen abweichend von den Vorſchriften des § 24 regeln. 

(2) Für die Beamten der anderen Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
ſowie die an nichtſtaatlichen öffentlichen Schulen tätigen beamteten Lehrperſonen, die der ſtaatlichen 
Beſtätigung bedürfen, gilt Abſ. 1 ſinngemäß. 

(3) Für die im Abſ. 2 bezeichneten Körperſchaften uſw. gilt $ 151 Abſ. 6 des Danziger Beamten⸗ 
geſetzes ſinngemäß. 

(4) Sit eines der Ämter im Sinne des § 30 Abſ. 1 Satz 1 ein gemeindliches Ehrenamt und 
wird gegen den Beamten nur wegen eines in dem Ehrenamt oder im Zuſammenhang mit dieſem be⸗ 
gangenen Dienſtvergehens ein förmliches Dienſtſtrafverfahren eingeleitet, ſo kann im Urteil die Wirkung 
der Entfernung aus dem Dienſt auf das gemeindliche Ehrenamt und die in Verbindung mit ihm be⸗ 
kleideten Nebenämter beſchränkt werden. Die Anordnung der vorläufigen Dienſtenthebung (§8 78, 80) 
kann entſprechend beſchränkt werden. 


§ 113 fehlt 


Abſchnitt X 
übergangs⸗ und Schlußvorſchriften 
8 114 fehlt 


8 115 

(1) Dieſes Geſetz gilt ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt, in dem das Dienſtvergehen begangen iſt. 

(2) Gegen einen Ruheſtandsbeamten, der vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in den Ruheſtand 
getreten iſt, kann ein Dienſtſtrafverfahren nur eingeleitet werden wegen eines vor dem Eintritt in 
den Ruheſtand begangenen Dienſtvergehens, wenn dies nach den bisher für ihn geltenden Vorſchriften 
zuläſſig war, wegen Annahme von Belohnungen oder Geſchenken, wenn das Dienſtvergehen (8 22 
Abſ. 1 Satz 2 des Danziger Beamtengeſetzes) nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes begangen iſt. Im 
übrigen iſt die Einleitung eines Dienſtſtrafverfahrens gegen ihn nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
zuläſſig; dies gilt auch dann, wenn ein wegen derſelben Tatſachen eingeleitetes früheres Dienſtſtraf⸗ 
verfahren nur wegen Verfahrensmangels eingeſtellt worden war. 


$ 116 


Anhängige Dienſtſtrafverfahren gehen mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in der Lage, in der 
ſie ſich befinden, auf die nach dieſem Geſetz zuſtändigen Behörden über. Maßnahmen, die nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen getroffen worden ſind, bleiben rechtswirkſam. 


§ 117 fehlt 


§ 118 


Dieſes Geſet gilt bis zur Neuregelung der Dienſtverhältniſſe der Notare auch für dieſe mit der 
Maßgabe, daß auf ſie § 108 entſprechende Anwendung findet. 


§ 119 


Die auf Grund dieſes Geſetzes ergehenden Entſcheidungen der Dienſtvorgeſetzten und Dienſtſtraf⸗ 
gerichte ſind für die Beurteilung der vor einem Gericht geltend gemachten vermögensrechtlichen Anſprüche 
bindend. 

8 120 


(0) Der Senat erläßt, ſoweit dieſes Geſetz nichts anderes vorſchreibt, die zu ſeiner Durchführung 
erforderlichen Rechts⸗und Verwaltungsvorſchriften. 


(2) Die Durchführungsvorſchriften beſtimmen auch, welche Bezüge als Dienſtbezüge im Sinne der 
§8 6, 7 und 79 anzuſehen ſind. 
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8 121 
(1) Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1939 in Kraft. 
(2) Alle bisherigen Vorſchriften, die das Dienſtſtrafrecht gegenüber Beamten, auf die dieſes Geſetz 


Anwendung findet, betreffen, treten außer Kraft; die Amtszeit der Mitglieder der bisherigen Dienſt⸗ 
ſtrafgerichte endet. 


(3) Soweit in Geſetzen, Verordnungen oder ſtatutariſchen Vorſchriften auf die außer Kraft treten⸗ 
den Vorſchriften verwieſen wird, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes und die dazu 
erlaſſenen Durchführungsvorſchriften an ihre Stelle. 

Danzig, den 2. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer, Huth, Dr. Hoppenrath, Boeck, 
P. Z. I 20% Dr. Wiers-Keiſer, Rettelsky, Dr. Schimmel, Dr. Großmann 
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